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Die  in  357  preußischen  Gemeinden  erhobenen  Zuschläge  zu  direkten  Steuern  in 
den  Jahren  1908,  1909,  1910  vom  Statistischen  Amte  der  Stadt  Posen, 

Veröffentlichungen  des  Statistischen  Amtes  von  Elberfeld  über  Gemeindesteuern. 


1.  Die  Entwicklung 
der  Gemeindeeinkommenfteuern  vor  dem  Erlaß 
des  Kommunalabgabengese^es. 


Nachdem  der  absolute  Staat  mit  seiner  straffen  Zeatrali- 
sation  jede  freie  Entwicklung-  des  Städtewesens  unterbunden 
hatte,  brach  im  Anfangfe  des  19.  Jahrhunderts  für  die  Städte 
der  preußischen  Monarchie  mit  der  Stein-Hardendergschen 
Reform  eine  neue  Epoche  an.  Die  Städteordnungf  vom 
19.  November  1808  stattete  die  preußischen  Städte  mit 
der  Verwaltung-  ihrer  eigenen  Angeleg-enheiten  aus,  und 
nun  war  die  Bahn  frei  für  eine  Entwicklung,  auf  welche 
wir  heute  mit  Stolz  zurückblicken  können. 

Eine  neue  Gestaltung  des  kommunalen  Finanzhaushalts 
wurde  notwendig.  Die  allgemeinen  Normen  über  die  Aus- 
gestaltung- des  städtischen  Steuerwesens  in  der  Städteordnung 
wiesen  deutlich  auf  die  Einführung-  direkter  Steuern,  ins- 
besondere Personalsteuern,  hin,  und  da  zunächst  eine  An- 
lehnung- an  entsprechende  staatliche  Personalsteuern  bei 
dem  Fehlen  solcher  nicht  möglich  war,  so  wurde  den  Städten 
die  Einführung  besonderer  Personalsteuern  besonders  nahe- 
gelegt. Erst  als  in  den  Jahren  1818 — 1822  ein  vollständiger 
Neubau  des  staatlichen  Steuersystems  und  die  Basierung- 
desselben  auf  nach  der  Leistungsfähigkeit  umgeleg-te 
Personalsteuern,  die  sogenannte  Klassensteuer,  in  Ang-riff 
genommen  wurde,  fand  auch  das  Abgabenwesen  der  Ge- 
meinden in  §  13  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1820  eine 
Regelung  dahingehend,  daß  „andere  Auflagen  und  Aus- 
schläge für  die  Bezirks-  und  Gemeindebedürfnisse  als  Zu- 
schläge  zur  Klassen-   oder  Mahl-  und  Schlachtsteuer  nur 
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dann  gestattet  seien,  wenn  sie  bereits  bestehen  und  das 
Bedürfnis  derselben  noch  fortdauert  oder  wenn  sie  in  der 
Verfassung  oder  landesherrHchen  BewilHgung  beruhen,  in 
allen  Fällen  aber  nur,  insofern  sie  den  Bestimmungen  der 
allgemeinenen  Steuergesetze  und  der  P^reiheit  des  innern 
Verkehrs  nicht  hinderlich  sind",  Bestimmungen,  welche  die 
Wege  gewiesen  haben,  ,.auf  denen  seitdem  bis  zum  KAG. 
unsere  Gemeindebesteuerung  gewandelt  ist  und  die  zu 
verlassen  durch  die  Staats-  und  Reichssteuergesetzgebung 
gehindert  wurde." 

Zur  Befriedigung  der  kommunalen  Finanzbedürfnisse 
wurden  also  Zuschläge  zur  Klassensteuer,  bezw.  in  den 
größeren  Städten  mit  ihren  komplizierteren  Verhältnissen  zur 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  als  Regel  angesehen.  Staat  und 
Gemeinde  sollten  mithin  aus  denselben  Steuerquellen  ihre 
Mittel  zur  Durchführung  ihrer  zunächst  auf  ganz  verschie- 
denen Gebieten  liegenden  Aufgaben  schöpfen.  Freilich 
konnte  damals  bei  den  infolge  der  Kriegsjahre  danieder- 
liegenden Verhältnissen  niemand  ahnen,  daß  der  kommunale 
Haushalt  im  Laufe  der  Zeit  einer  solchen  Steigerung  ent- 
gegenging". Wenn  auch  in  den  späteren  Gemeindever- 
fassungsgesetzen die  Zuschläge  zu  den  Personalsteuern  nicht 
mehr  gerade  als  die  Regel  hingestellt  wurden,  so  sorgte 
der  teils  rechtlich  gewährleistete,  teils  tatsächlich  vorhandene 
Einfluß  des  Grundbesitzes  in  den  Stadtvertretungen  im  Ver- 
ein mit  dem  Gewerbebetrieb  dafür,  daß  alle  neuen  Kom- 
munallasten auf  die  Schultern  der  Allgemeinheit,  aller  Steuer- 
zahler gelegt  wurden. 

Dazu  kam  die  starke  Inanspruchnahme  der  Steuern  auf 
den  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  durch  den  Staat  selbst. 
So  verschieden  die  Steuersysteme  der  einzelnen  Gemeinden 
waren,  eins  war  fast  allen  gemeinsam,  nämlich  die  hohen 
Zuschläge  zu  den  Personalsteuern.  Angesichts  des  stetig- 
zunehmenden Finanzbedarfes  der  Gemeinden  infolge  der  in- 
dustriellen Entwicklung,  der  mit  der  Wohlhabenheit  steigen- 
den Bedürfnisse  und  der  Ausdehnung  der  Tätigkeit  der 
Gemeinden  über  weite  Gebiete  des  modernen  Kulturlebens 
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und  angesichts  der  steig-enden  Belastung-  der  staatlichen 
Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  durch  kom- 
munale Zuschläge  wurde  eine  Reform  ein  immer  dringen- 
deres Bedürfnis.  Was  die  Höhe  der  Zuschläge  anbetrifft, 
lassen  wir  eine  Stimme  aus  dem  Ende  dieser  Zeit  sprechen. 
Gneist  schreibt  im  Jahre  1881  folgendes^):  „Das  Ergebnis 
dieser  ganzen,  die  Personalbesteuerung  in  den  Vordergrund 
scliiebenden  Entwicklung  war,  daß  z.  B.  1876  in  der  Rhein- 
provinz 110  Gemeinden  200— -2507o,  66;zvvischen250und300^^, 
34  über  300      Zuschläge  zu  den  Personalsteuern  erhoben". 

Der  amtliche  Bericht  der  Finanzverwaltung  sagt,  daß 
in  dem  Jahre  1883/84  die  Zuschläge  zur  Klassen-  und  klassi- 
fizierten Einkommensteuer  in  233  Gemeinden  die  Höhe  von 
über  300  erreichten,  in  wenigen  Gemeinden  bis  500  ^j^;  ja 
in  13  Gemeinden  gingen  sie  sogar  über  500^/^  hinaus  bis  GTS^^j. 

Angesichts  solcher  Verhältnisse  wurde  am  27.  Juli  1885 
das  Kommunalsteuer-Notgesetz  erlassen,  welches  durch  die 
Ausdehnung  der  subjektiven  Steuerpflicht  auf  die  Kom.man- 
ditgesellschaften  auf  Aktien  und  diejenigen  eingetragenen 
Genossenschaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis 
ihrer  Mitglieder  hinausg-elit,  und  durch  Übertragung  des 
Rechts  der  Besteuerung  der  Forensen  und  Aktiengesell- 
schaften auf  diejenigen  Gemeinden,  denen  ein  solches  Recht 
bisher  nicht  zustand,  eine  Reihe  neuer  Steuerquellen  er- 
öffnete. Gleichzeitig  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  dieses 
Gesetz  nur  provisorischen  Charakter  habe  und  eine  g-änz- 
liche  Neuregelung-  des  kommunalen  Finanzwesens  für  not- 
wendig erachtet  werde  und  bevorstehe. 

Eine  wesentliche  Besserung-  der  steuerlichen  Verhält- 
nisse brachte  dieses  Gesetz  jedoch  nicht.  Nach  wie  vor 
waren  hohe  Zuschläge  zu  der  staatlichen  Personalsteuer  das 
charakteristische  JMerkmal  im  Finanzwesen  der  preußischen 
Städte.  Die  folgende  Tabelle  gibt  einen  Überblick  über 
die  im  Rechnungsjahre  1891/92  erhobenen  Zuschläge  zur 

^)  Gneist,  Die  preußische  Finanzreform  durch  die  Regulierung  der  Ge- 
meindesteuern 1881. 
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staatlichen  Einkommensteuer  und  zu  den  Staatssteuern  vom 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  in  den  größeren  Städten. 


Es  erhoben  Zuschläge  zur: 


oLatite 

Grund-  u. 
Gebäudesteuer 

Gewerbe- 
steuer { 

Einkommen- 
steuer 

oLau.te 

Grund-  u. 
Gebäudesteuer 

Gewerbe- 
steuern 1 

Einkommen- 
steuer 

90 

33 

200 

Posen*  

2V2 

166 

Bochum  .... 

100 

50 

220 

Stettin  

84 

28 

150 

100 

120 

Beuthen  .... 

200 

Charlottenburg' 

60 

150 

Bielefeld  .... 

35 

35 

210 

75 

252 

Bonn  ...... 

50 

140 

Dortmund  .  .  . 

33,3 

290 

Brandenburg*  . 

100 

240 

Düsseldorf  .  .  . 

90 

90 

215 

Bromberg  .  .  . 

232 

Erfurt  

190 

Elbing  

280 

Halle  

100 

Flensberg  .  .  . 

300 

Hannover    .  .  . 

150 

Gleiwitz  .... 

255 

Kiel  

136 

200 

Hagen  

350 

Königsberg  .  . 

33,3 

220 

Königshütte  . 

275 

Magdeburg*  .  . 

37,5 

133V3 

Linden  

150 

75 

165 

Die  mit  *  bezeichneten  Städte  haben  außerdem  noch  besondere  Ein- 
kommensteuern. 


Eine  große  Anzahl  von  Städten  hielt  sich  überhaupt 
nicht  an  die  Staatseinkommensteuer  und  besteuerte  das  Ein- 
kommen nach  einem  besonderen  Tarif. 

In  den  Aktenstücken  des  Hauses  der  Abgeordneten 
heißt  es,  daß  bei  Nichtberücksichtigung  der  besonderen 
direkten  Steuern  durchschnittlich  die  Gewerbesteuer  mit  nur 
27,49  ^Iq,  die  Gebäudesteuer  mit  nur  66,51  ^1^,  die  Grundsteuer 
mit  67,70  dagegen  die  Klassen-  und  klassifizierte  Ein- 
kommensteuer mit  151,92  ^/q  Zuschlägen  belastet  wurde. 
„Wesentlich  stärker  würde  sich  die  Ungleichheit  der  Be- 
lastung ergeben,  sobald  die  besonderen  direkten  Gemeinde- 
steuern in  Zuschläge  zu  den  entsprechenden  Staatssteuern 
umgewandelt  werden.    Denn  die  Beträge  der  besonderen 
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Einkommensteuern  sind  nicht  unerheblich."  Aus  diesen 
statistischen  Belegen  sieht  man  deutlich  die  unverhältnis- 
mäßige, fast  einseitige  Belastung  der  staatlichen  Personal- 
steuer mit  kommunalen  Zuschläg'en  gegenüber  den  Ertrags- 
steuern. Wirft  man  noch  einen  Blick  auf  die  Stellung  der 
Einkommensteuer  innerhalb  der  gesamten  kommunalen 
Steuereinnahmen,  welche  das  Rückgrat  eines  jeden  Finanz- 
haushaltes der  Gemeinde  bilden,  so  ist  zu  sag-en,  daß  in  den 
32  in  Tabelle  V  des  Anhanges  genannten  größeren  Städten 
im  Jahre   1894  78,57  gesamten  Steuerbedarfs  im 

Durchschnitt  durch  die  Einkommensteuer,  d.  h.  mehr  als  '^Z^, 
und  nur  14,27       durch  die  Realsteuern  gedeckt  wurden. 

Diese  vorzugsweise  Basierung  des  kommunalen  Haus- 
haltes auf  die  Einkommensteuer  brachte  sowohl  für  den 
Staat  wie  für  die  Gemeinden  selbst  schwere  Nachteile  mit 
sich.  Einerseits  führten  diese  Verhältnisse  zu  dem  Bestreben 
der  Verschleierung  des  Einkommens,  zumal  der  Staat  über 
Mittel  zur  g'enaueren  Erfassung  des  Einkommens,  wie  er 
sie  heute  besitzt,  nicht  verfügte,  und  zu  einer  mit  dem 
Finanzinteresse  des  Staates  unvereinbaren  laxen  Handhabung 
der  Einschätzungsgrundsätze  seitens  der  Einschätzungskom- 
missionen. Andererseits  v^urde  infolge  der  starken  Schwan- 
kungen, denen  das  Einkommen,  namenthch  das  gewerbliche, 
unterworfen  ist,  wie  durch  Verluste,  welche  die  Gemeinde 
durch  Tod  oder  Wegzug  hochbesteuerter  MitgUeder  erleidet, 
die  Stetigkeit  des  kommunalen  Haushaltes  in  hohem  Grade 
gefährdet. 


2.  Die  theoretischen  Erörterungen  zur 
Gemeindesteuerreform. 


Wie  in  vielen  Fällen,  so  hat  auch  hier  die  Theorie 
die  Weg-e  zur  Reform  g-ewiesen.  Die  theoretischen  Er- 
örterungen in  dieser  Frag^e  gehen  bis  in  die  sechziger 
Jahre  zurück,  „Nachdem  das  Kommunalabgabenwesen  bis 
in  den  Anfang  der  sechzig'er  Jahre  hinein  sowohl  in  der 
Wissenschaft  wie  in  der  praktischen  Politik  ein  wenig  be- 
achtetes Stilleben  geführt  hatte,  wurde  es  um  die  ange- 
g-ebene  Zeit  von  vielen  Seiten  aus  zu  einer  der  brennenden 
Fragen  erhoben^)."  In  liberalen  sowie  in  sozialpolitischen 
Kreisen,  welche  sich  in  dem  Volkswirtschaftlichen  Kongresse 
und  in  dem  1872  von  Schmoller  gegründeten  Verein  für 
Sozialpolitik  einen  Mittelpunkt  und  eine  Vertretung  ge- 
schaffen hatten,  war  man  sich  der  Unhaltbarkeit  der  Zustände 
im  Gemeindesteuerwesen  vollkommen  bewußt  und  arbeitete 
mit  Energie  auf  eine  Reform  hin.  Auf  dem  volkswirt- 
schaftlichen Kongresse  im  Jahre  1864  stellte  Michaelis  den 
Satz  auf,  daß  die  Grundsteuer  eigentlich  der  Gemeinde 
gehöre,  und  der  Staat,  welcher  dieselbe  mit  Beschlag 
belegt  habe,  sich  deshalb  mit  ihr  auseinandersetzen  müsse. 
Seitdem  hat  die  Kommunalsteuerfrage  auf  allen  Kongressen 
eine  wichtige  Rolle  g'espielt  und  lebhafte  Debatten  hervor- 
gerufen. Bei  den  Kongreßverhandlungen  von  1867  in 
Hamburg  wurde  von  dem  Referenten  Dr.  Braun  eine 
Resolution  beantragt,  in  der  es  unter  anderem  heißt: 


^)  Adickes,  Das  KAG.  vom  14.  Juli  1893.  1894. 
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1.  Bei  der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  Zwecke 
des  Staates  und  der  Gemeinde  erscheint  grund- 
sätzHch  eine  Identifizierung-  der  Staats-  und  Ge- 
meindesteuern nicht  gerechtfertigt;  vielmehr  ist 

2.  bei  der  Aufbringung  der  für  den  Staat  notwendigen 
Mittel  die  Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen, 
dagegen  bei  der  Beschaffung  der  für  Gemeinde- 
zwecke erforderlichen  Mittel  das  Verhältnis  zwischen 
der  Leistung  der  Kommunalsteuerpflichtigen  und 
der  Gegenleistung  der  Kommune  maßgebend. 

Das  sind  Gedanken,  welche  überall  wiederkehren 
und  auf  denen  später  das  ganze  Reformwerk  aufgebaut 
worden  ist. 

Im  Jahre  1872  bemerkte  der  Abgeordnete  Miquel  bei 
Gelegenheit  der  Beratung  des  zweiten  Entwurfes  einer 
Kreisordnung: 

„Ich  persönlich  bin  sogar  der  Meinung,  daß  wir  nie- 
mals in  Preußen  zu  einer  befriedigenden  Regelung  des 
Kommunalsteuerwesens  kommen,  solange  nicht  die  Grund- 
ünd  Gebäudesteuer  w^esentlich  den  Kommunen  übertragen 
ist."  Von  der  Freihandelsschule  war  der  Gedanke  der 
Uberweisung  der  Ertrag-ssteaern  an  die  Gemeinden  aus- 
gegangen, später  wurde  dieser  Gedanke  von  derselben 
Schule  fallen  gelassen  und  sogar  bekämpft. 

Neu  wurde  der  Gedanke  aufgenommen  vom  Verein 
für  Sozialpolitik,  welcher  überhaupt  der  Kommunalsteuer- 
frag-e  eine  tiefere  und  eingehendere  Behandlung  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  ganzen  Steuerwesen  zuteil  werden 
ließ.  Besonders  fruchtbar  für  diese  Frage  waren  die  Ver- 
handlungen des  Vereins  im  Jahre  1877  in  Berlin,  wo  der 
Referent  A.  Wagner  seine  Anschauungen  in  gTÖßter  Aus- 
führUchkeit  darlegte.  Davon  ausgehend,  daß  Wesen  und 
Aufgaben  von  Staat  und  Gemeinde  zwar  teilweise,  aber 
auch  nur  teilweise  zusammenfallen  und  daß  deshalb  ein  ein- 
faches System  von  Zuschlägen  zu  den  Staatssteuern  unzu- 
lässig sei,  führt  er  aus,  das  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit 
sei  zwar  auch  in  der  Gemeinde  vorwaltend,  doch  müsse 
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daneben  das  Prinzip  der  Besteuerung  nach  Maßgabe  des 
Interesses  verwirklicht  werden.  Die  Ausgaben  seien  nach 
ihren  Zwecken  zu  sondern  und  zu  ihrer  Deckung  die 
Steuern  zum  Teil  nach  der  Leistung'sfähigkeit  (progressive 
Einkommensteuer  mit  höherer  Besteuerung  des  fundierten 
Einkommens),  zum  Teil  nach  dem  Interesse  (durch  Gebühren 
und  Beiträge,  Ertrags-  und  Vermögenssteuern,  sowie  Extra- 
besteuerung des  Wertzuwachses  bei  Grund  und  Boden,  durch 
Besitzwechselabgaben,  Erbschaftssteuer  und  Baustellensteuer) 
nach  näherer  gesetzlicher  Vorschrift  heranzuziehen.  Von 
direkten  Ertragssteuern  empfehle  sich  in  den  Städten  be- 
sonders eine  jährlich  zu  veranlagende  städtische  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  in  Verbindung  mit  einer  Baustellensteuer;  aus 
dieser  sei  der  Hauptteil  der  wirtschaftlichen  Ausgaben 
(Wegewesen,  Straßenreinig'ung,  Be-  und  Entw^ässerung,  Be- 
leuchtung usw.)  zu  decken.  Bemerkenswert  ist,  daß  die 
Frage  der  Uberweisung-  der  Ertragssteuern  an  die  Ge- 
meinden, welche  in  den  Gutachten  von  1873  so  scharf  be- 
tont worden  war,  bei  der  ablehnenden  Haltung  der  Staats- 
regierung in  den  Hintergrund  trat.  Obwohl  „die  1877  in 
der  Kommunalsteuerfrage  gefaßten  Beschlüsse  ein  zunächst 
unrealisierbares  Ideal  aufstellen,  insofern  besondere,  von 
ähnlichen  Staatssteuern  unabhängige  Realsteuern  verlangt 
werden,  während  doch  alle,  Freunde  wie  Gegner  der  vor- 
zugsweisen Realbesteuerung,  darin  übereinstimmen,  daß  die 
bestehenden  staatlichen  Realsteuern,  der  Ausbildung  beson- 
derer Gemeinderealsteuern  durchaus  hindernd  im  Wege 
stehen",  so  hat  der  Gedankenaustausch  das  Reformwerk  doch 
sehr  gefördert,  und  in  allen  folgenden  Gesetzentwürfen 
und  insbesondere  in  den  Motiven  zum  KAG.  spielen  diese 
prinzipiellen  Gedanken  eine  ausschlaggebende  Rolle. 


3.  Das  Kommunalabgabengesetz 
vom  18.  Juli  1893. 

In  den  Jahren  1891/93  wurde  die  in  Aussicht  g-estellte 
Reform  des  kommunalen  Steuerwesens  und  zwar  im  Sinne 
der  Anschauungfen  der  auf  den  Ve.rsammlung"en  des  Ver- 
eins für  SozialpoUtik  gefallenen  Voten  im  Zusammenhang 
mit  einer  Reform  der  direkten  Staatssteuern  durch g*efdhrt. 
Durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1893,  betr.  Aufhebung  direkter 
Staatssteuern,  wurde  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  die 
Gewerbesteuer  als  Staatssteuer  außer  Hebung  gesetzt  und 
ihr  Ertrag  den  Gemeinden  überwiesen.  Als  Ersatz  für  die 
vom  Staate  aufgegebenen  Ertrag'ssteuern  wurde  durch  Ge- 
setz vom  gleichen  Datum  die  Ergänzungssteuer  als  direkte 
Staatssteuer  eingeführt.  Das  Gesetz  betr.  Aufhebung-  direkter 
Staatssteuern  wurde  von  einer  Denkschrift  begleitet,  in 
welcher  ganz  deuthch  der  Einfluß  der  vorangegangenen  theo- 
retischen Erörterungen  zu  bemerken  ist.  Darin  heißt  es: 
„Die  Belastung  der  Güterquellen  mit  staatlichen  Ertrags- 
steuern, insbesondere  die  Erhebung  hoher  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuern, hat  zur  Folge  gehabt,  daß  die  Gemeinden  in 
der  überwiegenden  Mehrzahl  ihrerseits  von  der  Besteuerung 
dieser  Güterquellen  in  dem  durch  volkswirtschaftliche  und 
kommunale  Rücksichten  gebotenen  Umfange  und  Maße  Ab- 
stand genommen  haben  und  ihren  Steuerbedarf  ausschließ- 
Hch  oder  doch  überwieg-end  durch  Einkommensteuern  auf- 
bringen. Die  Gemeinde  ist  ein  wesentlich  wirtschaftlicher 
Verband.  Wenngleich  die  Gemeinden  in  vielen  Beziehungen 
an  der  Erfüllung  unmittelbarer  Staatszwecke  beteiligt  sind, 
so  haben  sie  doch  an  erster  Stelle  diejenigen  Vorbedin- 
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g-ung'en  zu  erfüllen,  auf  denen  das  nachbarliche  wirtschaft- 
liche Zusammenleben  und  die  Erwerbstätig-keit  ihrer  Ein- 
wohner beruhen.    Hierauf  bezieht  sich  ein  großer,  oft  der 
gTÖßte  Teil  der  kommunalen  Aufwendungen.    Ein  Teil  der 
Ausgaben  der  Gemeinden  gereicht  gewiß  allen  Einwohnern 
mehr  oder  weniger  gleichmäßig  zum  Vorteil;  ein  anderer 
Teil   der  Ausgaben  kommt  aber  ganz  oder  überwiegend 
den  mit  der  Gemeinde  untrennbar  verbundenen  Objekten 
—  Grund-  und  Hausbesitz  und  Gewerbebetrieb  —  zugute  und 
erhöht  deren  Wert  oder  wird  durch  sie  veranlaßt."  Die 
Denkschrift  kommt  infolgedessen  zu  dem  Schlüsse,  daß  „die 
ausschließliche  oder  überwiegende  Aufbringung  des  Kom- 
munalsteuerbedarfes durch  Einkommensteuern  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zwecke  und  die  Wirkungen  der  Gemeinde- 
ausgaben der  Anforderung  einer  gerechten  Steuerverteilung* 
widerspricht.    Das  Einkommen  aus  Arbeit  und  aus  Geld- 
kapital wird  sonst  unverhältnismäßig  für  solche  Zwecke  be- 
steuert, für  welche  die  Inhaber  der  anderen  Güterquellen 
in  erster  Linie  aufzukommen  haben,  während  auf  der  an- 
deren Seite  die  großen  Wertsteigerungen  namentlich  des 
städtischen  Grundbesitzes,  welche  lediglich  durch  die  die 
Steigerung  der  Ausgaben  wiederum  bedingende  fortschrei- 
tende  Entwickelung  der  Gemeinde  hervorgerufen  sind,  in 
der  Besteuerung  fast  unberücksichtig-t  bleiben,  und  damit 
den  Gemeinden  eine  bedeutende,  gerade  mit  dem  Wachsen 
der  Ausgaben  naturgemäß  steigende  Steuerkraft  zum  großen 
Teil  entzogen  wird."    Durch  das  Gesetz  betr.  Aufhebung 
direkter   Staatssteuern    wurden    den    Gemeinden   die  Er- 
tragssteuern als  ausschließhche,  vom  Staate  nicht  mehr  in 
Anspruch  genommene  Steuerquelle  zugewiesen. 

Damit  waren  die  Voraussetzungen  g*eschaffen  für  eine 
vollständige  Neuordnung  des  kommunalen  Finanzwesens, 
welche  im  KAG.  vom  14.  Juli  1893,  in  Kraft  seit  dem 
1.  April  1895,  durchgeführt  wurde.  Im  Rahmen  dieser 
Arbeit  liegend,  behandele  ich  das  KAG.  eingehender  nur, 
soweit  es  für  die  weitere  Entwickelung  der  Einkommen- 
steuerzuschläge sowie  für  die  Ausbildung  der  Realsteuern 
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—  unter  diesem  Namen  faßt  das  KAG.  die  direkten  Steuern 
vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  zusammen  —  von 
Bedeutung*  geworden  ist.  Abgesehen  von  der  Tatsache, 
daß  das  KAG.  mit  Ausnahme  von  Hohenzollern,  eine  Rechts- 
einheit in  dem  kommunalen  Abgabenwesen  der  ganzen 
preußischen  Monarchie  geschaffen  hat,  verfolgt  es  ein  dop- 
peltes Ziel,  welches  negativ  und  positiv  genannt  worden  ist. 
Neg'ativ,  insofern  es  die  Gemeindezuschläge  zu  der  auf 
Selbsteinschätzung  begründeten  staatlichen  Einkommen- 
steuer in  tunhchst  engen  Grenzen  halten  will  im  Interesse 
des  Staates  wie  der  Gemeinde  selbst;  positiv,  insofern  die 
von  der  Wissenschaft  seit  fast  einem  Menschenalter  gefor- 
derte Ausdehnung  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse  tat- 
sächlich zur  Durchführung  gebracht  wird,  andererseits  auch 
die  indirekten  Steuern  mehr  als  bisher  entwickelt  werden. 
Mit  Recht  nennt  Julius  Wolf  in  seiner  Schrift  „Die  Reichs- 
Finanzreform  und  ihr  Zusammenhang  mit  Deutschlands 
Volks-  und  Weltwirtschaft  1909"  Miquel  den  wissenschaft- 
lichsten aller  preußischen  Finanzminister,  weil  er  die  von 
der  Wissenschaft  hinsichtlich  der  Gemeindebesteuerung-  auf- 
gestellten Prinzipien  in  g-enialer  Weise  in  die  Praxis  um- 
gesetzt hat. 

Zunächst  bestimmt  der  §  2  des  KAG.,  in  welcher  Reihen- 
folge und  in  welchem  Verhältnis  die  verschiedenen  Finanz- 
quellen von  den  Gemeinden  zur  Deckung  ihres  Finanzbedarfes 
herangezogen  werden  sollen.  „Die  Kommunen  dürfen  von  der 
Befugnis,  Steuern  zu  erheben,  nur  insoweit  Gebrauch  machen, 
cüs  die  sonstigen  Einnahmen,  insbesondere  aus  dem  Gemeinde- 
vermögen, aus  Gebühren,  Beiträgen  oder  vom  Staate  oder 
von  w^eiteren  Kommunalverbänden  den  Gemeinden  über- 
wiesenen Mittel  zur  Deckung'  ihrer  Ausg'aben  nicht  aus- 
reichen. Durch  direkte  Steuern  darf  nur  der  Bedarf  aufge- 
bracht werden,  welcher  nach  Abzug  des  Aufkommens  der  indi- 
rekten Steuern  von  dem  g-esamten  Steuerbedarf e  verbleibt." 
Die  direkten  Steuern  stehen  mithin  bezüglich  ihrer  Heranzieh- 
ung zu  den  Kommunallasten  an  letzter  Stelle.  Aber  daraus  zu 
schließen,  daß  die  direkten  Steuern  nur  eine  subsidiäre  Stellung 
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im  Finanzwesen  der  Gemeinde  einnehmen  sollen,  wäre  durch- 
aus falsch  und  widerspräche  den  Grundgedanken  des  ganzen 
Gesetzes.  Einer  solchen  Auffassung  steht  die  Tatsache  gegen- 
über, daß  auch  unter  der  Herrschaft  des  KAG.  die  direkten 
Steuern  die  Haupteinnahmequelle  der  Gemeinden  sind.  Die 
Bestimmungen  des  §  2  sollen  nur  auf  eine  weitere  Ausbildung 
und  Ausnutzung  aller  übrigen  Einnahmequellen  hinweisen. 

„Das  in  der  Denkschrift  aufgestellte  Prinzip,  daß  die  Kom- 
munalbesteuerung nicht  lediglich  auf  der  Leistungsfähigkeit 
aufzubauen  sei,  sondern  unter  Berücksichtigung  von  Leistung 
und  Gegenleistung,  von  Last  und  Vorteil  zu  regeln  sei,  findet 
im  §  2  seine  Kodifikation." 

Wenden  wir  uns  nun  speziell  der  Frage  der  direkten 
Steuern  zu.  Nach  §  23  des  KAG.  dürfen  die  Gemeinden 
als  direkte  Steuern  erheben: 

1.  Gemeindesteuern   vom   Grundbesitz  und  Gewerbe- 
betrieb (Realsteuern); 

2.  Gemeindesteuern  vom  Einkommen  der  Steuerpflich- 
tigen (Einkommensteuern). 

Die  Steuerquellen  sind  also  nach  wie  vor  dieselben. 
Die  Neuregelung  besteht  hier  in  den  Vorschriften  über  die 
angemessene  Benutzung  dieser  Quellen,  damit  der  Staat 
nun  auch  eine  Garantie  für  eine  verhältnismäßige  Heran- 
ziehung der  von  ihm  auf§*egebenen  Realsteuern  hatte.  „Ge- 
meindesteuern vom  Einkommen  dürfen"  nach  §  36  Absatz  1 
„nur  auf  Grund  der  Veranlagung  zur  Staatseinkommensteuer 
und  in  der  Regel  nur  in  Form  von  Zuschlägen  erhoben 
werden.  Diese  Zuschläge  müssen  gleichmäßig  sein.  Zu- 
schläge zur  Ergänzungssteuer  sind  unzulässig."  Zur  Er- 
gänzung muß  §  23  herangezogen  werden,  welcher  besagt: 
„Die  Einkommensteuer  kann  zum  Teil  durch  Aufwands- 
steuern ersetzt  werden.  Aufwandssteuern  dürfen  nicht 
grundsätzlich  die  gering-eren  Einkommen  verhältnismäßig 
höher  £iis  die  g'rößeren  belasten.  Miets-  und  Wohnung*s- 
steuern  dürfen  nicht  neu  eingeführt  werden." 

§  37  regelt  die  Frag-e  der  besonderen  Einkommen- 
steuern.   „Besondere  Gemeindeeinkommensteuern  sind  nur 
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aus  besonderen  Gründen  gestattet  und  bedürfen  der  Ge- 
nehm igfung-.  Die  Beibehaltung-  bestehender  besonderer  Ge- 
nieindeeinkommensteuern  kann  mit  Zustimmung-  der  Minister 
des  Innern  und  der  Finanzen  ausnahmsweise  und  aus  be- 
sonderen Gründen  genehmigt  werden.*'  Praktisch  ist  also 
die  Einkommenbesteuerung'  seitens  der  Gemeinden  auf  die 
Erhebung  von  Zuschlägen  zur  Staatssteuer  angewiesen.  Be- 
sondere Gemeindeeinkommensteuern  haben  heute  Frankfurt 
a.  M.  und  Altona,  letztere  Stadt  in  Rücksicht  auf  die  Steuer- 
verhältnisse in  dem  benachbarten  Jrlamburg.  Miets-  und 
Wohnungssteuern  erhoben  nach  dem  Berichte  des  Abge- 
ordnetenhauses und  des  Herrenhauses  aus  der  Session  1892/93 
nur  vier  Städte:  Frankfurt  a.  M.,  Berlin,  Halle  und  Danzig*. 
In  den  drei  ersten  Städten  sind  sie  zur  Aufhebung  gelanget, 
so  daß  heute  nur  noch  Danzig  als  einzige  Stadt  neben  Zu- 
schlägen zur  Staatseinkommensteuer  eine  besondere  Miets- 
steuer erhebt. 

In  der  Art  der  Heranziehung  wurde  den  Städten  eine 
größere  Freiheit  gegeben  Indem  man  diese  Steuern  den 
Gemeinden  zu  £illeinig-er  Benutzung  überließ,  wollte  man 
gleichzeitig-  die  Möglichkeit  einer  Anpassung'  derselben 
an  die  lokalen  Verhältnisse  an  die  Hand  g-eben.  Deshalb 
gestattet  das  KAG.  die  Einführung  besonderer  Gemeinde- 
steuern vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb.  Dazu 
lassen  sich  die  Motive  folgendermaßen  vernehmen:  Bei 
der  Ausg-estaltung  der  besonderen  Realsteuern  wird  vor 
allem  auf  die  Vermeidung-  derjenigen  Mängel  Gewicht 
zu  legen  sein,  welche  den  staatUch  veranlagten  Real- 
steuern anhaften  und  auch  deren  Wert  als  kommunale 
Leistungsformen  beeinträchtigen.  Insbesondere  werden  die 
Gemeinden  gegenüber  der  völHg-en  Starrheit  und  Unver- 
änderhchkeit  der  staatlichen  Grundsteuer  sowie  geg-enüber 
der  Bemessung-  der  staatlichen  Gebäudesteuer  nach  weit 
zurückliegenden  Zeiträumen  und  ihrer  Festleg-ung  für  je 
15  jährige  Perioden  auf  Einrichtungen  hinzuwirken  haben, 
welche  hinsichtHch  der  Höhe  der  Besteuerung  eine  dem 
wechselnden  Steuerbedarfe  entsprechende  volle  Beweglich- 
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keit  und  rücksichtlich  der  Veranlagung-  die  tunlichste  An- 
passung- an  die  Geg-enwart  g-e währleisten."  Als  Beispiele 
eines  besonderen  Bemessungsmaßstabes  bei  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer  führt  das  KAG.  den  Reinertrag  bzw. 
Nutzungswert  eines  oder  mehrerer  Jahre,  den  Pacht-  bzw. 
Mietwert  oder  den  gemeinen  Wert  der  Grundstücke  und 
Gebäude,  die  in  der  Gemeinde  stattfindenden  Abstufungen 
des  Grundbesitzes  oder  die  Verbindung-  mehrerer  dieser 
Maßstäbe  an.  Besondere  Gewerbesteuern  können  bemessen 
werden  nach  dem  Ertrage  des  letzten  Jahres  oder  einer 
Reihe  von  Jahren,  nach  Anlage-  oder  Betriebskapital,  nach 
sonstigen  Merkmalen  für  den  Umfang  des  Betriebes  oder 
nach  einer  Verbindung  mehrerer  dieser  Maßstäbe.  Dr.  Freund 
betont  in  seinem  „Kommunalabgabengesetz"  ausdrücklich, 
daß  dies  nur  Beispiele  sind,  also  auch  andere  Maßstäbe  als 
die  vorgeschlagenen  nicht  ausschheßen,  Die  Einführung 
von  Realsteuern  nach  einem  besonderen  Maßstabe  bedarf 
der  Genehmigung-  der  Aufsichtsbehörde. 

Die  für  die  weitere  Untersuchung  wichtigsten  Kapitel 
sind  die  Bestimmungen  über  die  Verteilung  des  durch 
direkte  Steuern  aufzubringenden  Steuerbedarfes  auf  Ein- 
kommen- und  Realsteuern.  Die  §§  54 — 59  des  KAG. 
schreiben  als  „zwingendes"  Recht  vor:  „Die  vom  Staate 
veranlagten  Realsteuern  sind  in  der  Regel  mindestens  zu 
dem  gleichen  und  höchstens  zu  einem  um  die  Hälfte  höheren 
Prozentsatze  zur  Kommunalsteuer  heranzuziehen,  als  Zu- 
schläge zur  Staatseinkommensteuer  erhoben  werden. 

Solange  die  Realsteuern  100%  nicht  übersteigen,  ist 
die  Freilassung  der  Einkommensteuer  oder  eine  Heran- 
ziehung- derselben  mit  einem  geringeren  als  dem  im  ersten 
Absätze  bezeichneten  Prozentsatze  zulässig. 

Werden  mehr  als  150  ^/^  der  staatlich  veranlagten 
Realsteuern  erhoben  und  ist  die  Staatseinkommensteuer 
mit  150^0  belastet,  so  können  von  dem  Mehrbetrage  für 
jedes  Prozent  der  stattlich  veranlagten  Realsteuern  2% 
der  Staatseinkommensteuer  erhoben  werden. 
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Mehr  als  200  ^/^  der  Realsteuern  dürfen  in  der  Regfei 
nicht  erhoben  werden.-' 

Folgende  Tabelle,  welche  dem  „Kommunalabg-aben- 
g-esetz"  von  Adickes  entnommen  ist,  macht  das  Verhältnis 
der  Einkommensteuer-  und  Realsteuerbelastung",  wie  es  von 
dem  Gesetz  in  der  Regel  gewollt  ist,  ganz  deutlich. 


Das  sind  die  Grundlagen  einer  verhältnismäßigen  Ver- 
teilung des  Steuerbedarfs  auf  die  beiden  direkten  Steuer- 
arten. Sache  der  Gemeindeorgane  ist  es  nun,  g-enau  zu 
prüfen,  welche  Ausgaben  durch  Realsteuern  und  Ein- 
kommensteuern aufzubringen  sind.  In  dieser  Beziehung 
gibt  die  Ausführungsanweisung  zum  KAG.  allgemeine  Ge- 
sichtspunkte : 

„  a)  Diejenigen  Aufwendungen,  welche  nach  ihrem 
Wesen  und  ihrer  Bestimmung  allen  Gemeindeangehörigen 
zugute  kommen  oder  durch  sie  veranlaßt  werden,  sind 
vorzugsweise  durch  die  Einkommensteuer  zu  decken;  hierhin 
gehören  insbesondere  die  Kosten  der  den  Gemeinden  ob- 
liegenden Erfüllung  allgemeiner  staatlicher  Zwecke,  wie  die 
Aufwendungen  für  das  Volksschul-  und  Armenwesen,  für 
öffentliche  Sicherheit,  für  Gesundheitspflege  usw.,  ferner  die 
allgemeinen  Verwaltung'skosten  der  Gemeinden  usw.  ^.). 

b)  Aufwendungen,  die  ausschießlich  oder  doch  ganz  über- 
wiegend dem  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  zum  Vorteil 
gereichen,  wie  die  Anleg-ung  und  Unterhaltung*  von  Wegen, 

^)  Werden  indessen  die  Kosten  des  Volksschulwesens  und  der  Armen- 
pflege wesentlich  durch  gewerbliche  Betriebe  verursacht,  so  ist  der  Gesamtheit 
der  Realsteuern  in  deren  Verhältnis  zur  Einkommensteuer  ein  entsprechend 
größerer  Anteil  an  diesen  Kosten  zur  Last  zu  legen. 


Realsteuerbelastung 


Mindestbetrag     Höchster  Betrag 


der  Einkommenste aerbelastung 


1107« 
120% 

150  «/„ 

180  »/„ 
200  «/„ 
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Ent-  und  Bewässerunofsanlag-en,  welche  nur  oder  vorzug-s- 
weise  dem  Grundsitz  und  Gewerbebetrieb  dienen,  sind 
iedig-lich  durch  Realsteuern  aufzubringen. 

c)  Die  im  allgemeinen  Interesse  gemachten  Aufwen- 
dungen, aus  denen  zugleich  den  Grundbesitzern  und  Ge- 
werbetreibenden besondere  Vorteile  erwachsen,  sind  auf 
die  Realsteuern  und  die  Einkommensteuern  nach  billigem 
Ermessen  zu  verteilen.  Es  gilt  dies  namentlich  von  den 
Kosten  für  die  Unterhaltung  der  öffentlichen  Straßen,  der 
Kanalisations-  und  Wasserleitungsanlagen,  des  Beleuchtungs- 
und Feuerlöschwesens. 

d)  Die  vorstehenden  allg'emeinen  Gesichtspunkte  bilden 
nicht  die  ausschließliche  Richtschnur  für  die  Verteilung  des 
Steuerbedarfes.  Beispielsweise  würde  einer  starken  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes  oder  einer  besonders  un- 
günstigen Lage  des  Gewerbebetriebes  durch  entsprechend 
niedrigere  Bemessung  des  Prozentsatzes  der  Realsteuer- 
belastung Rechnung  getragen  werden  können;  andererseits 
würde  es  dort,  wo  die  ausschließliche  Aufbringung  des 
gesamten  Steuerbedarfes  durch  Realsteuern  herkömmlich 
ist,  und  die  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  gleichartige 
sind,  bei  diesem  Herkommen  belassen  bleiben  dürfen," 

Das  nächste  Kapitel  wird  uns  nun  damit  beschäftig'en, 
wie  sich  die  direkten  Steuern,  insbesondere  die  Einkommen- 
steuern, in  den  Gemeinden  unter  dem  KAG.  bis  zur  Geg'en- 
wart  entwickelt  haben. 


4,  Die  Entwickelung   der  direkten  Gemeinde- 
steuern,   insbesondere    der  Einkommensteuer, 
unter  dem  KAG. 


Das  Jahr  1895  setzte  mit  einer  ganz  außerordentlichen, 
sprunghaften  Steigerung  des  gesamten  Kommunalfinanz- 
bedarfs ein.  Strutz^)  berechnet  die  durchschnittliche  Steige- 
rung 1894/95  ohne  Berlin  auf  ca.  16^0  §'egen  eine  jährfiche 
Zunahme  von  c.  9,6^0  in  den  folgenden  Jahren.  Diese 
Erscheinung  ist  wohl  erklärlich.  Denn  bei  den  unzureichenden 
Mitteln,  die  den  Gemeinden  vor  der  Reform  zur  Verfüguüg 
standen,  sah  man  sich  gezwungen,  notwendige  oder  doch 
erwünschte  Ausgaben  zurückzustellen,  zumal  die  Staats- 
regierung eine  Reform  des  kommunalen  Finanzweses  und 
die  Eröffnung  neuer  Steuerquellen  in  kurzer  Zeit  in  Aus- 
sicht gestellt  hatte,  Als  nun  die  Gesetzgebung  von  1893 
die  gehegten  Hoffnungen  erfüllte,  ließen  die  Städte  an- 
gesichts der  reichlicher  fließenden  Mittel  ihre  Zurückhaltung 
fallen,  so  daß  gerade  das  erste  Jahr  nach  der  Reform  eine 
große  Steigerung  brachte.  Trotzdem  ging-  das  Aufkommen 
der  Einkommensteuer  im  Jahre  1895  absolut  wie  relativ 
ganz  erheblich  zurück.  Halten  wir  uns  an  die  damalig-en 
größeren  Städte,  wie  sie  in  Tabelle  IV  und  V  des  Anhanges 
aufgeführt  sind,  so  betrug-  1894  das  Gesamtaufkommen  der 
Einkommensteuer  89  281895  M.,  d.  s.  78,57  des  gesamten 
Steuerbedarfes  dieser  Städte.  Im  Jahre  1895  war  die  ent- 
sprechende Ziffer  63  281900  M.,  d.  s.  48,89  7^  des  gesamten 

^)  Strutz,  Die  finanzielle  Entwickelung  der  preußischen  Städte  unter  dem 

KAG. 
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Steuerbedarfes.  Das  absolute  Aufkommen  der  Einkommen- 
steuer ist  also  um  25  999995  M.,  d.  h.  um  ca.  29  ^/q,  zurück- 
g-egang'en.  Andererseits  stieg*  das  absolute  Aufkommen 
der  Realsteuern  in  den  bezeichneten  Städten  von  16213  737  M., 
g-leich  14,27  ^/o,  des  Steuerbedarfes  im  Jahre  1894'  auf 
52788528M.,  gleich  40,78  ^/o,  des  Steuerbedarfes  im  Jahre  1895. 
Die  Zunahme  beläuft  sich  mithin  auf  36  574791  M.  Wie 
aus  Tabelle  IV  und  V  zu  ersehen  ist,  ist  das  Aufkommen 
der  Einkommensteuer  in  den  einzelnen  Städten  mehr  oder 
weniger  bedeutend  g-efallen. 

Verfolgen  wir  nun  die  weitere  Entwickelung'  der 
Einkommensteuer  in  den  größeren  preußischen  Städten. 
Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  Einkommensteuerquote  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  in  den  Jahren  1895  1906,  und  1910. 
Für  1910  sind  die  Sollbeträge  nach  den  einzelnen  Etats 
der  Berechnung  zugrunde  gelegt.  Es  entfielen  an  Ge- 
meindeeinkommensteuer auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in^): 


1895 

1906 

1910 

9,42 

15,96  (+6,54) 

23,98 

8,75 

11,53  (+2,54) 

'  12,28 

12,01 

19,14  (+7,13) 

25,54 

Berlin   .  .  ,  

12,86 

17,36  (+4,50) 

21,20 

10,75 

16,27 

Bielefeld  

10,27 

17,63  (+  7,36) 

22,78 

9,65 

11,94  (+2,29) 

18,16 

16,83 

15,95  (-0,88) 

22,13 

Brandenburg-  .... 

7,72 

13,35  (+5,63) 

18,58 

9,50 

14,67  (+5,17) 

19,31 

6,52 

13,15  (+6,63) 

13,81 

11,11 

14,10  (+2,99) 

17,09 

Charlottenburg  .  .  . 

13,61 

23,90  (+10,29) 

27,94 

9,88 

15,88  (+6,00) 

21,04 

^)  Bevölkerung  nach  den  Personenstandsaufnahmen  der  einzelnen  Jahre. 
Die  eingeklammerten  Zahlen  bedeuten  die  Steigerung  der  Kopfquoten  der 
Einkommensteuer  von  1895  bis  1906. 
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1895 

1906 

1910 

i^,yo 

18,95 

(+5,97) 

1  O  f^O 

iu,uy 

12,28 

(+  2,19) 

1  A. 

11,  /  y 

20,63 

(+9,84) 

Ol?  Q/l 

^o,o4 

io,yo 

18,58 

(+  4,65) 

01  AI 

Ilm  o  r~\  n  f*/^ 

12,45 

(+  1,39) 

1  a  Qd 

23,47 

(+  6,61) 

98  '>(\ 

12,88 

(+  2,65) 

1  9  (Jl(\ 

1-4  -ft*  4-1 1 

1  ein 

14,32 

(+  6,65) 

i  »  ,14 

14,oU 

20,98 

(+6,18) 

99  ßCi 

1  n 

iU,Db 

15,47 

(+4,81) 

1  Q  9ß 

PrctllKiLirL    d.    iVl.      .  . 

27,17 

(+  0,65) 

77 
OO,  <  / 

prdiiKiurt  d.  w.    .  . 

Q  Qä 

12,39 

(+3,41) 

IJ.  90 

VT(^lSt3IlKirCllGIl     .    ,  . 

16,51 

(+  8,85) 

1  7  ri7 

1  -1-1  ISX^  \TTt'i~'7 

10  7/1 

14,99 

(+  2,25) 

ß  Ol 

11,18 

(+4,27) 

1  A  7ft 
14,  <  o 

1 — 1  o  rx"  T~\ 

1  *j 

lo,Uo 

16,99 

(+  3,96) 

99  9ß 

O  7ß 

15,11 

(+  5,35) 

lö,0'± 

y,4y 

14,98 

(+  5,49) 

1  ß  1  9 

1 — 1  Cit*r\Mfr\* 

J(J,4U 

17,05 

(+  6,65) 

1  1  QO 
11,00 

14,89 

(+  3,06) 

Q  1  Q 

o,iy 

10,12 

(+  1,93) 

1  1  QQ 

11      yl  1 

11,41 

14,77 

(+  3,36) 

1  C  Q  /I 

lo,o4 

K.önig'shütte  .... 

9,04 

14,57 

(+5,53) 

6,03 

9,28 

(+  3,25) 

11    O  7 
11, O  / 

5,/  7 

8,28 

(+  2,51) 

1  1  QkA 

11, y4 

11,25 

15,72 

(+4,47) 

Ol  AO 

A/f  "II  Tri rv"»      o  1-1 

iviuineiiii  a.  Jxii.  .  . 

10,29 

14,37 

(+4,08) 

Ol   K  K 

iVJLLUlltJilH    d,.  xvuiir 

7,84 

1  Q  Tin 

iVl.-VJTldU  UdL-11  .... 

1  O  1  o 

1^,1^ 

18,71 

(+  6,59) 

9Q  Q7 

IVTiiTi  «jf'pr 

o,io 

10,18 

(+  2,00) 

17  ,Q 

Oberhausen  

12,71 

19,43 

(+  6,72) 

15,49 

Osnabrück   

4,78 

10,46 

(+  5,68) 

16,48 

8,79 

12,48 

(+  3,69) 

16,60 

8,86 

12,09 

(+  3,23) 

15,46 

12,28 

•  16,06 

(+  3,78) 

21,67 
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1895 

1906 

1910 

Rixdorf  .... 

5,29 

7,47 

16,27 

20,22 

5,85 

8,65  (+2,80) 

12,03 

9,50 

12,43  (+2,93) 

17,61 

20,91 

23,98 

Die  größte 

Steig-erung  hat  demnach  Charlottenburg  zu 

verzeichnen  mit  einer  Zunahme  von  10,29  M.  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung.  Es  folgen  dann  Dortmund  mit  9,84, 
Gelsenkirchen  mit  8,85,  Barmen  mit  7,13  M.  Zunahme  der 
Kopfquoten  der  Gemeindeeinkommensteuer.  Die  Steige- 
rung wird  noch  erheblich  größer,  wenn  man  die  Zahlen  von 
1895  und  1910  in  Beziehung-  setzt,  obwohl  ein  solcher  Ver- 
gleich ein  ganz  korrektes  Bild  nicht  bietet,  weil  für  1910 
nicht  die  Ist-,  sondern  die  Sollbeträge  der  Einkommen- 
steuer der  Berechnung  zugrunde  gelegt  sind.  Bemerkens- 
wert ist  die,  wenn  auch  äußerst  geringe  Abnahme  der  Kopf- 
quote  in  der  Stadt  Bonn.  Im  Durchschnitt  betrug  das  Ge- 
samtaufkommen der  Gemeindeeinkommensteuer  der  ge- 
nannten Städte  auf  den  Kopf  ihrer  Bevölkerung  im  Jahre 
1895  1906  1910 

11,62  16,31  20,28 

d.  h.  die  durchschnittliche  Kopfquote  ist  von  1895  bis  1906, 
in  einem  Zeitraum  von  11  Jahren,  um  4,69  M.,  von  1906  bis 
1910,  in  einem  Zeitraum  von  nur  4  Jahren  —  wiederum 
mit  der  Einschränkung,  daß  die  Ziffer  für  1910  ein  weniger 
genaues  Bild  von  der  tatsächlichen  Einkommensteuerquote 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung-  gibt  — ,  um  3,97  M.  ge- 
stiegen. Die  Zunahme  dürfte  demnach  in  den  letzten 
4  Jahren  erheblich  größer  gewesen  sein  als  in  den  vorange- 
gangenen 11  Jahren.  In  dem  ganzen  Zeitraum  von  15  Jahren 
ist  in  den  größeren  Städten  das  durchschnittliche  Aufkommen 
der  Gemeindeeinkommensteuer  um  8,66  M.  pro  Kopf  der 
Zunahme  der  Bevölkerung  vorangeeilt. 

Interessanter  und  deutlicher  wird  dieses  Bild,  wenn  man 
die  Steigerung  der  Gemeindeeinkommensteuer  mit  derjenigen 
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anderer  Steuerarten  in  Vergleich  setzt.  Die  folgenden  Be- 
rechnungen beziehen  sich  auf  die  in  der  Tabelle  Seite  26 
bis  28  genannten  größeren  Städte.  Ausgenommen  sind 
Berlin,  weil  die  verhältnismäßig  hohen  Zahlen  geeignet  sind, 
ein  schiefes  Bild  zu  geben,  und  ferner  Beuthen,  Miihlheim 
an  der  Ruhr,  Rixdorf,  Schöneberg  und  Wiesbaden,  weil  die 
Erträge  der  Einkommensteuer  zum  Teil  in  den  Etats  nicht 
gesondert  aufgeführt  sind,  zum  Teil  mir  nicht  zur  Verfügung 
standen. 

1.  Ertrag  der  Gemeindeeinkommensteuer: 

1895  1906  19101) 

48  747  600  106  848  900  151  447  400 

2.  Ertrag  der  Realsteuern: 

1895  1906  1910 

35  808  700  74  402  200  101000  900 

3.  Betrag  der  veranlagten  Staatseinkommensteuer: 

1895  1906 
39  830  193  76  413  505 

4.  Bevölkerung  nach  den  Personenstandsaufnahmen: 

1895  1906  1910 

4  365  273  6  540  337  7  420  458 

Von  1895  bis  1906  ist  die  Gemeindeeinkommensteuer 
um  55  101  300  M.,  d.  h.  um  ca.  113 

die  Realsteuern  um  38593500,  d.  h.  um  „   108  7^ 

die  Staatseinkommensteuern  um  36  583  312,  d.  h.  um  „  92  7o 
die  Bevölkerung  um  2  175  064,  d.  h.  um  „     50  7^, 

gestieg-en.    Betrachten  wir  den  Zeitraum  von  1895  bis  1910, 
so  haben 

die  Gemeindeeinkommensteuern  um  ca.  211  7o 
die  Realsteuern  um  „    182  7o 

die  Bevölkerung  um  „      70  7o 

zugenommen.  Die  Gemeindeeinkommensteuer  hat  mithin 
in  ihrem  Aufkommen  bis  1910  größere  P^ortschritte  gemacht 
wie  bis  1906. 


Unter  Nummer  1  und  2  bedeuten  die  Ziffern  für  1910  wieder  die  SoU- 
beträge. 
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Diese  statistischen  Daten,  insbesondere  die  Beziehungen 
zwischen  der  Zunahme  der  Gemeindeeinkommensteuer  und 
der  Bevölkerungszunahme  lassen  schon  erkennen,  welche 
Richtung  die  Gemeindeeinkommensteuerzuschläge  in  diesem 
Zeitraum  im  großen  und  ganzen  genommen  haben.  Wir 
haben  fast  ausnahmslos,  nachdem  die  kommunalen  Zu- 
schläge zur  Staatseinkommensteuer  unter  dem  Einflüsse 
des  KAG.  im  Jahre  1895  und  einigen  folgenden  zurück- 
gegangen waren,  wiederum  eine  Steigerung  in  vielen 
Fällen  besorg-niserregender  Art  festzustellen.  Die  folgende 
Tabelle  gibt  uns  darüber  Aufschluß.  Von  den  Städten  mit 
über  50000  Einwohnern  erhoben: 


Zuschläge 

1895 

1900 

1905 

1908 

1909 

1910 

Bis  einschl.  100       •  •  • 

15 

14 

8 

6 

6 

6 

101— 140^/0  (mäßig)  .  . 

7 

14 

18 

12 

9 

8 

141—180^0  (angespannt) 

7 

13 

11 

16 

12 

12 

181—220%  (hoch)  ... 

4 

4 

13 

15 

18 

17 

221— 260  7o  u.  darüber 

0 

1 

5 

6 

10 

12 

II  33 

46 

55 

55 

55 

55 

Demnach  erhoben  1895  ca.  45  %  der  Städte  mit  über 
50  000  Einwohnern  bis  einschl.  100  ^/^  Zuschläge  zur  staat- 
lichen Einkommensteuer,  1910  kamen  nur  noch  ca.  11  % 
mit  Zuschlägen  von  100  ^/^  und  darunter  aus.  Ihre  Zahl  ist 
also  um  34  ^/^  gefallen. 

Andererseits  erhoben  1895  nur  ca.  12  %  ^^r  bezeichneten 
Städte  hohe  Zuschläge  von  181  bis  220%;  ihre  Zahl  stieg* 
bis  1910  auf  ca.  31  %.  Sehr  hohe  Zuschläge  von  221  bis 
260  %  und  darüber  wurden  1895  überhaupt  nicht  erhoben, 
1905  waren  es  schon  9  %  der  größeren  Städte,  welche  zu 
diesen  Zuschlägen  greifen  mußten,  und  1910  stieg-  ihre  Zahl  auf 
ca.  22  %.  Die  Stadt  Hagen  in  der  Provinz  Westfalen  erhob 
im  Jahre  1910  sogar  280  %  Einkommensteuerzuschlag,  der 
höchste  Zuschlag,  welchen  die  größeren  preußischen  Städte 
bisher  erreicht  haben.  Die  Städte  mit  100  und  weniger 
Prozent   Zuschlägen   sind  also  immer  seltener  geworden. 
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Auch  die  größeren  Städte  mit  mäßigen  Zuschlägen  von  101 
bis  140  haben  in  ihrer  absoluten  Zahl  im  Jahre  1905  ihren 
Höhepunkt  erreicht  und  gehen  von  der  Zeit  an  wieder  zu- 
rück. Dagegen  ist  die  absolute  Zahl  der  Städte  mit  hohen 
und  sehr  hohen  Zuschlägen  in  stetem  Steigen  begriffen. 

Die  beiden  nächsten  Tabellen  lassen  noch  die  Entwicke- 
lung  der  Einkommensteuerzuschläge  im  Osten  und  Westen 
der  preußischen  Monarchie  in  Erscheinung  treten. 

a.  Die  östlichen  Provinzen: 


Zuschläge 

1895 

1905 

1910" 

Bis  einschl.  100 

7 

4 

5 

101—140%    .  .  .  , 

3 

6 

2 

141- -180%  .... 

3 

4 

3 

181—220%  .... 

1 

4 

6 

221— 2607o    •  •  •  • 

0 

2 

4 

14 

20 

20 

b.  Die  westlichen  Provinzen: 


Zuschläge 

1895 

1905 

1910 

Bis  einschl.  100% 

8 

4 

1 

101— 140  7o   •  .  .  . 

4 

11 

6 

141_180%  .... 

4 

7 

9 

181— 220  7o  .... 

3 

10 

11 

221—260%  .... 

0 

3 

8 

19 

35 

35 

Es  zeigt  sich,  daß  die  gTÖßeren  Städte  des  industriellen 
Westens  hinsichtlich  der  Höhe  der  Zuschläge  ungünstiger 
§*estellt  sind  als  die  des  Ostens.  1910  erhoben  von  den 
20  östlichen  Städten  5  noch  100  ^j^  and  darunter,  also  ein 
Viertel  der  Gesamtzahl,  während  im  Westen  nur  eine  einzige 
Stadt,  Wiesbaden,  von  den  35  größeren  Gemeinden  unter 
100%  erhob. 
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Gehen  wir  jetzt  speziell  zu  den  Einkommensteuer- 
zuschlägen der  einzelnen  Städte  über.  Zugleich  stelle  ich  sie 
den  Zuschlägen  zu  den  staatlich  veranlagten  Realsteuern 
gegenüber. 


Es  erheben  Zuschläge  zur: 


Städte 

Jahre 

Einkommen- 
steuer 

Grund-  u. 
Gebäudesteuer 

Gewerbesteuer 

Aachen     .    .  . 

1896 

100 

+  77 

135 

+  95 

142,5 

1910 

177 

230 

142 

Barmen 

1896 

180 

+  50 

165 

+  61 

165 

+  90 

1910 

230 

226 

255 

Berlin  .... 

1896 

97Vo 

^'  /3 

+ 

146 

+  17 

146 

+  4 

1910 

100 

163 

150 

Beuthen  . 

1896 

130 

+  65 

140 

+  123 

140 

+  110 

1910 

195 

263 

250 

Bielefeld    .    .  . 

1896 
1910 

135 
195 

+  60 

140 
271 

+  131 

140 
210 

+  70 

Bochum  . 

1896 
1910 

158 
212 

+  54 

154 
276 

+  122 

154 
292,15 

+  138,15 

Bonn  .... 

1896 
1910 

100 
130 

+  30 

150 
235 

+  85 

150 
180 

+  30 

Brandenburg  . 

1896 

150 

+  86 

150 

+  99 

150 

+  86 

1910 

236 

249 

236 

Breslau     ,  . 

1896 

122 

+  50 

150 

+  55 

150 

+  46 

1910 

172 

205 

196 

Bromberg  . 

1896 

130 

+  65 

130 

+  62 

130 

+  65 

1910 

195 

192 

195 

Cassel  .... 

1896 
1910 

96 
135 

+  39 

136 
209 

+  73 

136 
175 

+  39 

Charlottenburg  . 

1896 

98 

+  2 

147 

+  63 

98 

+  52 

1910 

100 

210 

150 

Cöln  .... 

1896 
1910 

100 

155 

+  55 

135 
175 

+  40 

160 
222,38 

+  62,38 

Crefeld      .    .  . 

1896 

180 

+  10 

152 

+  74 

180 

+  30 

1910 

190 

226 

210 

Danzig  .... 

1896 
1910 

188 
220 

+  32 

182 
261 

+  79 

160 
195 

+  35 

Dortmund 

1896 

150 

+  60 

200 

+  78 

165 

+  65 

1910 

210 

278 

230 

Düsseldorf 

1896 
1910 

140 

145 

+  5 

166^/3 
246 

-f79V3 

190 
190 

-  33 


Jahre 

Einkommen- 
steuer 

Grund-  u. 
Gebäudesteuer 

Duisburg  . 

1896 

138 

-j-  62 

170 

_j_  104 

1910 

200 

274 

Elberfeld  .    .  . 

1896 

176 

-|-  39 

165 

4-  45 

-p  '±o 

1910 

215 

210 

Elbing  .... 

1896 

200 

_j_  25 

175 

+  55 

1910 

225 

230 

Erfurt  .... 

1896 

110 

4-  48 

136 

+  62 

1910 

158 

194 

Essen  .... 

1896 

150 

-(-  50 

200 

4-  72 

1910 

200 

272 

Flensburg  . 

1896 
1910 

200 
230 

-\-  30 

200 
303 

+  103 

Frankfurt  a.  M.  . 

1896 

100 

-f  36 

120 

-1-  57 

1910 

136 

177 

Frankfurt  a.  0.  . 

1896 

156 

-1-  44 

156 

+  68 

1910 

200 

224 

Gelsenkirchen 

1896 
1910 

125 
225 

-\-  100 

125 
259 

+  134 

Gleiwitz  . 

1896 

167 

-1-  78 

178 

+  88 

1910 

245 

266 

Görlitz  .  . 

1896 

90 

_|_  60 

135 

4-  57 

1910 

150 

193 

Hagen  .... 

1896 
1910 

190 
280 

_|_  90 

170 
309 

4-  139 

Halle  .... 

1896 

120 

_|_  52 

150 

_j_  60 

1910 

172 

210 

Hannover  . 

1896 
1910 

100 
125 

115 
175 

— |—  DU 

Harburg    .    .  . 

1896 

130 

190 

1910 

170 

218 

Kiel  .... 

1896 
1910 

175 

230 

4-  55 

125 

329 

+  204 

Königsberg  . 

1896 
1910 

180 
225 

+  45 

165 

285 

+  120 

Königshütte  . 

1896 
1910 

190 
260 

H-70 

190 
281 

+  91 

Koblenz  . 

1896 
1910 

100 
120 

-1-20 

100 
148 

+  48 

Liegnitz 

1896 
1910 

100 
140 

+  40 

100 
197 

+  97 

Gewerbesteuer 


170 

289,98 

165 

230 

175 

253 

136 

188 

200 

263 

200 

266 

100 

149,43 

156 

219 

125 

547,61 

178 

407 

135 

200 

170 

325 

150 

228,57 

115 

195 

190 

220 

125 

280 

165 

250 

305 

520 

100 

140 

100 

180 


M  a  r  t  i  u  i. 
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Städte 

Jahre 

Einkommen- 
steuer 

Grund-  u. 

Gebäudesteuer 

Gewerbesteuer 

Linden 

1896 
1910 

100 
160 

4-  60 

150 
303 

171 

225 

Magdeburg 

1896 
1910 

112V, 
180 

4-  671/ 

113V3 
201 

4-  672/ 

/s 

1131/3  1 
200 

-U  662/ 

Mülheim  a.  Rti. 

1896 
1910 

120 
210 

_|_  90 

186 
244 

+  58 

150 
311,67 

+  161,67 

Mülheim  a.  Ruhr 

1896 

1910 

200 

298 

250 

M.-Gladbach 

1896 

150 

-\-  65 

153 

4-  141 

-f-  X<±i 

153 

+  93 

1910 

215 

294 

246 

Münster 

1896 
1910 

100 
165 

_j_  65 

100 
227 

+  127 

100 
185 

+  85 

Oberhausen  . 

1896 
1910 

168 
225 

-1-  57 

162 
301 

+  139 

332,46 
497,27 

+  164,81 

Osnabrück 

1896 
1910 

82 
190 

108 

100 
232 

+  132 

100 
190 

+  90 

Posen  .... 

1896 

132 

-1-  68 

132 

-\-  61 

132 

+  68 

1910 

200 

193 

200 

Potsdam 

1896 
1910 

105 
110 

-1-  5 

155 
197 

-I-  42 

100 
135 

+  35 

Remscheid 

1896 

180 

_j_  50 

165 

+  60 

165 

+ 135 

1910 

230 

225 

300 

Rixdorf 

1896 

100 

H-0 

205 

+  30 

150 

+  15 

1910 

100 

235 

165 

Schöneberg  . 

1896 

100 

+  0 

150 

+  19 

150 

+  0 

1910 

100 

169 

150 

Spandau  . 

1896 

150 

+  0 

165 

+  108 

165 

+  75 

1910 

150 

273 

240 

Stettin  .... 

1896 

110 

+  90 

165 

+  61 

165 

+  35 

1910 

200 

226 

200 

Wiesbaden  . 

1896 
1910 

90 
100 

+  10 

112V, 
160 

II2V2 
150 

+  37V2 

Diese  Tabelle  zeigt,  daß  die  größeren  Städte  fast  aus- 
nahmslos seit  Erlaß  des  KAG.  eine  mehr  oder  minder  be- 
deutende Steigerung  der  Zuschläge  zur  Staatseinkommen- 
steuer zu  verzeichnen  haben.  Nur  ganz  wenige  Städte  sind 
es,  welche  ihre  Zuschläge  entweder  überhaupt  nicht  zu  er- 
höhen brauchten,  wie  z.  B.  Schöneberg,  oder  nur  um  wenige 
Prozente,  wie  z.  B.  Charlottenburg,  Berlin,  Potsdam  und 
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Düsseldorf.  Eine  auffallende  Entwickelung,  in  der  Form 
eines  Halbkreises,  haben  die  Einkorn mensteuerzuschläg-e  in 
Rixdorf  und  Spandau  genommen,  indem  sie,  mit  100 
bzw.  150  7o  Jahre  1895  beginnend,  ungefähr  in  der 
Mitte  des  15-jährigen  Zeitraumes  ihren  höchsten  Stand  von 
150^/^  bzw.  200  7y  erreichten  und  dann  bis  zur  Gegenwart 
auf  100  ^/q  bzw.  150  wieder  zurückgingen.  Die  höchsten 
Zuschlagssteigerungen  haben  Osnabrück  mit  108  ^/^^  und 
Gelsenkirchen  mit  100  verzeichnen. 

Eine  g-leiche  Betrachtung  hinsichtlich  der  Zuschläge  zu 
den  Realsteuern  ist  nur  mit  der  Einschränkung  möglich, 
daß  bei  denjenigen  Städten,  welche  besondere  Realsteuern 
haben  —  und  ihre  Zahl  ist  stetig  im  Steigen  beg-riffen,  die 
Grundwertsteuer,  welche  die  bedeutendste  unter  den  Real- 
steuern ist,  besaßen  im  Jahre  1900:  13,  1905:  33  und  1910: 
39  der  zur  Untersuchung  gestellten  Städte  —  eine  Steiger- 
ung der  Prozente  zur  staatlichen  Veranlagung  nicht  gleich- 
bedeutend ist  mit  einer  allgemeinen  größeren  Belastung  der 
Realsteuerpflichtigen.  Denn  abgesehen  davon,  daß  die 
Grundwertsteuer  eine  gerechtere  Verteilung*  der  Steuerlast 
gewährleistet,  wirft  sie  vielfach  auch  einen  größeren  Ertrag" 
ab,  und  infolgedessen  erscheint  häufig,  da  das  Aufkommen 
der  Grundwertsteuer  nach  Gesetzesvorschrift  in  Zuschläge 
zur  staatlich  veranlagten  Grundsteuer  umgewandelt  werden 
muß,  eine  Steigerung  dieser  Zuschläge,  ohne  daß  eine  Er- 
höhung der  Promille-Sätze  der  Grundwertsteuer  stattgefun- 
den hätte,  wie  aus  einer  Verg-leichung"  der  Tabellen  II  a  und  b 
des  Anhanges  zu  ersehen  ist.  Denn  nur  eine  Erhöhung 
der  Promille-Sätze  bedeutet  eine  allgemeine  Höherbelastung 
der  Realsteuerpflichtigen.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  be- 
sonderen Gewerbesteuern,  auf  die  ich  später  noch  einmal 
in  anderem  Zusammenhange  zu  sprechen  komme.  So  be- 
merken wir  sowohl  bei  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  wie 
bei  der  Gewerbesteuer  Steigerungen  der  Zuschlag'sprozente, 
welche  ganz  außerordentlich  zu  nennen  sind,  aber  in  Wahr- 
heit go^  i  diese  durchaus  kein  Bild  von  der  Erhöhung-  der 
Realste       .1.    Jedoch  sow^ohl  diejenigen  Städte,  welche  Zu- 

3* 
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Schläge  zu  den  staatlich  veranlagten  Realsteuern  erheben,  als 
auch  diejenigen,  welche  besondere  Realsteuern,  insbesondere 
die  Grundwertsteuer,  eingeführt  haben,  haben  eine  Erhöhung- 
ihrer  Zuschläge,  bzw.  eine  Erhöhung*  der  Promille-Sätze  des 
allgemeinen  Wertes  zu  verzeichnen. 

Kehren  wir  nun  zur  Entwickelung  der  Einkomm en- 
steuerzuschläg-e  zurück.  Interessant  ist  es  noch,  die  Durch- 
schnittszuschläge der  zur  Untersuchung  stehenden  Städte 
in  den  Jahren  1895  bis  1910  festzustellen.  Da  erg'eben  sich 
folgende  Zuschläge: 


1895 

184,7 

1903: 

154,3 

1896 

134,1 

1904: 

157,8 

1897- 

132,2 

1905: 

158,1 

1898 

135,4 

1906: 

158,6 

1899 

136,2 

1907: 

159,8 

1900 

137,9 

1908: 

164,9 

1901 

:  140,5 

1909: 

173,9 

1902 

146,1 

1910: 

179,2 

Von  1895  bis  1897  g"ing  der  durchschnitthche  Zuschlag- 
Hoch  nnter  dem  Einflüsse  des  KAG.  und  der  in  reich- 
lichem Maße  zur  Verfügung-  gestellten  Steuermittel  um  ein 
geringes  zurück,  von  1897  bis  1901  bewegte  er  sich  all- 
mähhch  aufwärts;  1901  trat  plötzlich  eine  enorme  Steigerung- 
ein, welche  bis  1904  andauerte  und  in  den  drei  Jahren 
ca.  17^0  betrug.  1904  bis  1907  geht  die  Entwickelung-  wieder 
langsamer  vor  sich.  In  den  drei  letzten  Jahren  ist  schließHch 
wiederum  eine  Zunahme  von  ca.  20  zu  beobachten. 
1901  bis  1904  und  1907  bis  1910  sind  also  die  Perioden 
der  größten  Steigerung  der  Einkommensteuerzuschläge. 

Die  erste  Steigerung  hat  ihren  Grund  in  der  gegen 
1900  einsetzenden,  jedoch  nur  kurze  Zeit  dauernden  un- 
günstigen Wirtschaftsperiode,  in  der  bei  g-leichzeitigem 
Steigen  des  Finanzbedarfes  die  Erträge  der  Einkommen- 
steuer stagnierten  oder  gar  zurückgingen.  Die  letzte  Steige- 
rung dürfte  vornehmHch  auf  die  vermehrte  finanzielle  Be- 
lastung durch  die  Neuregelung  der  Lehrer-  und  Beamten- 
gehälter  zurückzuführen  sein. 


Für  die  drei  letzten  Jahre  fügen  wir  noch  die  durch- 
schnittlichen Zuwschläg-e  zur  Staatseinkommensteuer  in  den 
Großstädten  und  den  Städten  mit  50  000  bis  100  000  Ein- 
wohnern hinzu.  Der  durchschnittliche  Zuschlag-  zur  Staats- 
einkommensteuer betrug": 

a.  in  den  29  Großstädten  (ohne  Altona) 

1908  1909  1910 

157  7,  166,9  7,  171,9  7, 

b.  in  den  30  Städten  mit  50  0.00  bis  100  000  Einwohnern 

1908  1909  1910 

176,3%  185,4  7,  189,7  7, 

Die  Belastung  der  staatlichen  Einkommensteuer  mit 
kommunalen  Zuschlägen  ist  also  in  den  Städten  mit  50  000 
bis  100  000  Einwohnern  größer  als  in  den  Städten  mit  über 
100  000  Einwohnern.  Von  Interesse  dürfte  es  sein,  bei  dieser 
Gelegenheit  auch  die  durchschnittÜchen  Zuschläge  zur  Ein- 
kommensteuer in  den  Städten  unter  50  000  Einwohnern 
kennen  zu  lernen.  Der  durchschnittliche  Zuschlag"  betrug 
für  das  Jahr  1909,  für  welches  er  mir  zur  Verfügung  stand: 

c.  in  den  Gemeinden  mit  25  000  bis  50  000  Einwohnern 
185,7  »/„ 

d.  in  den  Gemeinden  mit  10  000  bis  25  000  Einwohnern 
191,3 

Die  Zensiten  der  kleineren  Gemeinden  sind  mithin  im 
Durchschnitt  noch  höher  belastet  als  die  größeren, 

Stellen  wir  nun  den  vorhin  g-enannten  durchschnitt- 
lichen Zuschlägen  zur  Staatseinkommensteuer  diejenigen 
zu  den  staatlich  veranlagten  Realsteuern  g-eg-enüber,  so 
ergibt  sich  folgende  Zusammenstellung: 

1.  Der  durchschnittliche  Zuschlag*  zur  staatlichen  Grund- 
und  Gebäudesteuer  betrug*: 

a.  in  den  29  Großstädten  mit  über  100000  Einwohnern 

1908  1909  1910 

203,9  7,  214,2  7,  234,1  7, 

b.  in  den  30  Städten  mit  50000  bis  100000  Einwohnern 

1908  1909  1910 

213,2  7,  228,5  7,  249,2  7, 
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2.  Der  durchschnittliche  Zuschlag  zur  Staatsg-ewerbe- 
steuer  betrug: 

a.  in  29  (1908  nur  25)  Großstädten 

1908  1909  1910 

184,7  %  214,1  7,  215,3  7, 

b.  in  30  (1908  nur  28)  Städten  mit  500000  bis  100000 
Einwohnern 

1908  1909  1910 

233,7  %  263  %  283,8  ^/^ 

Der  Grund-  und  Gebäudebesitz  und  der  Gewerbebetrieb 
ist  im  Durchschnitt  ebenfalls  höher  belastet  in  den  mittleren 
Städten  als  in  den  Großstädten. 

Angesichts  dieser  Durchschnittszahlen  vergegenwärtige 
man  sich  noch  einmal  die  Bestimmungen  des  KAG.  über 
die  Verteilung  des  direkten  Steuerbedarfes  auf  die  Ein- 
kommensteuern und  die  Realsteuern,  und  man  wird  gewahr, 
daß  das  Verhältnis,  welches  das  KAG.  als  das  Normale 
und  als  die  Regel  bezeichnet,  in  der  Wirklichkeit  ein  Aus- 
nahraefall geworden  ist.  Bei  allen  drei  direkten  Kommunal- 
steuern ist  in  den  größeren  Städten  der  Steuerbedarf  derart 
gestiegen,  daß  der  durchschnittliche  Zuschlag  zur  Einkommen- 
steuer von  200  nicht  allzuweit  entfernt  ist,  und  daß  die 
durchschnittlichen  Zuschläge  zu  den  staatlich  veranlagten 
Realsteuern  200  ^j^  schon  erheblich  überschritten  haben, 
obwohl  das  KAG.  eine  Höherbelastung  der  Realsteuern 
über  200      hinaus  nur  ganz  ausnahmsweise  gestattet. 

Angesichts  dieser  statistischen  Nachweisungen  muß 
unser  Urteil  dahin  gehen,  daß  das  KAG.  nicht  vermocht 
hat,  die  Zuschläge  zur  Staatseinkommensteuer  im  Interesse 
des  Staates  wie  im  Interesse  der  Gemeinden  nachhaltig 
auf  einer  mäßigen  Höhe  zu  halten.  In  einigen  Fällen  sind 
sie  zu  einer  außergewöhnlichen  Höhe  angeschwollen.  Das 
kommunale  Steuerwesen  ist  heute  wiederum  zu  einem  Problem 
geworden.  Wir  kommen,  falls  die  Entwickelung*  so  weiter 
geht,  bei  dem  ständig  steig-enden  Finanzbedarf  der  Ge- 
meinden in  die  Gefahr  einer  Überlastung  der  staatlichen 
Einkommensteuer  mit  kommunalen  Zuschläg"en,  ein  Zustand, 
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der,  wie  wir  sahen,  auch  Anfang-  der  neunziger  Jahre  haupt- 
sächUch  zu  der  Kommunalsteuerreform  hing-edräng-t  hat. 
Unsere  Gemeinden  werden  g-ezwungen  werden,  ihre  Ein- 
kommenbesteuerung, soweit  es  möghch  ist,  nach  unten  aus- 
zubauen, obwohl  bisher  eine  ganze  Reihe  der  größeren 
Städte  von  der  Besteuerung  der  geringeren  Einkommen 
unter  660  M.,  bzw.  unter  900  M.  Abstand  genommen  haben. 
1896  ließen  8  von  53  größeren  Städten  die  Einkommen 
unter  900  M.  frei.  1910  waren  es  deren  14  von  55  Städten. 
Die  Einkommen  bis  660  M.,  bw.  900  M.  blieben  von  der 
Besteuerung  frei,  1896  in  16  Städten  (von  53),  1910  in 
29  Städten  (von  55). 

Eine  umgekehrte  Steuerpolitik  hinsichtHch  der  ge- 
ringeren Einkommen  haben  Kassel,  Stettin,  Wilmersdorf 
und  Gladbach  eingeschlagen,  indem  sie  bisher  steuerfreie 
Einkommenstufen  in  den  Kreis  der  Besteuerung  hineinzogen. 


5.  Abschließendes  zur  Kritik. 


Hinsichtlich  der  Höhe  der  Zuschläg-e  zur  Staats- 
einkommensteuer besteht  in  den  einzelnen  Städten  ein  großer 
Unterschied,  welcher  zum  geringsten  Teile  mit  ein  Grund 
für  die  auffallenden  kapitalistischen  Binnenwanderungen 
sein  dürfte,  welche  namentlich  seit  den  neunziger  Jahren 
in  Erscheinung  getreten  sind.  Im  Jahre  1904  machte  Adolph 
Wag-ner^)  auf  die  verschieden  hohen  Zuschläge  in  Berlin 
mit  seinen  Vororten  und  in  manchen  Rentnerstädten  einer- 
seits und  den  Provinzialhauptstädten  andererseits  und  auf 
die  verhängnisvollen  Folgen,  die  solche  Zustände  zeitigen 
könnten,  aufmerksam.  Heute  ist  dieser  Unterschied  in  der 
Höhe  der  Einkommensteuerzuschläge  noch  größer  geworden. 
1910  ist  der  Zuschlag  in  Berlin  mit  seinen  Vororten,  ferner 
in  Wiesbaden  100  in  Potsdam  110  in  Koblenz  120 
in  Hannover  125  7o»  in  Bonn  130  ^'o^  dagegen  in  Breslau 
172  in  Posen  und  Stettin  200  ^j^,  in  Danzig  220  in 
Königsberg  225  7^,  Frankfurt  a.  O.  200  7^,  Magdeburg  180  7^, 
Halle  172  7o,  Kiel  230  7^.  Unsere  Industriestädte  weisen 
fast  alle  ebenso  hohe  Zuschläge  auf,  während  die  jüngeren 
von  ihnen  noch  weit  höhere  Zuschläge,  bis  280  7o  in 
Hagen,  erheben.  Aus  dieser  starken  Verschiedenheit 
ergeben  sich  für  die  Gemeinwesen  mit  hohen  Zuschlägen 
ernste  Gefahren^).  „Die  gewaltige  Steigerung  der  Kommunl- 
zuschläge  hat  die  natürliche  Folge,  daß  in  den  stark  be- 

^)  A.  Wagner:  Die  finanzielle  Mitbeteiligung  der  Gemeinden.  1904. 
2)  Scholz:    Die    Wirkungen    des    KAG.    und   das   heutige  Gemeinde- 
besteuerungssystem in  Preußen.  Schr.d.VfS.  126^. 
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lasteten  Plätzen  meist  nur  derjenige  zu  bleiben  pflegt,  der  durch 
Grundbesitz,  sein  Geschäft  oder  —  durch  andere  besondere 
Umstände  g-ehalten  wird;  andere  Steuerzahler  pflegen  meist 
zu  erwägen,  unter  welchen  giinstig'eren  Bedingungen  sie 
in  Gemeinden,  die  weniger  stark  belastet  sind,  leben  können. 
Aus  diesem  Grunde  drängen  viele,  welche  in  der  Wahl 
ihres  Wohnorts  an  keinen  der  vorerwähnten  Gesichtspunkte 
gebunden  sind,  nach  steuerlich  günstigeren  Plätzen,  be- 
sonders Berlin  und  seine  Vororte  bevorzugend. 

Durch  den  Wegzug  wohlhabender  Bürger  werden  die 
Belastungs Verhältnisse  nur  verschärft,  während  umgekehrt 
an  den  Orten  des  Zuzug'es  die  steuerlichen  Verhältnisse 
günstiger  gestaltet  werden.  Das  Mißverhältnis  wird  damit 
auf  die  Dauer  um  so  größer." 

Wenn  die  günstigeren  Steuerverhältnisse  auch  nicht 
die  einzige  Ursache  des  Zuzuges  in  die'  Vorzugsorte  sind, 
so  spielen  sie  jedenfalls  dabei  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Rolle.  Hinzu  kommt  noch,  daß  die  Vorzugsorte  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  gegenseitig'er  Konkurrenz  mit  Eifer 
an  die  Verschönerung*  und  an  den  Ausbau  ihrer  Gemein- 
wesen geschritten  sind  und  durch  ihre  Verkehrsvereine 
starke  Propaganda  entfalten. 

Es  mag  richtig  sein,  daß  unsere  Gemeinden  vielfach 
einen  überflüssigen  Aufwand  treiben  und.  den  Grundsatz 
der  Sparsamkeit  nicht  g'enügend  zur  Anwendung-  bringen; 
in  den  Industriestädten  und  auch  in  den  kinderreichen 
Geg-enden  des  Ostens  dürften  wohl  die  hohen  Zuschläge 
zu  einem  großen  Teile  die  Folge  der  ganz  besonders  hohen 
Schul-  und  Armenlasten  sein,  welche  infoge  der  verschiedenen 
sozialen  Schichtung  dieser  Gemeinwesen  gegenüber  den 
Vorzugsorten  verhältnismäßig  größere  sind.  Die  Auf- 
wendungen für  das  Schul-  und  Armenwesen  machen  in 
den  Industrieorten  mit  ihrer  vorwiegenden  Arbeiterbevölke- 
rung und  reichen  Kinderzahl  einen  größeren  Prozentsatz 
der  Gesamtaufwendungen  aus  als  in  den  Vorzugsorten  mit 
ihrer  durchschnittlich  gut  situierten  Bevölkerung-.  „Der 
Schuletat  verschhngt  in  leistungsschwachen  Gemeinden  oft 
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zwei  Drittel  der  Ausgaben.  In  den  Industriegemeinden 
beträgt  er  durchweg  die  Hälfte."  Der  Oberbürgermeister 
von  Posen  Dr.  Wilms  schätzt  die  durchschnittliche  Be- 
lastung für  Schulzwecke  in  sehr  vielen  Gemeinden  auf 
einen  lOOprozentig-en  Zuschlag  zur  Staatseinkommensteuer 
Einig-e  Tabellen,  welche  den  Schr.d.VfS.  entnommen  sind, 
geben  einen  interessanten  Einblick  in  die  Schulverhältnisse. 


a)  Altersaufbau  1905. 


Ort 

Einwohner- 
zahl 

5 — 15  Jahre 
schulpflichtig 

Auf  100  Einw. 
schulpflichtige 

Ort 

Einwohner- 
zahl 

5  —  15  Jahre 
schulpflichtig 

Auf  100  Einw. 
schulpflichtige 

Vorzugsorte. 

Industrie  orte 

Charlottenburg 

240000 

15800 

15 

Beuthen 

60000 

13500 

22 

Schöneberg 

141 000 

21100 

15 

Duisburg  . 

192000 

43500 

22 

Wilmersdorf  . 

64000 

9600 

15 

Essen 

231400 

51800 

22 

Wiesbaden 

101000 

15800 

15 

Gleiwitz 

61300 

13800 

22 

Berlin  . 

2040000 

324000 

16 

Oberhausen 

52200 

11500 

22 

Frankfurt  a.  M. 

335000 

55000 

16 

Remscheid 

64300 

14400 

22 

Potsdam     .  . 

61400 

10000 

16 

Bochum 

118000 

26500 

23 

Bonn     .  , 

82000 

13900 

17 

Hagen  . 

78000 

18000 

23 

Cassel  . 

121000 

21500 

18 

Gelsenkirchen 

147000 

35500 

24 

Hannover  . 

250000 

45200 

18 

Mülheim  a.  R. 

94000 

22300 

24 

Koblenz 

53900 

9500 

18 

Königshütte  . 

66000 

16600 

25 

Düsseldorf 

253300 

49200 

19 

Rixdorf 

153500 

30500 

19 

Diejenigen  Altersklassen  also,  welche  den  Gemeinden 
die  Hauptkosten  verursachen,  sind  in  den  Industriestädten 
in  verhältnismäßig  größerem  Maße  vertreten  als  in  den 
Vorzugsstädten.  Außerdem  ist  noch  in  Rücksicht  zu  ziehen, 
daß  in  den  Vorzugsorten  ein  weit  größerer  Prozentsatz  der 
schulpflichtigen  Kinder  die  höheren  Schulen  besucht. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  das  Verhältnis  zwischen  der 
Einwohnerschaft  und  der  Zahl  der  Schulkinder. 

^)  In  der  letzten  Session  des  Abgeordnetenhauses  erklärte  auch  der 
Finanzminister  Dr.  Lenze,  daß  unsere  Gemeinden  oft  zur  Bestreitung  der  Schul- 
kosten 70  bis  100  ^/q  Zuschlag  zur  Einkommensteuer  aufwenden  müßten. 
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Tabelle  b.  1906. 


Ort 

u 

^  s 

a 

W 

Schulkinder- 
zahl 

Auf  100  Einw. 
Schulkinder 

Ort 

Einwohner-  1 
zahl 

Scbulkiuder- 
zahl 

Auf  100  Einw.; 
Schulkinder 

Vorzugsorte 

Industrieorte 

Wilmersdorf  . 

94000 

6000 

6,4 

Essen  . 

238700 

39000 

16 

Schöneberg 

152000 

11900 

7,7 

Beuthen 

65000 

10900 

1  "7 
i  / 

Potsdam 

61800 

5100 

■  8 

Bochum 

127000 

21600 

17 

Wiesbaden 

107000 

8000 

8,5 

Gleiwitz 

66000 

10900 

17 

Charlottenburg 

269600 

23000 

8,6 

Hagen  . 

84000 

14500 

17 

Frankfurt  a.  M. 

350000 

81000 

9 

Remscheid 

64500 

11100 

17 

Cassel  . 

153000 

16500 

10,8 

Gelsenkirchen 

166000 

30300 

18 

Berlin  . 

2101000 

228  500 

11 

Mülheim  Rh. 

101000 

18300 

18 

Bonn 

85000 

9  500 

11 

Oberhausen 

52000 

9300 

18 

Hannover  . 

282000 

31500 

11 

Königshütte  . 

70000 

13700 

20 

Koblenz 

57000 

6500 

11 

Düsseldorf .  . 

257900 

33400 

12 

Rixdorf      .  . 

177000 

23000 

13 

Görlitz  . 

85000 

10600 

12 

Der  Preußische  Staat  hatte  1906:  37  900  000  Einwohner 
und  6  165  000  Schulkinder.  Im  Durchschnitt  kamen  also 
16  Schulkinder  auf  100  Einwohner.  Die  prozentuale  Zahl 
der  Schulkinder  ist  mithin  in  der  großen  Mehrzahl  der -In- 
dustriestädte größer  als  der  Landesdurchschnitt. 


c)  Steuerlast  und  Steuerkraft  1906. 


Ort 

Auf  100  Einw. 
Einkommen- 
steuer 

Auf  100  Einw. 
Schulkinder 

Steuerkraft  pro 
Schulldnd 

Ort 

Auf  100  Einw. 
Einkommen- 
steuer 

Auf  100  Einw. 
Schulkinder 

Steuerkraft  pro 
Schulkind 

Vorzugsorte 

Industrie  orte 

Görlitz  . 

855  ' 

12 

71 

Hagen  . 

579 

17 

34 

Koblenz 

1000 

11 

91 

Königshütte  . 

588 

20 

29 

Hannover  . 

1155 

11 

104 

Gleiwitz 

600 

17 

35 

Cassel   .    .  . 

1050 

10,8 

97 

Beuthen 

641 

17 

38 

Bonn    .    .  . 

1478 

11 

134 

Mülheim  Rh. 

706 

18 

39 

Potsdam 

1  190 

8 

149 

Bochum 

714 

17 

42 
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Ort 

Auf  100  Einw. 
Einkommen- 
steuer 

Auf  100  Einw. 
Schulkinder 

S'.euerkraft  pro 
Schulkind 

Ort 

Auf  100  Einw. 
Einkommen- 
steuer 

Auf  100  Einw. 
Schulkind 

Steuerkraft  pro 
Schulkind 

Vorzug-sorte 

Industrie  orte 

Düsseldorf 

1804 

12 

150 

Gelsenkirchen 

795 

18 

44 

Berlin    .    .  . 

1707 

11 

155 

Duisburg  . 

1161 

15 

77 

Schöneberg 

1479 

7,7 

3  92 

Remscheid 

1524' 

17 

89 

Wiesbadan 

2  056 

8,6 

239 

Oberhausen 

2021 

18 

112 

Wilmersdorf  . 

1  722 

6,4 

270 

Essen  . 

1998 

16 

125 

Charlottenburg 

2  159 

7,5 

288 

Frankfurt  a.  M. 

2  617 

9 

291 

Namentlich  die  jüngeren  Industriestädte,  wie  Gelsen- 
kirchen, König-sh litte,  Hag-en,  Mülheim  a.  R.  usw.  weisen 
sämtlich  hohe  Schulkinderziffern  auf,  während  die  älteren 
von  ihnen  günstiger  gestellt  sind,  weil  dort  die  Industrie 
mit  ihrer  Arbeiterbevölkerung  meist  auf  das  Land  abge- 
wandert ist  und  die  ehemalige  Industriestadt  sich  immer 
mehr  zu  einer  bloßen  Handelsstadt  entwickelt  hat. 

Ich  füge  zur  Illustration  noch  einige  Daten  hinzu,  w^elche 
ich  einem  Aufsätze  von  Rühl  entnommen  habe^).  Die  Be- 
lastung durch  die  Kosten  des  Schul-,  des  Armen-  und  Poli- 
zeiwesens betrug-  in  Prozenten  zur  Staatseinkommensteuer 
ausgedrückt,  1910  in  Gelsenkirchen  218,08  ^'q,  in  Dortmund 
248,15  in  Oberhausen  227,03  7^,  in  Hagen  296,78  in 
Essen  195,58^0;  dagegen  in  Wilmersdorf  63,99  %,  in  Wies- 
baden 108,24  7o-  Die  Kosten  der  Volksschule  allein  betrugen 
in  Prozenten  der  Staatseinkommensteuer  1910  in  Gelsen- 
kirehen  168,44  in  Oberhausen  159,06  in  Hagen 
165,28  in  Bochum  140,49  ^0'  dageg-en  in  Wilmersdorf 
27,64  in  Wiesbaden  46.39  %.  Die  Aufwendungen  für  das 
Volksschulwesen  sind  es  also  wesenthch,.  welche  die  starke 
Belastung  der  Einkommensteuer  verursachen.  Diese  Er- 
kenntnis hat  neuerdings  auch  die  maßgebende  Stelle  veranlaßt, 

Rühl,  Die  Ursachen  des  Anwachsens  der  Kommunalsteuern  in  den  Industrie- 
bezirken.   PVB.  XXXI. 
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dazu  besonders  Stellung  zu  nehmen.  In  dem  Ministerialerlaß 
vom  6.  Januar  1910  heißt  es:  „'Die  eing-ereichten  Nach- 
weisung-en  über  die  Umlag-everteilung'  in  Stadt  und  Land- 
gemeinden für  das  Rechnungsjahr  1909  haben  erkennen 
lassen,  daß  in  vielen  Gemeinden  das  Bestreben  besteht,  den 
steuerhchen  Mehrbedarf  lediglich  durch  Zuschläge  zur  Ein- 
kommensteuer aufzubringen,  und  zwar  namentlich  den  Mehr- 
bedarf, der  auf  dem  Gebiete  des  Volksschulwesens,  der  Armen- 
pflege und  der  allgemeinen  Verwaltung  entstanden  ist.  Wir 
weisen  erneut  durauf  hin,  daß  Aufwendungen  dieser  Art 
nicht  ausschließlich,  sondern  nur  vorzugsweise  durch  die 
Einkommensteuer  zu  decken  sind,  daß  also  ein  angemessener 
Teil  —  in  der  Regel  ein  Viertel,  in  Industriegemeinden 
ein  Drittel  —  auch  den  Realsteuern  aufzuerlegen  ist.  Hierbei 
nehmen  wir  ferner  Veranlassung,  wiederholt  hervorzuheben, 
daß  eine  Belastung  der  Realsteuern  mit  200  ^j^  nicht  unter 
allen  Umständen  die  Grenze  für  die  Heranziehung  dieser 
Steuerart  zu  bilden  hat,  und  daß  eine  Anrechnung  ander- 
weitiger Lasten  der  Realsteuerpflichtigen  auf  den  be- 
stimmungsgemäß durch  die  Realsteuern  zu  deckenden  Teil 
des  Gemeindesteuerbedarfes  gTundsätzlich  nicht  zulässig 
erscheint.-' 


6.  Reformvorsdiläge. 


Angesichts  dieser  Zustände  im  Kommunalfinanzwesen 
sind  von  verschiedenen  Seiten  Vorschläge  zu  seiner  Sanierung- 
gemacht  worden.  Werfen  wir  zunächst  einen  Blick  auf 
die  von  der  Wissenschaft  aufgestellten  Prinzipien  der  steuer- 
lichen Auseinandersetzung  zwischen  Reich,  Bundesstaaten 
und  Kommunen.  Julius  Wolf  formufiert  gegenüber  der 
älteren  überlebten  Auffassung,  daß  die  direkten  Steuern 
glattweg  den  Einzelstaaten  und  Kommunen,  die  indirekten 
dem  Reiche  zugesprochen  werden,  folgendermaßen 

„Notwendige  Richtpunkte  für  jene  Auseinandersetzung 
sind  die  folgenden: 

1.  Da  das  Reich  auf  alle  Steuern  die  Hand  legten  kann^ 
die  Staaten  und  Kommunen  aber  nicht,  so  ist  den  letzteren 
notwendig  ein  ,Bezirk'  zu  ,reservieren',  innerhalb  dessen 
sie  an  Steuern  genug  aufbringen  können,  um  die  ihnen 
bzw.  vorzugsweise  ihnen  zugewiesenen  Kulturaufgaben  zu 
lösen  und  in  ihrer  Entwicklung  nicht  beeinträchtigt  zu  sein. 

2.  Bedingungen,  die  die  Steuertechnik  setzt,  erweisen 
gewisse  Steuern  als  für  den  kleineren  Bezirk  von  Staat 
und  Gemeinden,  andere  für  den  größeren  Bezirk  des  Reiches 
als  in  höherem  Grade  geeignet  und  damit  vorbestimmt. 
Diese  von  der  ,Natur  der  Dinge'  dem  einen  oder  dem  anderen 
zugewiesenen  Steuerquellen  sollen  Reich  und  Einzelstaaten 
und  Kommunen  sich  nicht  gegenseitig  ,verschütten'.  Im 
Zusammenhang  damit  ist  schUeßUch 


^)  J.  Wolf,  die  Reichsfinanzreform  und  ihr  Zusammenhang  mit  Deutschlands 
\  ()lks-  und  Weltwirtschaft.  1909. 
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3.  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  das  Reich  für  die  Er- 
hebung von  Steuern  die  Organe  der  Einzelstaaten  heran- 
ziehen kann,  nicht  leicht  aber  umgekehrt  die  Einzelstaaten 
und  die  Kommunen  (!)  das  Reich." 

Der  Gesichtspunkt  1  war  bezüglich  der  Gemeinden, 
wie  wir  gesehen  haben,  durch  die  Miquelsche  Reform  derart 
realisiert,  daß  den  Gemeinden  die  staatlichen  Ertragssteuern 
als  „für  kleinere  Bezirke  geeignet"  zur  Durchführung  ihrer  im 
wesenthchen  wirtschaftlichen  Aufgaben  überwiesen  wurden. 
Wir  haben  ferner  gesehen,  daß  die  Belastung  der  Gemeinde- 
mitglieder mit  diesen  Ertrag'ssteuern,  an  der  staatlichenVeran- 
lagung  gemessen,  sehr  hoch  angeschwollen  ist.  Daneben  liegt 
den  Gemeinden  aber  auch  die  Erfüllung  allgemeiner  Kultur- 
zwecke —  und  zwar  in  immer  steigendem  Maße  —  ob. 
Als  Mittel  zur  Durchführung  dieser  allgemeinen  Kultur- 
aufg'aben  stehen  ihnen  im  wesentlichen  nur  die  Erträge 
aus  den  Zuschläg-en  zur  Staatseinkommensteuer  zur  Ver- 
fügung. Wir  wissen  auch,  welche  Höhe  die  Belastung  der 
Einkommensteuer  durch  kommunale  Zuschläge  bereits  ge- 
funden hat.  J.  Wolf  bemerkt  in  seinem  schon  erwähnten 
Buche  dazu:  „Dieselbe  (die  Einkommensteuer)  ist  aber  viel- 
fach von  dem  Endpunkt  ihrer  möglichen  Entwickelung 
nicht  mehr  allzusehr  entfernt.  Bringt  sie  heute  schon  in 
Deutschland  mehr  als  in  irgendeinem  anderen  Lande  der 
Welt  auf  (über  1  MiUiarde  gegen  beispielsweise  653  Millionen 
Mark  1906/07  im  »klassischen'  Lande  der  Einkommensteuer, 
im  »Vereinigten  Königreiche'),  so  läßt  sie  in  Gemeinden 
mit  hohen  Zuschlagsprozenten  eine  weitere  Erhöhung  ihrer 
Sätze  nur  noch  in  mäßigem  Umfange  zu,  ein  weiterer 
Ausbau  müßte  danach  in  einiger  Zeit  vornehmlich,  ,nach 
unten  hin'  erfolg-en." 

Es  muß  allerdings  gesagt  werden,  daß  vielfach  heute 
die  Gemeinden  noch  nicht  in  hinreichendem  Maße  die  Finanz- 
quehen  nutzbar  gemacht  haben,  welche  ihnen  das  KAG. 
zuweist.  Vor  allen  Dingen  wäre  dem  Gebühren-  und  Beitrags- 
prinzip ein  größeres  Geltungsgebiet  zu  schaffen.    Scholz  ^) 

^)  Scholz,  Neue  städtische  Steuer-  und  Finanzfragen.  Schr.d.VfS. 


—    48  - 


meint,  daß  noch  eine  ungeheure  Fülle  städtischer  Arbeit 
im  ausschheßlichen  Interesse  einzelner  oder  gewisser  Kreise 
der  Bevölkerung  geleistet  wird,  für  deren  Bezahlung  die 
Allgemeinheit  aufkommen  muß. 

Auf  dem  Gebiete  der  indirekten  Besteuerung  haben 
die  größeren  Gemeinden  die  zugewiesenen  Quellen,  absolut 
gemessen,  in  erfreulichem  Maße  zur  Entwickelung  g-ebracht. 
Insbesondere  haben  sie  zum  größten  Teil  in  der  richtigen 
Erkenntnis  der  Grundtendenz  des  KAG.,  daß  die  Lasten- 
verteilung in  erster  Linie  nach  dem  Grundsatze  des  Interesses 
und  der  gewährten  wirtschaftlichen  Vorteile  zu  geschehen 
habe,  die  im  Gesetze  mit  keinem  Worte  genannten  Umsatz- 
steuern und  in  jüngster  Zeit  die  Wertzuwachssteuern  in 
anerkennenswerter  Weise  ausg-ebildet.  Wie  aus  Tabelle  IV 
zu  sehen  ist,  erhoben  die  preußischen  Großstädte  1895 : 
1  835  871  M.  Aufwandsteuern,  1907  war  ihr  Ertrag  auf 
5  142  979  M.,  d.  h.  um  180  gestiegen.  Die  Verkehrs- 
steuern brachten  1895 :  5  126  750  M.,  1907  dagegen 
20  084  688  M.  Die  Steigerung  beträgt  mithin  14  957  938  M., 
d.  h.  292  ^Iq.  Das  bedeutet  durchschnittlich  eine  jährUche 
Zunahme  um  1  246  495  M.  Der  Voranschlag  von  1910 
sieht  für  die  Aufwandsteuern  eine  weitere  Erhöhung  vor, 
während  er  auffallenderweise  bezüglich  der  Verkehrssteuern 
hinter  dem  Ertrage  von  1907  zurückbleibt.  In  ihrer  prozent- 
tualen  Bedeutung  in  dem  Verhältnis  zu  dem  gesamten 
Steuerbedarf  sind  sich  die  Aufwandsteuern  ziemUch  gleich 
gebheben,  die  Umsatz-  und  die  Wertzuwachssteuern  haben 
auch  in  dieser  Beziehung  eine  erhebUche  Zunahme  von 
3,96  auf  7,08  zu  verzeichnen,  wie  aus  Tabelle  V 
hervorgeht. 

Von  mancher  Seite  wird  die  Zulassung  der  direkten  Be- 
steuerung des  Wertzuwachses  in  Anlehnung-  an  die  Grund- 
wertsteuer gefordert. 

Eine  andere  Rolle,  und  zwar  eine  stetig  an  Bedeutung 
abnehmende  Rolle  spielen  die  Verbrauchssteuern  im  kom- 
munalen Budg-et  infolg-e  der  beschränkenden  Bestimmungen 
der  Reichgesetzgebung.  Eine  für  einige  Städte  sehr  wesent- 
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liehe  Einschränkung-  brachte  in  letzter  Zeit  der  §  13  des 
Zolltarifgesetzes  vom  25.  Dezember  1902,  nach  welchem 
„auf  Rechnung-  von  Kommunen  oder  Korporationen  vom 
1.  April  1910  ab  Abgaben  auf  Getreide,  Hülsenfrüchte, 
Mehl  und  andere  Mühlenfabrikate,  desgl.  auf  Backwaren, 
Vieh,  Fleisch  und  Pleischwaren  und  Fett"  nicht  erhoben 
werden  dürfen.  Abgesehen  von  der  Getränkebesteuerung, 
welche  auf  der  allgemeinen  Vorschrift  des  §  13  des  KAG. 
beruht  und  schon  bisher  durch  die  Reichsgesetzgebung  — 
Zollvereinigungsvertrag  vom  8.  Juli  1867  —  erheblich  be- 
schränkt war,  kommen  künftig-  als  Beste uerung'sobjekte  für 
die  Gemeinden  gemäß  §  13  des  KAG.  nur  noch  Kartoffeln 
und  Brennstoffe,  soweit  sie  vor  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes schon  besteuert  wurden,  in  Betracht.  Von  dieser  Be- 
stimmung wurden  insbesondere  Aachen,  Breslau,  Potsdam, 
Posen,  Wiesbaden  und  Kassel  betroffen.  Aus  Tabelle  IV 
und  V  des  Anhanges  geht  hervor,  in  welchem  Maße  der 
Etat  der  Verbrauchssteuern  für  1910  absolut  wie  relativ 
hinter  dem  Ertrage  von  1907  zurückbleibt.  Dieser  Ausfall 
mußte  zum  allergrößten  Teil  durch  die  direkten  Steuern  ge- 
deckt werden.  So  stieg  z.  B.  der  prozentuale  Anteil  der 
direkten  Steuern  an  dem  gesamten  Steuerbedarfe  in  Aachen 
von  79,92  im  Jahre  1907  auf  90,02  «/^  im  Jahre  1910,  in 
Breslau  von  76,81  7^  auf  90,68  in  Posen  von  77,04  7^ 
auf  91,31 in  Potsdam  von  72,15  7^  auf  90,02  7o  usw. 
Der  größere  Teil  des  durch  die  direkten  Steuern  neu  zu 
deckenden  Bedarfes  mußte  durch  die  Einkommensteuer  auf- 
gebracht werden,  wie  man  ebenfalls  aus  Tabelle  V  ersehen 
kann.  Besonders  hart  wurde  Aachen,  Breslau  und  Posen 
getroffen,  welche  bei  ohnehin  schon  hohen  Zuschlägen  zu 
einer  weiteren  recht  erheblichen  Steigerung  greifen  mußten. 

Eine  nennenswerte  Rolle  unter  den  kommunalen  Ver- 
brauchssteuern spielt  heute  nur  noch  die  Besteuerung  des 
Bieres,  und  nicht  einmal  alle  größeren  Städte  haben  sich, 
dank  der  Abneigung  des  in  den  Stadtverwaltungen  herr- 
schenden Liberalismus  geg-en  alle  indirekten  Abgaben,  die 
Ausnutzung    dieser    Steuerquelle    angelegen    sein  lassen. 

Martini.  a 
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Altona,  Kiel,  Flensburg,  die  Berliner  Vororte  Charlotten- 
burg', Schöneberg-,  Wilmersdorf,  selbst  mehrere  g-rößeren 
Städte  des  rheinisch-westfälischen  Industriebezirkes,  wie 
Dortmund,  Hagen,  Bielefeld,  welche  einen  verhältnismäßig 
hohen   Steuerbedarf  aufweisen,  erheben  keine  Biersteuer. 

Die  Reichsg-esetzgebung  hat  nun  jüngst  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Bierbesteuerung  einer  weiteren  Entwickelang 
der  kommunalen  Biersteuer  einen  Riegel  vorgeschoben. 
Das  neue  Reichsbrausteuergesetz  vom  15.  Juli  1909  setzt  in 
§  58  für  alle  Gemeindebiersteuern  0,65  M.  für  den  hl  als 
Maximum  fest.  Die  Anschauung,  welche  den  Bestimmungen 
der  Reichsg-esetzgebung  zugrunde  liegt,  daß  die  Steuer- 
interessen des  Reiches  durch  eine  kommunale  Besteuerung 
eine  Schädigung  erfahren  müßten,  wird  heute  nicht  allge- 
mein geteilt.  „Die  Wissenschaft  wie  die  kommunale  Praxis 
sind  darin  einig,  daß  die  heutige  radikale  Ausschaltung*  der 
Konsumsteuern  in  den  Gemeinden  über  das  Ziel  weit  hin- 
ausschießt." Insbesondere  A.  Wagner  geht  in  seinen 
Forderungen  hinsichtlich  der  kommunalen  Konsumsteuern 
am  weitesten.  Er  verlangt  Erhöhung  der  noch  bestehenden 
Getränkesteuern  und  Erweiterung  der  Besteuerung  auf 
andere  Verbrauchsartikel.  Z.  B.  schlägt  er  die  Einführung 
von  Gemeindesteuern  auf  Tabak,  ferner  auf  Bau-  und  Brenn- 
materialien, Beleuchtung,  Viehfutter  vor,  wie  einige  von 
ihnen  bereits  in  einzelnen  Bundesstaaten  und  Elsaß- 
Lothringen  bestehen.  Hinsichtlich  der  höheren  Besteuerung 
der  alkoholischen  Getränke  und  des  Tabaks  ist  er  der  An- 
sicht, daß  „von  einer  ernstlichen  Gefährdung  der  reichs- 
und  landesfiskalischen  Interessen  und  von  einer  dem  Kom- 
munalzuschlag entsprechenden  Verteuerung-  des  Steuerob- 
jekts kaum  die  Rede  sein  kann".  Zur  Durchführung 
empfiehlt  er  die  Einführung  eines  Lizenzsteuersystems. 
„Soweit  nötig  ist  auf  eine  Aufhebung  oder  Abänderung  der 
reichsgesetzlichen  Beschränkungen  der  indirekten  kommu- 
nalen Verbrauchssteuern  hinzuarbeiten."  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Konsumsteuern,  daß  sie  die  Empfindung  eines 
Steuerdruckes  fast  gar  nicht  aufkommen  lassen.    Bei  den 
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zunehmenden  Klagen  über  allzu  hohen  Steuerdruck  in  unseren 
Gemeinden,  deren  Steuerwesen  vornehmlich  auf  direkten 
Steuern  ruht,  muß  dieser  pohtische  Gesichtspunkt  g-enüg-ende 
Berücksichtigung  finden,  um  so  mehr,  als  der  Steuerzahler 
durch  Verlegung  seines  Wohnsitzes  sich  sehr  leicht  der 
kommunalen  Steuerpfiicht  entziehen  kann,  und  dadurch  die 
Last  der  direckten  Steuern  immer  drückender  empfunden 
wird.  Wohlberechtigt  erscheint  es,  daß  die  unentbehr- 
lichsten Nahrungsmittel  wie  Fleisch  und  Brot  aus  sozial- 
politischen Gründen  der  kommunalen  Besteuerung"  entzogen 
werden,  indessen  müssen  die  Gemeinden  mehr  als  bisher 
an  der  Besteuerung  der  Alkoholika  und  Narkotika  abeteilig't 
werden. 

Das  Rückgrat  der  Staats-  so  auch  der  Gemeindebe- 
steuerung sind  und  bleiben  immer  die  direkten  Steuern, 
die  Steuern  „direkt  vom  Einkommen"  in  der  Form  der 
Ertragssteuern  und  der  allgemeinen  Einkommensteuer.  Die 
Frage  muß  dahin  gestellt  werden,  wie  sind  ang"esichts  des 
steigenden  Steuerbedarfes  diese  direkten  Steuern  ergiebiger 
zu  machen? 

Auch  bei  dieser  Gelegenheit  ist  zu  sagen,  daß  die 
größeren  Städte  die  ihnen  durch  das  KAG.  zur  Verfüg-ung- 
gestellten  Steuerquellen  noch  nicht  in  genügender  Weise 
entwickelt  haben.  Die  Grundwertsteuer  haben  sie  allerding-s 
mit  nur  g*anz  wenigen  Ausnahmen  eingeführt.  Bemerkens- 
wert ist,  daß  sich  unter  diesen  wenigen  Städten  solche  mit 
allgemein  hohen  Koramunalzuschlägen  befinden,  wie  König's- 
hütte,  Brandenburg,  Elbing  usf.  Bei  dieser  Gelegenheit 
wäre  auf  eine .  Änderung  im  formellen  Recht  hinzuweisen, 
insofern  200  7o  Höchstgrenze  der  Realsteuerbelastung 

eine  mehrfach  zu  verlangende  noch  stärkere  Heranziehung- 
des  Grundbesitzes  nach  dem  Maßstabe  des  g-emeinen  Wertes 
nicht  g-estattet.  „Es  hat  sich  bisher  in  der  Praxis  gezeigt, 
daß  man  mehrfach  die  Steuersätze  der  neuen  Grund-  und 
Gebäudebesteuerung  nach  ,dem  Wert'  niedrig-  halten  mußte, 
um  nicht  200  ^'^  zu  übersteigen.  Der  g*anze  §  54  leidet 
überhaupt  darunter,  daß  seine  Bestimmung-en  zu  sehr  an 

4* 
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die  alte  staatliche  Realbesteuerung  anknüpfen  und  so  nicht 
recht  passen,  wenn  eigene  besondere  Realsteuern  an  die 
Stelle  der  nach  der  Staatssteuer  umgelegten  treten." 
(A.  Wagner.) 

Dag'egen  hat  die  Einführung-  von  besonderen  Gewerbe- 
steuern zur  Erzielung  höherer  Einnahmen  ohne  Mehrbelastung" 
schonungsbedürftiger  Schultern  viel  geringere  Fortschritte 
gemacht.  Von  den  55  größeren  Städten  hatten  im  Jahre 
1910  nur  17  besondere  Gewerbesteuerordnungen.  Theo- 
retisch ist  man  ziemlich  allgemein  über  die  Berechtigung 
der  besonderen,  den  kommunalen  Verhältnissen  angepaßten 
Gewerbesteuer  einig.  Schwierigkeiten  bietet  in  der  Praxis 
nur  die  zu  wählende  F^orm  infolge  der  Vielgestaltigkeit 
und  Verschiedenartigkeit  der  Gewerbebetriebe  namentlich 
in  den  größeren  Städten.  Das  dürfte  auch  der  Grund  sein, 
daß  heute  erst  wenig'e  Städte  an  die  Einführung  besonderer 
Gewerbesteuern  herangetreten  sind.  Jedoch  „der  Vorgang 
der  Städte,  die  eigene  Gewerbesteuern  haben,  und  zwar 
indem  sie  sich,  ihre  individ  uellenVerhältnisse  berücksichtigend, 
völlig  oder  doch  in  wesentlichen  Punkten  von  den  staat- 
lichen Mustern  emanzipierten,  hat  gezeigt,  daß  die  städtischen 
Verwaltungen  sehr  wohl  befähigt  sind,  auch  ohne  Anleitung 
seitens  der  Staatsbehörden  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbe- 
besteuerung das  für  ihre  Finanzen  und  ihre  lokalen  Ver- 
hältnisse geeignete  zu  finden,  sofern  sie  sich  nicht  verleiten 
lassen,  die  Hauptaufgabe  der  Gewerbesteuer  auf  kommunal- 
steuerlichem Gebiete  zu  suchen,  sondern  darin  zu  sehen, 
der  einen  Art  ihrer  Gewerbetreibenden  die  unbequeme 
Konkurrenz  einer  anderen  vom  Halse  zu  halten  oder  doch 
zu  vermindern.  Von  welch  günstigem  finanziellen  Erfolg-e 
die  Einführung-  besonderer  Gemeindegewerbesteuern  be- 
gleitet gewesen  ist,  beweisen  die  Zahlen  des  Aufkommens 
in  Städten  mit  besonderen  Gewerbesteuerordnungen  ^)." 
Eine  andere  Beurteilung  der  besonderen  Gemeindegewerbe- 
steuern  hat  jüngst  Scholz   in   seinem  bereits  erwähnten 

^)  Strutz,  Die  finanzielle  Entwickelung  der  preußischen  Städte  unter  dem 
KAG.  PVB. 
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Aufsatz  „Neue  städtische  Steuer-  und  Finanzfrag^en"  aus- 
gesprochen. Ihm  erscheint  es  zweifelhaft,  ,,ob  die  in 
neuester  Zeit  in  verschiedenen  niederrheinischen  Städten 
eingeführte,  nach  Personal,  Kopfzahl,  Mietwert,  Umfang  der 
Geschäftsräume  abgestufte  Sondergewerbesteuer  einen 
Siegeszug  durch  die  preußischen  Gemeinden  halten  wird. 
Man  wird  sogar  wünschen  dürfen,  daß  diese  weit  mehr 
noch  als  die  viel  berufene  Warenhaussteuer  als  Erdrosselungs- 
steuer wirkende  Besteuerungsart  nicht  allzu  großen  Boden 
gewinnt.  Man  wird  sich  keiner  logischen  Inkonsequenz 
schuldig  machen,  wenn  man  die  möglichste  Ausbreitung 
der  Sonderbesteuerung  auf  dem  Gebiete  des  Grundbesitzes 
erhofft,  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbes  ablehnt.  Denn 
das  Steuerideal  ist  jedenfalls  die  möglichst  kräftige  Heran- 
ziehung des  ruhigen  Besitzes  und  die  tunlichste  Freilassung 
der  werbenden  arbeitenden  Mittel".  Diese  Auffassung  ist 
jedoch  aus  dem  Gesichtspunkte  der  steuerHchen  Gerechtigkeit, 
da  wir  eine  Besteuerung  des  Gewerbes  als  eine  direkte 
Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  an  keiner  anderen 
Stelle  haben,  zu  verwerfen.  Es  hat  auch  nicht  an  Vor- 
schlägen gefehlt,  von  Staats  wegen  eine  gesetzliche  Reform 
der  Gewerbesteuer  herbeizuführen,  aber  gesetzlich  fest- 
gelegte Formen  der  BcvSteuerung"  vermögen  eben  nie  den 
lokalen  Verschiedenheiten  der  Verhältnisse  Rechnung'  zu 
tragen.  ♦ 

Zur  Entlastung  der  Einkommensteuer  mit  kommunalen 
Zuschlägen  hat  man  auch  an  Zuschläge  zur  staatlichen 
Ergänzungssteuer  gedacht.  Zu  diesem  Vorschlage  äußert 
sich  Landsberg  folgendermaßen:  „Diese  (die  Zuschläg'e 
zur  staatlichen  Ergänzung-ssteuer)  würden  jedoch  zu  einem 
erheblichen  Teile  gerade  diejenigen  treffen,  bezüglich  derer 
der  Gemeinde  bereits  heute  sehr  umfangreiche  Besteuerungs- 
rechte zustehen,  die  Hausbesitzer  und  Gewerbetreibenden. 
Auch  eine  präzipuale  Besteuerung  des  Kapitalvermögens 
allein  ließe  sich  nur  schwer  in  den  Rahmen  der  bestehenden 


Landsberg,  Die  Entwickelung  des  Gemeiudeabgabenwesens  in  deu 
preußischen  Städten  unter  der  Herrschaft  des  KAG.    Schr.d.VfS.  1271, 
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Gemeindebesteuerung"  einfügfen.  Vor  allem  darf  nicht  ver- 
gessen werden,  daß  zu  Einkommen  aus  Kapitalvermög-en 
steuerlich  auch  Beträge  gerechnet  werden,  welche  wie  die 
Dividendenzahlungen  der  Aktiengesellschaften  an  Aktionäre 
wirtschaftlich  als  Einkommen  aus  gewerblichen  Beteihgungen 
und  auch  als  Einkommen  der  Aktiengesellschaft  am  Sitze 
dieser  besonders  versteuert  werden.  Endhch  würde  eine 
lediglich  am  Wohnsitze  des  Steuerpflichtigen  stattfindende 
Besteuerung  vorzugsweise  den  steuerkräftigsten  Städten 
zug-ute  kommen."  Die  Vermögenssteuer  in  Preußen  ist 
als  eine  Ergänzung*  der  allg^emeinen  Einkommensteuer,  als 
eine  besondere  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens 
gedacht.  In  den  Gemeinden  wird  diese  Sonderbesteuerung 
in  ausgiebig-er  Weise  durch  die  Realsteuern  bewirkt.  Die 
vierte  Ertragssteuer,  die  Kapitalrentensteuer,  fehlt  in  unserem 
Gemeindesteuersystem.  Die  Besteuerung  der  Kapitalrenten 
als  vierte  Ertragsquelle  halte  ich  für  ein  unbedingtes  Er- 
fordernis steuerlicher  Gerechtigkeit.  Der  fiinweis  darauf, 
daß  bereits  das  Reich  sich  die  direkten  Mobiliarsteuern 
„reserviert"  hat,  ändert  daran  nichts.  Die  Tantiemesteuer, 
die  Erbschaftssteuer  des  Reiches  z.  B.,  welche  in  Wahrheit 
als  direkte  „direkt  vom  Einkommen  gegenüber  der  Ein- 
konimensverwendung "  genommene  Steuern  anzusprechen 
sind,  erfüllen  eine  ganz  andere  Aufgabe  als  eine  Ertrags- 
steuer von  mobilem  Kapital,  sie-  sind  als  Sonder- 
steuern auf  denjenigen  Bestandteil  des  Gesamtein- 
kommens einer  Person  gedacht,  welcher  sich  als  Glücks- 
einkommen darstellt.  Erbschaft  wie  Tantieme,  letztere 
wenigstens  zu  erheblichem  Teile,  sind  von  der  national- 
ökonomischen Wissenschaft  als  Glückseinkommen  erwiesen 
und  werden  daher  mit  voller  Berechtigung-,  da  sie  nach 
der  Einkommenstheorie  als  „Einkommen  minderen  Rechts" 
gelten,  einer  Sonderbesteuerung  unterworfen  Denselben 
Charakter  trägt  die  jüngst  in  Auseinandersetzung  mit  den 
Gemeinden  vom  Reiche  übernommene  Wertzuwachssteuer, 


0  J-  Wolf,     „Nationalökonomie  als  exakte  Wissenschaft,"  1908. 


die  sich  als  eine  direkte  Immobiliarsteuer  des  Reiches  dar- 
stellt. Anders  Uegen  die  Verhältnisse  bei  der  Kapitalrenten- 
Steuer.  Sie  ist  eine  Steuer  vom  Besitzeinkommen;  ihr  ist 
wie  den  anderen  drei  Ertrag'steuern  die  Aufg-abe  gestellt, 
das  Einkommen  aus  fundiertem  Besitz  entsprechend  der 
ihm  innewohnenden  größeren  Leistnngsfähigkeit  stärker 
heranzuziehen  als  das  reine  Arbeitseinkommen. 

Das  Leihzinskapital  als  fundierte  Ertragsquelle  unter- 
liegt in  Preußen  nur  der  staatlichen  Ergänzungssteuer, 
während  der  Grund-  und  Hausbesitz  und  der  Gewerbe- 
betrieb sowohl  durch  die  staatliche  Ergänzungssteuer  als  auch 
ganz  besonders  noch  durch  hohe  Zuschläge  zu  den  Ertrags- 
steuern in  den  Gemeinden  belastet  wird.  In  den  süd- 
deutschen Staaten  mit  Kapitalrentenbesteuerung,  Bayern, 
Württemberg,  unterliegt  das  mobile  Kapital  außer  der 
staatlichen  Kapitalrentensteuer,  welche  dort  nach  Ein- 
führung der  allgemeinen  Einkommensteuer,  in  Bayern  vom 
1.  Januar  1912  ab,  als  Ergänzung'ssteuer  fungiert,  noch 
kommunalen  Zuschlägen.  Es  erscheint  nicht  ersichthch, 
weshalb  das  mobile  Kapital  in  Preußen  diese  Vorzugs- 
stellung genießen  und  der  Gemeindebesteuerung  entrückt 
sein  soll.  Wenn  auch  geltend  gemacht  werden  kann,  daß 
die  Kapitalrentensteuer  wegen  der  leichteren  Verschleier- 
barkeit  der  Höhe  des  Rentenbezuges  notwendig  ungleich- 
mäßiger wirkt  als  die  anderen  Ertragssteuern,  so  ist  dennoch 
eine  Freilassung  des  Kapitalbesitzes  gegenüber  der  über- 
mäßigen Belastung  des  Realitätenbesitzes  vom  Standpunkt 
einer  gerechten  Steuerpolitik  nicht  zu  rechtfertigen.  Die 
Kapitalrentensteuer  trägt  ihrem  ganzen  Wesen  nach  ent- 
gegen den  anderen  Ertragssteuern  rein  subjektiven  Charakter ; 
sie  läßt  sich  in  einfachster  und  zweckmäßig-ster  Weise  im 
Anschluß  an  die  Einkommenbesteuerung  durchführen,  wo 
die  Erträge  aus  allen  Quellen  des  Kapitalvermögens  bereits 
festg-estellt  sind;  sie  wäre  zu  gestalten  mit  Festsetzung-  einer 
unteren  Besteuerungsgrenze  und  progressivem  Steuerfuß 
unter  Abzug  von  Schuldenzinsen  und  Passivrenten,  wie  die 
süddeutsche    Kapitalrentenbesteuerung    durchgeführt  ist. 
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Der  Einwand  Landsberg's  und  Lückers,  daß  die  Ein- 
führung der  Kapitalrentensteuer  das  Mißverhältnis  in  den 
Steuerzuschläg-en  zwischen  Vorzugsstadt  und  Industriestadt 
nur  noch  verschärfen  werde,  besteht  allerdings  zu  Recht. 
Denn  diese  Steuer  würde  in  Industriegemeinden  und 
namentlich  fast  allen  Landgemeinden  einen  geringen  Ertrag 
liefern,  weil  bekanntlich  die  Kapitalisten  nicht  in  diesen  Ge- 
meinden ihren  Wohnsitz  aufschlagen;  die  Steuer  würde 
hauptsächlich  den  kapitalkräftigeren  Kommunen,  welche 
ohnehin  schon  steuerhch  günstiger  gestellt  sind,  zugute 
kommen. 

Dieses  Mißverhältnis  wenigstens  teilweise  auszugleichen, 
ist  eines  der  Hauptprobleme,  welches  durch  die  kommende 
Kommunalsteuerreform  gelöst  werden  soll  und  muß.  Ich 
komme  am  Schlüsse  der  Arbeit  darauf  zurück. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Ausgaben  für  allgemeine 
Kulturzwecke,  insbesondere  für  das  Volksschulwesen,  welche 
vornehmlich  durch  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  gedeckt 
w^erden  müssen,  ungeheuer  gestiegen  sind  und  in  vielen 
Städten,  besonders  in  unseren  Industriestädten,  eine  außer- 
ordentliche Belastung  der  staatHchen  Einkommensteuer  und 
eine  bedenkliche  Inanspruchnahme  der  Steuerkraft  der  Ge- 
meindemitgheder  darstellen.  Diese  Verhältnisse  gaben  An- 
laß zu  Vorschlägen,  welche  eine  Verteilung  der  Kosten 
des  Volksschulwesens  auf  anderer  Grundlage  bezwecken. 
In  jüngster  Zeit  beschäftigte  sich  der  Verein  für  Sozial- 
politik wieder  mit  dem  Gemeindesteuerproblem,  und  aus 
seiner  Mitte  heraus  ist  der  Vorschlag  einer  vollständig'en 
Neuregelung  des  finanziellen  Verhältnisses  zwischen  Ge- 
meinde und  Staat  hinsichtlich  des  Volksschulwesens  hervor- 
gegangen. Es  ist  deshalb  notwendig,  in  kurzen  Worten 
auf  dieses  Verhältnis  einzugehen. 

Im  allgemeinen  Hegt  heute  die  Unterhaltung-  der  Volks- 
schule den  Gemeinden  ob,  wenn  auch  noch  vereinzelt  in 
kleineren  Städten  besondere  konfessionelle  Schulgemeinden 
bestehen.  Eine  Pflicht  des  Staates  zu  Beiträgen  zu  den 
Volksschullasten  ist  in  Artikel   25   der  preußischen  Ver- 
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fassungsurkunde  ausgesprochen,  auf  Grund  dessen  die  Mittel 
zur  Errichtung,  Unterhaltung  und  Erweiterung  der  öffent- 
lichen Volkschule  .  von  den  Gemeinden  und  „im  Falle  des 
nachgewiesenen  Unvermög*ens  ergänzungsweise  vom  Staat" 
aufzubringen  sind.  Diesen  Grundsatz  der  nachgewiesenen 
Hilfsbedürftigkeit  verließ  die  Staatsregierung,  als  sie  dazu 
überging,  in  dem  Lehrerpensionsgesetze  vom  6.  JuU  1885 
und  den  späteren  Gesetzen  vom  14.  Juni  1888  und  31.  März  1889. 
gesetzlich  festgelegten  Beihilfen  an  alle  Gemeinden  zu 
gewähren.  Im  Laufe  der  Zeit  fand  oft  eine  Neureg'elung 
der  staatHchen  Beihilfen  statt,  insbesondere  auch  die  Regelung 
der  finanziellen  Beteiligung  des  Staates  an  der  Versorgung 
der  Witwen  und  Waisen  von  Volksschullehrern.  Das  gegen- 
wärtige Recht  beruht  in  der  Hauptsache  auf  dem  Lehrer- 
besoldung'sgesetze  vom  26.  Mai  1909.  Um  ein  ungefähres 
Bild  von  der  finanziellen  Beteiligung  des  Staates  an  den 
komm.unalen  Volksschullasten  zu  g'eben,  teile  ich  einige 
statistische  Ausweise  mit.  Nach  dem  statistischen  Jahrbuch 
Deutscher  Städte  leistete  der  Staat  im  Jahre  1906/07  in 


Berlin  .  .  . 
Charlotten  bürg 

Cassel  .  .  . 
Wiesbaden 

Potsdam     .  . 

Halle  sogar  . 

Görlitz   .    .  . 


2,16  7o 
3,30  »/„ 
11,03  «/„ 
6,91  «/„ 
10,68  «/„ 
25,46  7„ 


der  Volksschulkosten  (ohne 
Baukosten  und  ohne  Ver- 
zinsung- und  Tilgung-  der- 
selben). 


14,86  % 

Dagegen  leistete  er  in  den  Industriestädten,  welche  in 
dem  genannten  Jahre  einen  Einkommensteuerzuschlag  von 
200  7o  und  mehr  erhoben,  z.  B.  in 


Barmen  nur 
Dortmund  . 
Duisburg 
Elberfeld  . 
Essen  .    .  . 
Gelsenkirchen 


8,36  »/„ 
8,14  "/o 

0 


4,73  »/, 


8,11  7« 
5,35  «/„ 
6,28  «/„ 

Dieses  Bild  darf  allerdings  nicht  als  ein  g-anz  genaues 
angesprochen  werden,  da  der  Staat  auch  zu  den  Baukosten 


der  Volksschulkosten  (ohne 
Baukosten  und  deren  Ver- 
.   zinsung  und  Tilgung). 
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widerrufliche  Beihilfen  gewährt.  Da  diese  Beihilfen  keine 
gesetzlich  festgelegten  sind,  dürfte  ihre  Verteilung  mehr 
nach  dem  Grundsatze  der  Hilfsbedürftigkeit  geschehen,  und 
das  Verhältnis  der  Staatsleistungen  zu  den  Volksschulkosten 
dürfte  sich  vielleicht  etwas  zugunsten  der  steuerlich  leistungs- 
schwachen Gemeinden  verschieben.  Aber  immerhin,  soweit 
es  sich  um  gesetzliche  Zuschüsse  handelt  —  und  diese 
Staatsleistun g-en  sind  die  bei  weitem  erheblichsten  — ,  ist 
unter  den  größeren  Städten  dem  Grundsatz  der  Hilfs- 
bedürftigkeit wenig  Rechnung  getragen. 

Das  Lehrerbesoldungsgesetz  von  26.  Mai  1909,  welches 
der  bisherigen  Vielgestaltigkeit  der  Lehrergehälter  ein 
Ende  machte  und  eine  einheitliche  Regelung  brachte,  kennt 
drei  Arten  von  Staatsleistungen  zu  den  Volksschulkosten. 

1.  Beiträge,  feste  Staatsleistungen  zum  Grundgehalt 
(für  die  Stelle  eines  alleinstehenden  oder  ersten  Lehrers 
500  M,  eines  anderen  Lehrers  300  M,  einer  Lehrerin  150  M ; 
im  Schulverbande  mit  nicht  mehr  als  sieben  Stellen  ferner 
200  M  für  jede  Lehrerstelle,  150  M  für  jede  Lehrerinstelle). 
Der  Staatsbeitrag-  wird  nur  bis  zur  Höchstzahl  von  25  Schul- 
stellen für  jede  politische  Gemeinde  gew^ährt. 

2.  Zuschüsse,  d.  s.  Staatsleistungen  an  die  Alterszulage- 
kasse des  Bezirks  für  diejenigen  Lehrerstellen,  für  die  der 
Staat  den  Besoldungsbeitrag  an  den  Schulverband  leistet. 
Diese  Zuschüsse  betragen  jährlich  je  337  M  für  jede  Lehrer- 
stelle, je  184  M  für  jede  Lehrerinstelle.  In  Schulverbänden 
mit  nicht  mehr  als  sieben  Schulstellen  tritt  außerdem  noch  ein 
weiterer  jährlicher  Zuschuß  von  135  M  für  die  Lehrerstelle 
und  70  M.  für  die  Lehrerinstelle  hinzu.  Diese  Staatsbeiträg-e 
und  Staatszuschüsse  sollen  vom  1.  April  1909  in  solchen 
Gemeinden  endgültig  fortfallen,  in  denen  Beiträge  und  Zu- 
schüsse nicht  mehr  als  2  Gemeindeeinkommen- 
steuersolls betragen,  sowie  in  solchen  Gemeinden,  die  nicht 
mehr  alß  100  ^/^  Zuschläge  erheben,  es  sei  denn,  daß  die 
Staatsleistungen  mehr  als  5      des  Solls  betragen. 

3.  Ergänzungszuschüsse;  sie  dürfen  nur  an  Gemeinden 
mit   25  oder  weniger  Schulstellen  ausgetan   werden,  und 


zwar  im  Gesamtbetrage  von  15,1  Millionen  M.  Sie  sind 
keine  festen  Zuschüsse,  sondern  werden  nach  einem  alle 
fünf  Jahre  neu  aufgestellten  Verteilungsplan  verteilt. 

Diese  Bestimmungen  lassen  die  ausschließliche  Rück- 
sichtnahme auf  die  kleineren  Gemeinden  insbesondere 
ländlichen  Charakters  erkennen,  und  schon  während  der 
parlamentarischen  Verhandlungen  gelegentlich  der  Beratung 
dieses  Gesetzes  hat  man  es  an  Warnungen  nicht  fehlen 
lassen,  daß  die  weit  getriebenen  Rücksichten  auf  ländliche 
Verhältnisse,  besonders  der  östlichen  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke, und  die  schroffe  Benachteiligung  der  größeren  Orte, 
besonders  in  industriereichen  Gegenden,  noch  zu  manchen 
Schwierigkeiten  führen  werde.  Abgesehen  von  den  Vor- 
schlägen, welche  auf  eine  vollständige  Verstaatlichung  der 
Volksschule  abzielen,  äußert  sich  Lücker  zu  diesem  Problem 
folgendermaßen^):  „Das  Verhältnis  zwischen  Gemeinde  und 
Einkommensteuer  und  zwischen  Gemeinde  und  Volksschule 
muß  von  Grund  auf  g'eändert  werden.  Der  Staat  hätte 
einen  fest  abgegrenzten  Teil  der  Schullast  zu  tragen.  Bei 
der  demnächstigen  Revision  der  Einkommensteuer  hätte 
sich  ihr  Betrag  um  den  zu  erhöhen,  den  der  Staat  den 
Gemeinden  von  ihren  Schullasten  abnimmt.  Am  besten 
eignen  sich  hierzu  die  Grundgehälter  der  Lehrpersonen." 
Zur  Erläuterung"  stellt  er  folgende  Rechnung  an  :  ,,1906  waren 
in  Preußen  85  000  Lehrer  und  18  000  Lehrerinnen.  Der  Grund- 
gehalt der  Lehrer  beträgt  85  000X1400  =  119  000  000  M. 
Der  Grundgehalt  der  Lehrerinnen  18  000X1^00  = 
21  600  000  M,  zusammen  sonach  140  600  000  M.  Da  die 
Staatseinkommensteuer  zurzeit  an  260  000  000  M  ergibt,  so 
wäre  der  Tarif  um  50  ^j^  zu  erhöhen. 

Alle  übrigen  Schullasten,  wie  Wohnung-sg-eld,  Alters- 
zulage, Schulbau  und  Schulbetrieb,  hätten  der  Gemeinde  zu 
verbleiben. 

Die  bisherigen  Staatsbeträg-e,  mögen  sie  auf  Grund 
gesetzlicher  Bestimmung-en  oder  wegen  geringer  Leistungs- 


')  Lücker,  Gemeindefinanzen  1910.    Sehr.  d.  V.  f.  S. 
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fähigkeit  den  Gemeinden  zufließen,  wären  zu  einem  einzigen 
Fonds  zu  sammeln  zur  Unterstützung  von  Gemeinden,  deren 
Zuschläge  einen  gewissen  Betrag  übersteigen." 

In  Anbetracht  der  tiefgreifenden  Folgen,  welche  die 
Verwirklichung  dieser  Vorschläge  mit  sich  bringet,  will  er 
für  die  Vorzugsstädte  Übergangsperioden  schaffen.  „Ins- 
besondere wäre  ihnen  für  diese  Zeit  mit  besonderen 
Ergänzungszuschüssen  zu  helfen." 

Jüngst  nahm  auch  der  Oberbürgermeister  von  Posen, 
Dr.  Wilms,  zu  diesem  Problem  Stellung. 

„Die  Königliche  Staatsregierung  hat  zwar  Fonds,  die 
zuletzt  durch  das  Schulunterhaltungsgesetz  verstärkt  wurden, 
um  bedürftigen  Gemeinden  auszuhelfen;  durch  diese  Kredite 
ist  aber  nur  die  Möghchkeit  geboten,  den  allergrößten  Un- 
zuträglichkeiten ein  wenig  zu  steuern.  Eine  gleichmäßigere 
Verteilung  scheint  wohl  nur  auf  dem  Wege  möglich,  daß 
von  der  über  den  Durchschnitt  hinausgehenden  kommunalen 
Belastung  für  Schulzwecke  der  Staat  das  Mehr  oder  einen 
erheblichen  prozentualen  Anteil  übernimmt. 

Beim  Schulunterhaltungsg-esetz  war  im  Abg-eordneten- 
hause  die  Übertragung-  der  Schullasten  auf  breitere  Schultern 
in  der  Form  von  Kassen  für  größere  Bezirke  aufgeworfen 
worden.  Dies  Vorgehen  würde  eine  sehr  ungleichmäßige 
Belastung  der  Städte  gegenüber  dem  Lande  herbeigeführt 
haben,  besonders  wenn  man  eine  andere  Form  als  die  einer 
Kasse  für  ganz  Preußen  gewählt  hätte,  sehr  ungleichmäßig- 
wirken. Eine  erstrebenswerte  Lösung  wäre  die  Übernahme 
der  Schullasten  über  einen  gewissen  Prozentsatz  hinaus  ganz 
oder  teilweise  durch  den  Staat.  Wo  die  Grenze  der  durch- 
schnittlichen Belastung  zu  finden  wäre,  müßte  sich  aus  der 
Durchschnittsbelastung-  der  einzelnen  Kommunen  —  vielleicjit 
nach  oben  ahgerundet  —  ergeben.  Ob  den  Mehrbetrag 
in  seiner  ganzen  Summe  der  Staat  übernehmen  würde  oder 
nur  einen  prozentualen  Teil,  wäre  zu  prüfen.  Die  Über- 
nahme eines  nur  prozentualen  Teils  hätte  einen  hinsichtlich 
der  Sparsamkeit  erziehlichen  Einfluß,  indem  Ausgaben, 
die  vielleicht  eher  gemacht  würden,  wenn  den  ganzen  Be- 
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trag-  der  Staat  übernehmen  würde,  erspart  würden,  als  wenn 
eine  nicht  prozentuale  Beteilig-ung-  des  Schulverbandes 
stattfände^)."  Und  in  der  Tat,  von  rein  theoretischem 
Standpunkte  betrachtet,  das  Interesse  der  Gemeinwesen  an 
der  Erziehung-  und  Bildung'  des  werktätig*en  Volkes  hat 
durch  die  rechtHch  gewährte,  seit  der  erstaunUchen  Ent- 
wicklung unseres  Transportwesens  auch  faktisch  in  weitem 
Maße  geübte  Freizügigkeit  erheblich  eingebüßt.  Eine  solche 
Auffassung  wurde  auch  im  Abgeordnetenhause  bei  der 
Beratung  des  Lehrerbesoldungsgesetzes  laut.  Der  national- 
liberale Abgeordnete  Schiffer  sagte:  „Wir  müssen  anerkennen, 
daß  die  Fluktuation  unserer  Bevölkerung  den  Beg-riff  der  Er- 
ziehung der  Jugend  für  die  Einzelgemeinde  beinahe  in 
nichts  verflüchtigt  hat.  Die  Ab-  und  Zuwanderung  der  Be- 
völkerung- findet  in  einem  Umfange  statt,  daß  man  nicht 
mehr  von  einer  kommunalen  Erziehung  in  dem  Sinne 
sprechen  kann,  daß  die  Jugend  eines  Ortes  durch  die  Er- 
ziehung für  diesen  Ort  nutzbar  gismacht  wird  und  ihr 
erhalten  bleibt.  Auch  zwischen  den  Großstädten  und  den 
Städten  überhaupt  vollzieht  sich  ein  Austausch  der  in  der 
Volksschule  herangebildeten  Elemente;  der  Zufluß  dagegen, 
der  vom  Lande  in  die  Stadt  strömt,  kehrt  nicht  auf  das 
Land  zurück.  Der  Lehrer  erzieht  also  die  Jugend  nicht 
mehr  für  die  Gemeinde,  sondern  im  wesentlichen  für  das 
Ganze,  für  den  Staat.  Wenn  wir  das  anerkennen,  müssen 
wir  auch  gewisse  Konsequenzen  daraus  ziehen,  insbesondere 
für  die  Tragung  dei'  Schullasten."  Dr.  Wilms  will  dieses 
Mehr,  das  dem  Staate  durch  eine  Reform  in  dieser 
Richtung  erwachsen  würde,  aufgebracht  wissen  durch  die 
„Erfassung-  eines  Teils  der  bisherigen  kommunalen  Zuschläg-e 
durch  den  Staat".  „Nimmt  man  einmal  an,  daß  die  Gemeinden, 
die  mehr  wie  75  ^/^  ihrer  Zuschläg-e  zur  Staatseinkommen- 
steuer für  Schulzwecke  verwenden,  entlastet  werden  sollen, 
und  nimmt  man  diese  Entlastung  mit  25  an,  so  würde 
zu  dem   üblichen   Normalsatz  der  Staatseinkommensteuer 

')  Ktniiauinale  Rundschau  Nr.  10.  1910. 
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der  Staat  einen  25  ^/^ig-en  Zuschlag-  nehmen.  Um  diesen 
Zuschlag-  würden  sich  die  Verhältnissätze  in  den  besser  g-e- 
stellten  Gemeinwesen  erhöhen,  in  den  ung-ünstig-er  gestellten 
Gemeinwesen  e- -  äßigen."  Diese  Ziffern  von  75  nnd 
25  7o  natürhch  ang-enommen.    Wilms  sagt  selbst,  daß 

heute  die  durchschnittliche  Belastung  für  Schulzwecke  einen 
100  ^/(jigen  Zuschlag  zur  Staaatseinkom mensteuer  in  den 
meisten  oder  in  sehr  vielen  Städten  erreicht  oder  auch 
weniger  als  75  ^/^  ausmacht. 

Der  Grundgedanke  des  KAG.  ist,  daß  die  drei  Ertrags- 
steuern im  wesentlichen  zur  Bestreitung'  der  durch  die 
wirtschaftlichen  Aufgaben  der  Gemeinde  bedingten  Kosten 
bereitgestellt  sind,  die  Einkommensteuer  dageg-en  die  Auf- 
wendungen decken  soll,  welche  aus  den  der  Gemeinde 
überwiesenen  staatlichen  Aufgaben  resultieren,  hauptsächlich 
also  die  Kosten  für  das  Volksschulwesen,  das  Armenwesen 
und  die  Polizeiverwaltung,  von  denen  die  ersteren  die  weitaus 
größten  sind.  Zunächst  muß  ich  noch  einmal  auf  die 
Kapitairentensteuer  zurückkommen.  Diese  Steuer  ist  nicht  be- 
rufen, im  Gemeindesteuerwesen  dieselbe  Aufgabe  zu  erfüllen 
wie  die  drei  anderen  Ertragssteuern.  Von  einer  Besteuerung 
vornehmlich  nach  Leistung  und  Gegenleistung  kann  hierbei 
keine  Rede  sein.  Den  Maßstab  für  die  Besteuerung  bildet 
bei  ihr  genau  wie  bei  der  Einkommensteuer  lediglich  die 
Leistungsfähigkeit.  Der  Ertrag-  aus  der  Kapitairentensteuer 
wäre  also  zur  Deckung-  derjenigen  Aufwendungen  zu  ver- 
wenden, welche  im  Interesse  der  Allgemeinheit  g-emacht 
werden,  und  es  wäre  gesetzlich  festzulegen,  daß  das  Auf- 
kommen der  Kapitairentensteuer  nicht  zur  Entlastung  der 
anderen  Ertragssteuern  verwendet  werden  dürfe. 

Wie  schon  gesagt,  würde  ein  solches  Vorgehen  in 
den  kapitalkräftigen  Städten  eine  nennenswerte  Ermäßigung 
der  Einkommensteuerzuschläge  nach  sich  ziehen.  In  den 
kapitalschwachen  Gerr^  binden  wäre  allerdings  ein  Zurück- 
gehen der  ZuschL'i  kaum  zu  erwarten.  Wie  ist  nun  ein 
Ausgleich  zu  schale ^...r^ 


Die  Aufwendung-en  für  die  Lehrerbesoldung-en  bilden 
den  weitaus  größten  Teil  der  Volksschullasten.  Die  steig*enden 
Lehrerbesoldungskosten  in  den  leistung-ssch  wachen  Ge- 
meinden sind  es,  welche  die  Zuschläge  auf  die  außer- 
ordentliche Höhe  getrieben  haben.  Eine  gerechte  Ver- 
teilung dieser  Kosten  unter  weit  stärkerer  Heranziehung 
der  durch  die  Einführung  der  Kapitalrentensteuer  noch 
wesenthch  gesteigerten  Leistungsfähigkeit  der  kapital- 
kräftigen Gemeinden  durchzuführen,  würde  dem  Ziele  eines 
Ausg-leichs  der  Einkommensteuerzuschläge  wesentlich  näher 
kommen. 

Der  meines  Erachtens  beste  Weg  zur  Entlastung  der 
leistungsschwachen  Gemeinden  ist  der  bereits  bei  Gelegen- 
heit der  Beratung  des  Lehrerbesoldung-sgesetzes  vom  Jahre 
1909  von  freikonservativer  Seite  gemachte  Vorschlag,  das 
Schwergewicht  der  Volksschulkosten  in  den  Provinzialetat 
zu  verlegen,  die  Aufbringung  der  Lehrerbesoldungskosten 
unter  angemessener  Beteihg-ung  des  Staates  dem  Provinzial- 
verband  zu  übertragen. 

An  Stelle  der  auf  Grund  des  Lehrerbesoldungsg-esetzes 
bisher  an  die  Gemeinden  gezahlten  Beiträge  hätte  der 
Staat  einen  fest  abgegrenzten  Teil  eines  jeden  Lehrer- 
und Lehreringehaltes  zu  übernehmen;  bei  der  nächsten 
Revision  der  Einkommensteuer  hätte  sich  ihr  Aufkommen 
um  den  die  bisherigen  Beiträge  übersteig-enden  Mehrbetrag 
zu  erhöhen. 

Den  weit  überwiegenden  Teil  eines  jeden  Gehaltes 
hätte  der  Provinzialverband  aufzubringen.  Die  Kosten 
hätte  die  Provinz  auf  .die  einzelnen  Gemeinden  lediglich 
nach  Maßgabe  der  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  zu  ver- 
teilen. Aufgabe  der  Praxis  ist  es,  ein  den  gestellten  An- 
forderungen entsprechendes  Umlag'everfahren  zu  finden. 

Durch  eine  solche  Verteilung  der  Lehrerbesoldungs- 
kosten würde  den  leistungschwachen  Gemeinden,  insbesondere 
den  Industriegemeinden,  ein  erheblicher  Teil  ihrer  SchuUast 
genommen  und  auf  die  Schultern  derjenigen  Gemeinden 
gelegt   werden,   welche   vermöge  ihrer   anderen  sozialen 
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Gliederung  eher  imstande  sind,  größere  Leistungen  auf  sicli 
zu  nehmen,  ohne  die  Empfindung  eines  übermäßigen 
Steuerdruckes  zu  erzeugen.  Die  beabsichtigte  Rückwirkung* 
solcher  Maßregeln  auf  die  Einkommensteuerzuschläge  in 
den  Industrie-  und  Vorzugsorten  würde  dann  nicht  aus- 
bleiben. 

Die  Ergänzungszuschüsse,  nach  dem  Lehrerbesoldungs- 
gesetze im  Gesamtbetrage  von  15,1  Millionen  Mark  aus- 
geworfen, hätten  ihrem  alten  Zwecke  gemäß  zur  Unter- 
stützung besonders  hilfsbedürftiger  Gemeinden  zu  dienen. 


Anhange 


Martini. 
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Städtischerseits  erhobene  Zuschläge 


btadte 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1.  Aachen  , 

1000 

1000 

100* 

100* 

105* 

110* 

115* 

2.  Altona  .... 

1400 

1400 

1400 

1380 

1400 

1390 

1370 

3.  Batmen      .    .  , 

188* 

180* 

156* 

168* 

164* 

170* 

190* 

4.  Berlin  .... 

96* 

971/,* 

100* 

100* 

100* 

100*  100* 

5.  Bochum 

1580 

1580 

1500 

1500 

1400 

1300  1200 

6.  Breslau 

1140 

1220 

1150 

1190 

1190 

1 220 

130O 

7.  Cassel  .... 

960 

960 

960 

960 

96 

96 

96 

8.  Charlottenburg 

94 

98 

97 

97 

97 

97 

97 

9.  Cöln  .... 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

10.  Crefeld      .    .  . 

1950 

1800 

1630 

1550 

1520 

1500 

1580 

11.  Danzig  .... 

2000 

1880 

1880 

1880 

1880 

1880 

1880 

12.  Dortmund  . 

1400 

1500 

1400 

1580 

1600 

1600 

1600 

13.  Düsseldorf      .  . 

140* 

140* 

140* 

140* 

140* 

140* 

140 

14.  Duisburg  . 

1500 

1380 

1450 

2000 

1660 

1660 

1600 

15.  Elberfeld    .    .  . 

1860 

1760 

1760 

1760 

1760 

1860 

2000 

16.  Erfurt  .... 

1000 

110« 

1160 

1160 

1260 

1340 

1430 

17.  Essen  .... 

1500 

1500 

1500 

1800 

2000 

200* 

180* 

18.  Frankfurt  a.  M.  . 

70/100 

70/100 

70/100 

70/100 

70/100 

70/100 

70/100 

19.  Gelsenkirchen 

133,30 

1250 

1250 

1250 

1250 

1100 

1250 

20.  Halle  .... 

100* 

120* 

120* 

120* 

120* 

120* 

120* 

21.  Hannover  . 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

22.  Kiel      .    .    .  . 

180* 

175* 

180* 

180* 

180* 

180* 

180* 

23.  Königsberg 

180* 

180* 

170* 

170* 

170* 

176* 

180* 

24.  Magdeburg     .  . 

1121/2* 

1121/2* 

II2V2* 

117* 

117* 

117* 

125* 

25.  Posen  .... 

1320 

1320 

1320 

1320 

1320 

1440 

1640 

26.  Rixdorf      .    .  . 

1000 

1000 

1000 

1000 

1331/3« 

1331/3  0 

1400 

27.  Schöneberg     .  . 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

100* 

100* 

28.  Stettin  .... 

100 

110 

114 

114* 

114* 

114* 

124* 

29.  Wiesbaden     .  . 

90* 

90* 

90* 

90* 

90 

90 

90 

Städte  mit  50000  bis 

30.  Beuthen     .    .  . 

1400 

1300 

1300 

1000 

1000 

1000 

1100 

31.  Bielefeld    .    .  . 

130« 

1350 

1430 

1480 

1480 

1480 

1580 

32.  Bonn  .... 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

33.  Brandenburg  . 

1600 

1500 

1500 

1500 

1600 

1600 

1550 

34.  Bromberg  .    .  . 

1300 

1300 

1250 

1180 

|118o 

1240 

1270 

35.  Dt.-Wilmersdorf  . 

36.  Elbing  .... 

2000 

2000 

2000 

2250 

2100 

2100 

2100 
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Tabelle  1. 

zur  Staatseinkoniniensteuer. 


1902 

1903 

1904 

1905 

190f. 

1907 

1908 

1909 

1910 

121* 

135* 

135* 

135* 

—II. 
135 

1 35 

135 

150 

177 

136« 

1380 

140O 

1370 

1350 

1330 

1240 

1250 

117,20* 

200* 

200* 

200* 

200* 

200* 

200* 

210* 

230* 

230* 

100* 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

120« 

1300 

160* 

190* 

190* 

190* 

190* 

195* 

212* 

134« 

1440 

1500 

1360 

1360 

136* 

116* 

164* 

172* 

96 

96 

100 

100 

100* 

100* 

120* 

130* 

135* 

97 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

110 

125 

125 

130 

130 

135 

147 

155 

155 

1670 

1770 

1800 

1800 

1800 

1800 

1800 

1900 

190O 

1880 

1880 

1880 

1880 

i960 

i960 

i960 

2100 

2200 

1600 

1600 

1950 

2000 

2000 

2000 

2100 

2100 

2100 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

145 

1600 

1600 

1700 

1800 

2000 

2000 

200 

200 

200 

2360 

2200 

2150 

2000 

1950 

1950 

1950 

2150 

2150 

1430 

1430 

1430 

1430 

1430 

1430 

1430 

1580 

1580 

200* 

200* 

200* 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

70/100 

70/100 

70/100 

73,5/105 

73,5/105 

73,5/105 

73,5/105 

73,5/105 

130 

1250 

1600 

I850 

1950 

2070 

2070 

2070 

2250 

2250 

135* 

140* 

140* 

138* 

138* 

142* 

154* 

168* 

172* 

1100 

1100 

1250 

1250 

1250 

1250 

1250 

1250 

1250 

180* 

180* 

180* 

180* 

180* 

180* 

180* 

230 

230 

202* 

200* 

200* 

200* 

200* 

200* 

200* 

210* 

225* 

1341/3* 

140* 

140* 

140* 

140* 

152* 

164* 

180- 

180* 

1800 

1800 

1700 

1700 

1700 

1700 

1700 

1920 

2000 

1500 

1500 

1300 

120* 

100* 

100* 

100* 

100* 

100* 

100* 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

90 

100 

130* 

130* 

140* 

140* 

140* 

160* 

180* 

200* 

200* 

90 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100000  Einwohnern. 

1200 

1400 

1600 

1500 

1400 

1550 

1750 

1900 

1950 

1750 

1750 

1800 

1800 

1900 

190* 

195* 

195* 

195* 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

120 

130 

130 

1550 

1680 

1840 

1920 

1920 

2000 

2000 

2360 

2360 

1460 

1600 

1670 

1670 

1670 

1  ^"70 

1670 

1800 

1950 

90* 

90* 

90* 

)0* 

90* 

90* 

1000 

2000 

2000 

2000 

2000 

2000 

00 

2000 

2200 

2250 

5* 
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Städte  mit  50  bis 


btaate 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

o/.  x'iensDiirg  . 

onn  0 

onn  0 

onn  0 

onno 
ZUU" 

onn  0 
^UU" 

oori  0 

oö.  rranKiurt  a,  . 

1  0 

1  Kd  0 

100" 

1  ß  1  0 
104" 

1  ß  i  0 

iDi" 

1  ßO  0 
IDZ  " 

oy.  Ijleiwitz 

iOD" 

1  ß7  0 

1  Kf\  0 

ioU" 

1  Kn  0 

1  C1  0 

lol  " 

loO" 

4U.  ijorlitz  .... 

Qn  0 

on  0 
yu" 

Qn  0 
yu  " 

Qn  0 
yu" 

Qn  0 
yu" 

Qn  0 

yu " 

Qn  0 

yu" 

41.  Hagen  .... 

1  ön  0 

1  Qn  0 
lyu  " 

1  Kf\  0 

1  Kf\  0 
iOU" 

1  Kf\  0 
1  OU" 

1  A  K  0 

14:0  " 

1  K  /I  0 

104:" 

xiarDurg 

1  QQl  /  0 

I  0 

1  Qn  0 

1  Qno 

1  Qn  0 
loU" 

1  f  n  0 
14U  " 

140  " 

43.  Königshütte 

Ol  n  0 

1  Qn  0 

1  Q7  0 

ly  / " 

oof;  0 

OOFC  0 

oof;  0 

44.  Koblenz 

1  nn 

1  nn 

1  nn 

1  nn 

iUU 

1  nn 
IUU 

1  nn 
IUU 

1 1  n 
liu 

45.  Liegnitz 

1  nn  0 
iUU  " 

1  nn  0 

1  nn  0 
luu" 

1  nn  0 
IUU" 

1  nn  0 
lUU" 

1  r\K  0 
lUo  " 

1  nn  0 
IUU" 

46.  Linden  .... 

J.UU  " 

1  nn  0 

1  nn  0 
iUU, 

1  nno 
iUU" 

1  nn  0 
lUU" 

1  nn  0 
IUU" 

1  nn  0 
IUU  " 

47.  Mülheim  a.  Ruhr 

48.  Mülheim  a.  Rh.  . 

124 

120 

120 

120 

115 

115 

115 

4y.  M. -Gladbach  . 

150 

140 

145 

160 

176 

I850 

50.  Münster     .    .  . 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

51.  Oberhausen  . 

160* 

1680 

1680 

160* 

160* 

160* 

160* 

52.  Osnabrück 

820 

820 

820 

1300 

1300 

1300 

1300 

53.  Potsdam 

105  0 

105  0 

1050 

1000 

1000 

1000 

100  0 

54.  Remscheid     .  . 

1800 

1800 

1600 

1700 

1900 

1800 

1750 

55.  Spandau 

1500 

165  0 

1800 

1800 

1700 

1800 

2000 

Städtischerseits  erhobene  Zuschläg-e 

zur  staatlich 

Städte 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1.  Aachen 

125 

135 

125 

145 

152 

152 

170 

2.  Altona  .... 

385 

393 

393 

382 

386 

386 

387 

3.  Barmen 

169 

165 

153 

159 

157 

160 

170 

4.  Berlin  .... 

144 

148 

]50 

150 

150 

150 

150 

5.  Bochum 

154 

154 

150 

150 

145 

145 

135 

6.  Breslau 

150 

150 

135 

138 

136 

150 

7.  Cassel  .... 

136 

136 

136 

136 

136 

136 

136 

8.  Charlottenburg 

141 

147 

155 

155 

156 

158 

159 

9.  Cöln  .... 

135 

135 

135 

125 

115 

115 

115 

10.  Crefeld  .... 

160 

152 

147 

143 

140 

142 

154 

11.  Danzig  .... 

200 

182 

182 

182 

182 

182 

182 

Bei  den  0  bezeichneten  Zuschlägen  unterliegen  die 
Bei  den  *  bezeichneten  Zuschlägen  unterliegen  die 
^)  Die  Zuschläge  für  1910  beziehen 
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lOü  OOO  Einwohnern. 


1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1 909 

1910 

99^* 

9^0* 

iOO  " 

1  fi«  0 
XDÖ 

1  77  0 
1/1 

1  77  0 

X  #  1 

1  77  0 

1  77  0 

X  (  < 

1  0 

oor»  0 

1  QX  0 

91  n  0 

990  0 

9*^0  0 

940  0 

94  -"»  0 

Inno 

1  1  0 

1  90  0 

X^U 

1  90  0 

X  a\J 

1  900 

1  900 

1  ^0* 

1  ^0* 

1  ^0* 
1  ou^ 

940  0 

OQk  0 

oor.  0 

99 '1  0 

9ftO  0 

1  «o  0 

1  fiOO 
xow 

1  fiOO 

IflOO 

1  «0  0 
xou 

1  70HJ 
X  <  u 

1  70* 
X  /  u 

1  70* 

99^4  0 

OOK  0 

9^0  0 

9,10  0 

250  0 

1  1  0 

110 

1 1  0 

1 10 

1.  XVJ 

110 

1  1  0 

X  X  w 

110 

1  Xv/ 

1 10 

1  90 
x^u 

1100 

1100 

1100 

1.  XU 

1200 

1  90  0 

1  900 

X  a\J 

1400 
x-±w 

140  0 
xtu 

n  00 

1100 

X  XU 

1  9^0 

1  9^  0 

125  0 

1  9'"i  0 

1  9'"w0 

1  fiOO 

XuW 

1  fiOO 

X  UVJ 

2000 

900  0 

2000 

900  0 

9f)0  0 

9000 

2000 

115 

125 

145 

150 

170 

170 

175 

190 

210 

185  0 

2000 

2000 

1850 

185  0 

1900 

2000 

2000 

2150 

1  <in  0 

lUU  " 

1  nn  0 

1  nn  0 

1  nn  0 

1710 

1  0 

XOO 

1  0 
ioo 

186* 

220* 

220* 

220* 

220* 

225* 

225* 

225* 

225* 

130« 

1300 

1300 

1300 

1300 

1300 

1900 

1900 

1900 

100« 

1000 

1050 

1100 

1100 

1100 

1100 

1100 

1100 

1800 

2300 

230  0 

2300 

2300 

2300 

2300 

Oiin  0 

oQn  0 

1850 

2000 

2000 

1900 

1800 

1550 

1500 

1500 

150O 

Tabelle 

IIa 

veranlagten 

Grund-  und  Gebäudesteuer^). 

190^ 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

--- 

1910 

178 

182 

186,44 

183,77 

194 

9nn 

9^?n 

387 

393 

398 

396 

396 

396 

411 

A  1  9 

412 

"»1  ^ 
JXO 

234 

228 

224 

224 

218 

223 

213,6 

91  ß 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

163 

165 

175 

190 

200 

200 

200 

200 

215,65 

276 

164 

170 

172 

170 

187 

205 

136 

136 

139 

220 

206 

177 

172 

170 

209 

159 

162 

164,46 

160 

162,34 

162 

191,32 

201 

210 

125 

140 

140 

145 

145 

150 

159 

159 

175 

162 

177 

200 

200 

211,5 

209 

205 

215 

226 

182 

182 

182 

182 

210 

210 

210 

255 

261 

Einkommen  von  420  bis  660  M.  der  Besteuerung. 
Einkommen  von  660  bis  900  M.  der  Besteuerung-, 
sich  auf  die  alte  Veranlagung. 
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loyo 

loyt) 

1  QQ7 

1  ÖQQ 

1  QQQ 

iöyy 

1  Qnn 
lyuu 

lyui 

12.  Dortmund  . 

200 

200 

200 

185 

190 

190 

200 

13.  Düsseldorf      .  . 

1 662/3 

I662/3 

I662/3 

1662/3 

I662/3 

I662/3 

177,80 

14.  Duisburg  . 

150 

170 

160 

200 

173 

175 

173,88 

15.  Elberfeld   .    .  . 

168 

165 

163 

163 

163 

163 

168 

16.  Erfurt  .... 

120 

136 

140 

140 

152 

160 

169 

17.  Essen  .... 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

18.  Frankfurt  a.  M,  . 

120 

120 

120 

120 

120 

120 

120 

19.  Gelsenkirchen 

133,3 

125 

125 

125 

125 

110 

125 

20.  Halle  .... 

125 

150 

1481/2 

145 

145 

145 

145 

21.  Hannover  . 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

22.  Kiel  .... 

100 

125 

150 

150 

150 

230 

230 

23.  Königsberg 

165 

165 

160 

160 

160 

163 

165 

24.  Magdeburg     .  . 

1331/3 

1331/3 

1331/3 

139 

139 

139 

150 

25.  Posen  .... 

132 

132 

132 

132 

132 

132 

144 

26.  Rixdorf     .    .  . 

205 

205 

200 

200 

206 

213 

228 

2/,  Sciiöneberg 

±OKf 

1 

150 

150 

150 

150 

28.  Stettin  .... 

150 

165 

171 

171 

171 

171 

186 

29.  Wiesbaden  . 

112,5 

112,5 

112,5 

112,5 

112,5 

112,5 

112,5 

Städte  mit  50000  bis 

30.  Beuthen     .    .  . 

140 

140 

150 

150 

150 

150 

160 

31.  Bielefeld    .    .  . 

130 

140 

155 

165 

165 

165 

175 

32.  Bonn  .... 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

33.  Brandenburg  . 

155 

150 

150 

150 

155 

155 

165 

34.  Bromberg  . 

130 

130 

135 

135 

135 

135 

145 

35.  Dt.-Wilmersdorf  . 

36.  Elbing  .... 

175 

175 

175 

200 

180 

180 

180 

87.  Flensburg  . 

200 

200 

200 

200 

200 

225 

38.  Frankfurt  a.  0.  . 

156 

156 

156 

156 

164 

164 

168 

39.  Gleiwitz 

175 

178 

178 

150 

150 

193 

190 

40.  Görlitz  .... 

135 

135 

135 

135 

135 

135 

135 

41.  Hagen  .... 

165 

170 

150 

150 

150 

145 

152 

42.  Harburg     .  . 

200 

190 

190 

190 

190 

200 

200 

43.  Königshütte  . 

180 

190 

197 

225 

225 

225 

225 

44.  Koblenz    .    .  . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

115 

45,  Liegnitz 

100 

100 

100 

100 

100 

130 

150 

56.  Linden  .... 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

47.  Mülheim  a.  Ruhr. 

48.  Mülheim  a.  Rh.  . 

150 

186 

186 

172 

180 

187 

204 

49.  M.-Gladbach  .  . 

172 

153 

140 

145 

188 

176 

228 
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1  ono 

1  ons 
lyuo 

1  QCid 

1  Qr»7 

1  Qf\Q 

1  orto 

lyuy 

1 0l  n 

200 

215 

225 

230 

230 

245 

255 

265 

278 

169,75 

177,02 

172,57 

179,71 

180,31 

179,86 

180,96 

160 

246 

181,99 

193,46 

193,12 

213 

229,74 

231,02 

243 

240 

274 

188 

210 

210 

1  205 

198 

193 

193 

204 

210 

169 

169 

169 

— 

— '* 

— 

169 

188 

194 

220 

230 

230 

231 

232 

226 

230 

230 

272 

120 

129 

125 

150 

150 

150 

163 

160 

177 

125 

160 

200 

200 

227 

227 

227 

245 

259 

160 

165 

165 

162 

162 

166 

178 

192 

210 

135 

165 

165 

165 

165 

165 

150 

165 

175 

230 

230 

230 

230 

245 

249 

280 

317 

329 

190 

195 

200 

238,5 

239 

240 

250 

250 

285 

169,75 

180 

180 

180 

180 

196 

200 

200 

201 

164 

180 

180 

170 

170 

170 

184 

214 

193 

251 

245 

225 

206 

197 

194 

194 

235 

235 

150 

150 

150 

150 

±0\J 

X  vi/ 

1  68 

169 

195 

195 

213,4 

213,4 

213 

225 

226 

143,55 

144,71 

148,61 

139,5 

150,67 

161 

157 

160 

160 

100000  Einwohnern. 

165 

190 

200 

200 

234,10 

223 

226 

250 

263 

190 

190 

195 

195 

205 

205 

210 

210 

271 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

170 

180 

235 

155 

168 

184 

192 

192 

200 

200 

236 

249 

164 

175 

182 

182 

182 

182 

182 

195 

192 

242,20 

208,00 

216,14 

235,68 

205,42 

251 

244 

243 

180 

171 

171 

171 

200 

200 

200 

220 

230 

282 

286 

303 

184 

181 

180 

183 

183 

183 

183 

199 

224 

210 

240 

230 

235 

260 

250 

270 

270 

266 

150 

150 

160 

160 

160 

160 

160 

186 

193 

215 

245 

240 

235 

225 

225 

225 

255 

309 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

218 

225 

225 

225 

225 

225 

250 

240 

250 

281 

122 

136 

125 

118 

115 

120 

121 

122 

148 

150 

155 

155 

155 

160 

160 

160 

180 

197 

195 

195 

195 

195 

195 

233 

236 

304 

308 

250 

250 

250 

250 

250 

250 

298 

208 

205 

203,7 

220 

225 

218,5 

222 

244 

244 

228 

254 

254 

215 

210 

212 

216 

243 

294 
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Städte 

io  Jo 

1  QQß 

loyo  1 

1 

1  ÖQQ 

1  QOQ 

1 

iyuu 

1  Qm 

50  Münster 

100 

100 

100 

100 

100 

136 

139 

51,  Oberbausen 

155 

162 

162 

160 

208,39 

190,14 

200 

52.  Osnabrück 

100 

100 

100 

130 

130 

130 

130 

53.  Potsdam    .    .  . 

155 

155 

155 

150 

150 

150 

150 

54,  Remscheid 

165 

165 

155 

160 

170 

176 

176 

55.  Spandau 

150 

165 

180 

180 

160 

170 

190 

Die  ^/o^j-Sätze  der 

Städte 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

! 

1901 

1.  Aachen 

2,70 

2.  Altona  .... 

3.  Barmen 

4.  Berlin  .... 

5,  Bochum 

6.  Breslau  .... 

2,80 

2,90' 

7.  Cassel  .... 

8.  Charlottenburg  . 

1,87 

2,04 

2,10 

2,14 

2,26 

2,27 

2,21 

9.  Cöln  .... 

— 

2,00 

1,98 

2,00 

1,84 

1,88 

1,84 

10.  Crefeld  .... 

11.  Danzig  .... 

12.  Dortmund  . 

— 

— 

— 

2,25 

2,00 

2,00' 

13.  Düsseldorf 

2,00 

2,00 

14.  Duisburg  . 

2,00 

15.  Elberfeld    .    .  . 

2,60 

16.  Erfurt  .... 

— 

— 

— 

17.  Essen  .... 

2,70 

18.  Frankfurt  a.  M.  . 

1,00 

1,00 

1,00 

1,00 

1,00 

1,00 

1,00 

19.  Gelsenkirchen 

1 

20.  Halle  .... 

21.  Hannover  . 

22.  Kiel  .... 

4,25 

4,2& 

23.  Königsberg 

24.  Magdeburg     .  . 

25.  Posen  .... 

26.  Rixdorf     .    .  . 

2,05 

2,15 

2,15 

2,33 

2,40 

2,60 

27.  Schöneberg    .  . 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

28.  Stettin  .... 

29.  Wiesbaden     .  . 

Die  mit     bezeichneten  Sätze 
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1  QOi^ 

1  QOA 

lifyJO 

1  QOß 

1 

j  yuu 

1 0l  n 

138 

142 

142 

144 

146 

147 

160 

160 

227 

225 

212 

212 

219 

220 

224,86  • 

225 

225 

301 

130 

130 

130 

130 

130 

130 

190 

190 

232 

150 

150 

155 

160 

160 

160 

160 

185 

197 

174 

233 

213 

220 

213 

209 

219 

214 

225 

267,30 

284,02 

271,78 

246,31 

230 

210 

220 

258 

273 

Grandwertsteuer. 

Tabelle 

nb. 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

2,85 

2,95 

2,95 

2,95 

2,95 

2,95 

3,00 

3,15 

3,43 

3,00 

3,00 

3,00 

— 
3,00 

— 
3,00 

— 
3,00 

— 
3,00 

— 
3,00 

— 
3,00 

— 

— 

3,15 

3,04 

3,00 

1,55 

3,20 

3,00 

3,10 

3,00 

3,00 

3,00 

3,00 

3,20 

3,55 

3,90 

2,70 

2,70 

2,70 

2,70 

2,70 

2,70 

2,70 

2,21 

2,30 

2,30 

2,40 

2,40 

2,40 

2,40 

2,65 

2,70 

2,00 

2,24 

2,24 

2,28 

2,16 

1,97 

2,07 

2,12 

2,30 

2,60 

2,60 

2,60 

2,60 

2,60 

2,75 

2,75 

— 

4,20 

4,20 

4,20 

5,00 

5,10 

2,15 

2,37 

2,55 

2,75 

2,75 

2,75 

3,00 

3,25 

3,25 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,75 

2,00 

2,00 

2,10 

2,30 

2,50 

2,50 

2,50 

2,50 

2,50 

3,00 

3,20 

3,10 

3,00 

2,90 

2,85 

2,85 

3,00 

3,00 

3,00 

2,70 

2,70 

2,70 

2,94 

2,90 

2,90 

3,00 

3,00 

3,20 

3,20 

3,20 

3,20 

3,20 

3,60 

1,00 

1,00 

1,00 

— 

— 

— 



— 

— 

2,55 

2,90 

2,90 

2,85 

3,08 

3,32 

5,51* 

5,85* 

5,97* 

5,4* 

5,4* 

5,4* 

4,25 

4,25 

4,25 

4,25 

4,25 

4,25 

4.25 

5,00 

5,00 

3,80 

4,00 

4,00 

4,00 

4,00 

4,50 

3,00 

3,00 

3,00 

3,35 

3,46 

3,46 

3,46 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

3,00 

3,00 

2,90 

2,90 

2,90 

2,90 

2,90 

2,90 

2,90 

3,00 

3,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,10 

2.25 

2,25 

2,25 

2,25 

4,15 

4,15 

4,15 

4,30 

4,32 

4,54 

4,54 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

bezieben  sich  auf  den  Nutzungswert. 
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Städte  mit  50  000  bis 


1  ÖQ7 
loa  1 

1  »Oft 

1  ÖQQ 

1  onn 
lyuu 

1  QfH 

ou.  -tseuiLieii 

Ol.  isieieieici 

xionii  .... 

33.  Brandenburg  . 

34-,  Bromberg  .  , 

oj.  xjl.-  w  iimcrbciuri  , 

OU.    HilUlIlg  .... 

37,  Flensburg  .    .  , 

4t,  <  0 

Oö,  franKiurc  a,  l^.  . 

39.  Gleiwitz 

LrOrillZ  .... 

9  90 

4:1.  Hagen  ...  * 

42.  Harburg 

•43,  K^önigsiiütte 

1  dt ,    XV-L/UlCllA-        .        ,  c 

45,  Liegnitz     .    .  , 

46.  Linden  .... 

A^T      A/T IT  11-1  «irr»     o      "R  nViT 

48.  Mülheim  a.  Rh.  . 

— 

2,50 

2,50 

2,50 

2,50 

2,50 

2,50 

49.  M.-Gladbach  .  . 

2,50 

50.  Münster     .    .  , 

1,80 

1,80 

51.  Oberhausen  . 

2,50 

2,50 

2,50 

52.  Osnabrück 

53.  Potsdam 

54.  Remscheid 

3,00 

3,00 

55.  Spandau 

— 

— 

Städtischerseits  erhobene  Zuschläge  zur 


Städte 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1.  Aachen    .  . 

125 

150/135 

200/180 

200/180 

200/180 

200/180 

200/180 

2.  Altona     .  . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

3.  Bannen  . 

169 

165 

153 

159 

157 

160 

170 

4.  Berlin      .  . 

144 

148 

150 

150 

150 

150 

150 

5.  Bochum  . 

154 

154 

150 

150 

145 

145 

135 

Die  mit  *  bezeichneten  Sätze 
1)  Zuschläge  für  Klasse  I  und  II  der 


100  000  Einwohnern. 


1902 

1903 

1 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

3,50 

3,50 

3,75 

3,50 

3,50 

— 

— 

— 

J.,UO 

1  QO 

9  1  7 

9  '"iO 

— 

9  00 

2,00 

9  90 

9  90 

9  90 

2  20 

9  90 

4,75 

4,75 

5,00 

5,00 

5,00 

5,00 

5,00 

5,00 

5,00 

— 

— 

— 

— 

— 

4-  nO 

A  50 

2  50 

9  ßO 

2,60 

9  ßO 

9  ßO 

9  70 

^  00 

^  00 

R  40 

^1  ^0 

3,00 

^  00 

^  00 

^  00 

^  ßO 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

— 

— 

— 

— 

— 

7  00* 

Q  00* 

Q  00* 

R  95 

'-i  95 

^  9t 

2,50 

2,50 

2,50 

2,75 

2,85 

2,85 

2,85 

2,85 

2,85 

2,50 

3,00 

3,00 

2,50 

2,50 

2,50 

2,70 

3,00 

3,00 

1,80 

1,80 

1,80 

1,80 

1,80 

1,80 

2,40 

2,40 

2,40 

2,50 

2,50 

2,50 

2,50 

2,50 

2,60 

2,60 

2,60 

2,60 

3,00 

3,00 

3,00 

3,50 

3,25 

3,50 

3,50 

3,50 

3,50 

3,50 

3,50 

8,66 

3,60 

3,60 

3,50 

3,20 

2,90 

2,90 

3,35 

3,35 

staatlich  veranlagten  Gewerbesteuer^). 

Tabelle 

ni. 

1902 

1903 

1904 

1905 

1 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

200 

220 

220 

220 

220 

220 

247 

230  2) 

242  2) 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

200 

200 

200 

200 

200 

240/220 

240/220  255/235 

255/235 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

]50 

165 

180 

190 

200 

200 

2002) 

2662) 

292,15  2) 

beziehen  sich  auf  den  Nutzungswert. 
staatlich  veranlagten  Gewerbesteuer. 
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O  LClvJ.  UC 

LOvJ 

1  »Qß 

1  ßQ7 

1  «Qß 
loyo 

1  «OQ 

JlOOV 

lyuu 

1  QAI 

iyui 

6.  Breslau  . 

150 

150 

135 

138 

136 

140 

150 

7,  Cassel  . 

128 

136 

136 

136 

136 

136 

136 

8.  Charlottenburg 

94 

98 

97 

97 

97 

97 

97 

9.  Cöln    .    .  . 

135 

160 

160 

180 

180 

180 

200 

10.  Crefeld    .  . 

195 

180 

168 

168 

162 

162 

160 

11.  Danzig 

120 

160 

144 

144 

140 

140 

140 

12,  Dortmund 

160 

165 

160 

200  2) 

200  2) 

190  2) 

190  2) 

13.  Düsseldorf  . 

190 

190 

190 

190 

190 

190 

190 

14.  Duisburg  .  . 

150 

170 

160 

200 

173 

175 

170 

15.  Elberfeld  .  . 

186 

165 

163 

163 

163 

163 

168 

16.  Erfurt  .    .  . 

120 

136 

140 

140 

152 

160 

169 

17.  Essen  .    .  . 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

18.  Frankfurt  a.  M. 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

19.  Gelsenkirchen 

133,3 

125 

125 

125 

125 

110 

125 

20.  Halle  .    .  . 

125 

150 

148,5 

145 

145 

145 

145 

21.  Hannover 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

22.  Kiel    .    .  . 

100 

125 

150 

150 

150 

150 

150 

23.  Königsberg  . 

165 

165 

160 

160 

160 

163 

165 

24,  M^agdeburg 

1 

±0t7 

1.00 

150 

25.  Posen  .    ,  , 

132 

132 

132 

132 

132 

132 

144 

t:>  -  ,  J  „  c 

2D.  Kixdori  , 

loO 

loü 

150 

150 

180 

180 

190 

27,  Schöneberg  , 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

28.  Stettin     .  , 

150 

165 

171 

171 

171 

171 

186 

29.  Wiesbaden  , 

112,50 

112,50 

112,50 

112,50 

112,50 

112,50 

112,50 

Städte  mit  50000  bis 

30.  Beuthen  ,  . 

140 

140 

150 

150 

150 

150 

186 

31,  Bielefeld  .  , 

130 

140 

155 

165 

165 

165 

175 

32.  Bonn  .    ,  . 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

33.  Brandenburg 

155 

150 

150 

150 

155 

155 

155 

34.  Bromberg 

130 

130 

135 

135 

135 

135 

145 

35,  Dt.-Wilmersd. 



— 

36.  Elbing     ,  . 

175 

175 

175 

200 

170 

170  2) 

170  2) 

37.  Flensburg 

200 

200 

200 

200 

200 

225 

235 

38.  Frankfurt  a.  0. 

156 

156 

156 

156 

164 

164 

168 

39,  Gleiwitz  . 

175 

178 

178 

150 

150 

193 

190 

40.  Görlitz     .  . 

135 

135 

135 

135 

135 

135 

135 

41.  Hagen 

165 

170 

150 

150 

150 

145 

152 

42.  Harburg  .  . 

150 

190 

190 

190 

190 

200 

200 

43.  Königshütte  . 

180 

305 

299 

365 

365 

365 

365 

44.  Koblenz  .  . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

120 
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1  ono 

1  OC\/t 

1  or»7 

L-JU 1 

1  OAQ 

1 

160 

170 

176 

160 

160 

160 

171 

188 

196 

136 

136 

150 

150 

150 

150  - 

165 

165 

175 

97 

100 

100 

100 

100 

100 

125 

150 

150 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

228,38 

228,38 

222,38 

167 

177 

190 

190 

190 

190 

190 

210 

210 

140 

140 

140 

140 

188 

168 

168 

195 

195 

200  2) 

210  2) 

220  2) 

225  2) 

2602) 

260  2) 

230  2) 

230  2) 

230  2) 

190 

190 

190 

190 

190 

190 

190 

190 

190 

170 

170 

185 

195 

230 

292,832) 

288,182) 

289,982) 

188 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

230 

230 

169 

169 

169 

169 

169 

169 

169 

188 

188 

200 

385  2) 

390  2) 

382  2) 

384  2) 

364  2) 

343  2) 

340  2) 

372,502) 

100 

100 

100 

150 

150 

150 

153 

138,55  2) 

149,432) 

125 

180 

200 

240  2) 

300  2) 

300  2) 

300  2) 

547,612) 

547,612) 

160 

165 

193,30 

187 

185,04 

186,20 

196,35 

218,2 

228,572) 

135 

165  2) 

165  2) 

195  2) 

195  2) 

195  2) 

165  2) 

165  2) 

195  2) 

150 

170  2) 

170  2) 

170  2) 

180  2) 

180  2) 

180  2) 

230  2) 

230  2) 

190 

195 

200 

200 

200 

200 

200 

250 

250 

lDt7,  /  O 

1  RH 

loU 

ioU 

iou 

164 

180 

170 

170 

170 

170 

170 

192 

200 

200 

200 

200 

ioU 

L  /o 

1  ßK 
ibo 

iDO 

iDO 

ioo 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

195 

195 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

125 

125 

125 

125 

125 

150 

150 

150 

150 

100000  Einwohnern. 

190 

190 

200 

200 

200 

200 

250 

250 

250 

190 

190 

195 

195 

200 

200 

210 

210 

210 

150 

150 

150 

150 

150 

150 

170 

180 

180 

155 

168 

184 

192 

192 

200 

200 

236 

236 

164 

175 

182 

182 

182 

182 

182 

195 

195 

90 

90 

90 

90 

90 

150 

150 

150 

170  2) 

170  2) 

170  2) 

170  2) 

170  2) 

170  2) 

245  2) 

253  2) 

225 

225 

225 

225 

225 

225 

225 

225 

266  2) 

184 

181 

180 

183 

183 

183 

183 

199 

219 

210 

240 

230 

235 

260 

250 

211 

215 

407  2) 

150 

150 

160 

160 

160 

160 

200 

200 

200 

215 

245 

240 

235 

225 

225 

225 

255 

325 

200 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

365 

365 

365 

365 

365 

400 

417,85 

500 

520  2) 

120 

120 

120 

120 

120 

|l20  il20 

120 

140 
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Städte 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

45.  Liegnitz 

100 

100 

100 

100 

100 

130 

150 

46.  Linden 

2052) 

1712) 

1612) 

1612) 

160  2) 

149  2) 

143  2) 

47.  Mülheim  a.R. 

48.  Mülheim  Rh. 

150 

150 

150 

190/180 

190/180 

190/180 

190/180 

49.  M.-Gladbach 

172 

153 

140 

145 

188 

176 

2102) 

50.  Münster  .  . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

51.  Oberhaasen  . 

155  . 

332,46 

347,20 

223,08 

201,49 

200 

200 

52.  Osnabrück  . 

100 

100 

100 

130 

130 

130 

130 

53.  Potsdam  . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

54.  Remscheid  , 

165 

165 

155 

160 

170 

180 

175 

55.  Spandau  . 

150 

165 

180 

180 

160 

170 

190 

2)  Gewerbesteuern  nach  einem  besonderen  Erhebungsmaßstabe. 


iiahr 

Realsteuern 

Städte 

:hnungs 

Grund-  u,  Ge- 
bäudesteuern 

Gewerbe-u.  Be- 
triebssteuern 

Sämtliche 
Realsteuern 

1 

.  3 

1. 

1894 

206  780 

80  041 

286  821 

1895 

509  260 

217  900 

727  160 

1902 

963  530 

437  944 

1  410  474 

1907 

1  181  782 

633  364 

1  815  146 

1910 

1  405  500 

811  400 

2  229  900 

2. 

1894 

1  692  643 

1  692  643 

1895 

2  089  990 

170  000 

2  259  990 

1902 

2  558  147 

210  360 

2  768  507 

1907 

3  012  247 

633  364 

3  645  611 

1910 

3  685  000 

300  000 

4  055  000 

3. 

Barmen  

1894 

88  950 

52  260 

141  210 

1895 

553  897 

290  680 

844  577 

1902 

1  076  669 

556  197 

1  632  866 

1907 

1  244  563 

759  493 

2  004  056 

1910 

1  344  900 

822  100 

2  197  000 
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1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

150 

1  c7»5 

155 

155 

160 

160 

160 

180 

180 

193  2) 

248  2) 

232  2) 

259  2) 

263  2j 

353,30  2^ 

250 

250 

250 

250 

250 

250 

250 

220/900 

220/200 

220/200 

220  2) 

225  2) 

247  2) 

240  2) 

2512) 

311,672) 

2102) 

210  2) 

210  2) 

2102) 

2102) 

232  2) 

213  2) 

213  2) 

246  2) 

100 

100 

100 

100 

100 

137 

171 

185 

185 

225 

372 

398 

424 

484 

460,44 

482,33 

485,32 

497,27 

130 

130 

130 

130 

130 

130 

190 

190 

190 

100 

130 

130 

135 

135 

135 

135 

135 

135 

180 

230 

230 

300 

300 

300 

300 

300 

300 

190 

190 

190 

220 

220 

210 

210 

240 

240 

Tabelle  IV. 


Einkommen- 
-steuern 

Aufwand- 
Steuern 

Verkehrs- 
steuern 

Verbrauchs- 
steuern 

Gesamt  der 
erhobenen  Ge- 
meindesteuern 

4 

5 

6 

7 

8 

1  473  486 

32  140 

609  779 

2  402  226 

1  001  380 

38  410 

90  000 

625  123 

2  482  073 

1  938  429 

61447 

82  420 

821  206 

4  313  976 

2  596  569 

81  079 

77  991 

948  948 

5  519  733 

3  725  000 

107  000 

160  000 

393  000 

6  614  900 

1  350  000 

75  000 

75  000 

3  192  643 

1  100  000 

100  000 

140  000 

3  599  990 

1  633  025 

101  452 

148  935 

4  651  919 

2  097  936 

118  855 

215  213 

6  077  615 

2  130  000 

116  000 

400  000 

6  701  000 

2  006  783 

29  500 

75  000 

2  252  493 

1  587  066 

35  000 

70  000 

75  000 

2  611  643 

2  676  174 

41  439 

138  295 

75  549 

4  564  323 

3  307  529 

59  270 

158  137 

110  615 

5  639  607 

4  265  401 

118  000 

260  000 

85  000 

6  925  400 
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Städte 

Rechnungsjahr 

Realsteuern 

Grund-  u.  Ge- 
bäudesteuern 

Gewerbe-u.Be- 
triebssteuern 

Sämtliche 
Realsteuern 

1 

2 

3 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

6  190  000 
14  937  400 
20  373  338 
24  225  443 
23  920  000 

500 
5  805  400 
8  362  758 

12  037  987 

13  093  600 

6  190  500 
20  742  800 
28  736  096 

36  263  430 

37  013  600 

5.  Bochum  .... 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

63  164 
160  977 
286  664 
594  606 
760  800 

37  564 
115  697 
148  402 
377  838 
789  300 

100  728 
276  674 
435  066 
972  444 
1  585  100 

6.  Breslau  

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

980  250 
2  227  500 

2  959  316 

3  606  131 
5  044  100 

313  200 
941  100 
1  292  021 
1  519  418 
1  931  200 

1  293  450 

3  168  600 

4  251  337 

5  125  549 

6  975  300 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

210  500 
442  000 
636  490 
1  078  547 
1  279  800 

600 
180  130 
292  228 
390  503 
494  800 

211 100 
622  130 
928  718 
1  469  050 
1  829  600 

8.  Charlottenburg     .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

280  145 

1  120  900 

2  021  832 

3  048  287 

4  795  500 

134  745 
312  830 

640  606 
877  500 

280  145 

1  255  645 

2  334  662 

3  688  893 
5  673  000 

9.  Cöln  

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

627  000 
2  107  717 

2  500  771 

3  542  813 

4  610  800 

195  540 
764112 

1  785  270 

2  237  946 
2  771  300 

822  450 
2  871  829 

4  286  041 

5  780  759 
7  382  100 

1)  1894  kommen  noch  12980000  M  Mietssteuern  hinzu;  1895:  1000000 

2)  Für  1910  ist  bei  den  einzelnen  Steuerarten  die  Soll-Einnahme  einge- 
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Einkommen- 
steuern 

Aufwand- 
steuern 

Verkehrs- 
steuern 

Verbrauchs- 
steuern 

Gesamt  der 
erhobenen  Ge- 
meindesteuern 

4 

5 

6 

7 

8 

22  335  553 
21  301  740 
29  232  710 
37  290  420 
42  850  000 

473  900 
453  800 
642  318 
795  490 
800  600 

2  000  000 
2  225  844 

4  636  254 

5  695  600 

610  530 
610  530 
765  128 
740  469 

580  900 

■  42  590  483 
46  108  870 

1  61  602  096 
79  726,063 
86  940  700 

640  230 
504  369 
929  740 
2  148  571 
2  392  600 

14  500 
19  000 
42  922 
63  804 
78  000 

43  190 
179  364 
260  000 

50  000 
35  758 
79  859 
75  000 

1         755  458 
850  043 
1  486  676 

3  444  042 

4  390  700 

4  901  439 
3  385  274 

6  098  525 

7  623  074 
9  996  000 

124  000 

125  000 
173  144 
243  961 
456  000 

200  000 
616  195 
1  139  910 
1  000  000 

1  768  455 

1  875  305 

2  185  793 
2  464  543 

300  000 

8  087  344 
8  754  179 
13  324  994 
16  597  037 
18  727  300 

817  600 
729  600 

1  235  466 
1951768 

2  578  500 

9  300 
17  300 
33  183 
48  907 
102  000 

33  000 
194  556 
190  890 
250  000 

495  900 
505  715 
631  812 
779  276 
233  000 

1  533  900 
1  907  745 

3  023  735 

4  442  891 
4  993  100 

1  836  500 
1  717  600 
3  899  365 

6  515  762 

7  870  400 

31  900 
35  900 
81  957 
169  012 
]62  000 

299  250 
873  578 
1  672  798 
1  450  000 

— 

2  148  545 

3  308  395 
7  189  562 

12  046  465 
15  155  400 

4  473  350 
2  952  850 

5  584  867 
8  625  830 

11  240  200 

133  520 
149  000 
269  571 
611  836 
6]  7  200 

500  000 

875  850  1 
1  816  488 
1  220  800 

140  000 
240  000 
373  082 
387  493 
360  900 

5  569  410 

6  713  679 
11  389  411 
17  222  406 
20  821  200 

M  Bauplatzsteuer  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer. 

setzt  nach  der  Verößentlichung  des  Statistischen  Amtes  zu  Elberfeld. 
Martini.  6 
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! 



Realsteuern 

Städte 

bß  , 
ö  ' 

a 

1 

O  ( 

Gru'üd-  u.  Ge- 
^  Liidesteuern 

Gewerbe-u.Be-| 
triebsteuern  | 

Sämtliche 
Realsteuern 

a>  1 
r/ 
Pm 

1 

2  1 

3 

10- 

1 

Crefeld   

1894 

1 

94  000 

203  300 

297  300 

1895 

508  800 

366  600 

875  400 

1902 

572  200 

436  417 

1  008  617 

iyo7 

Odo  c: An 

oaö  5yy 

565  346 

1  393  945 

1910 

953  700 

608  300 

1  582  000 

11. 

Danzigl)  .... 

1894 

248  495 

248  495 

1895 

689  740 

202  200 

891  940 

1902 

901  463 

288  479 

1  189  942 

1907 

"1    CIC  f7   c  Of\ 

1  257  580 

371  316 

1  628  896 

1910 

1  631  600 

438  600 

2  094  900 

12. 

Dortmund  .... 

1894 

109  188 

87  560 

196  748 

1895 

385  518 

242  083 

627  601 

Siehe  am  Ende. 

1902 

[890  034] 

[558  890] 

[1  448  924] 
[1  976  105] 

1910 

1  857  900 

1  068  200 

2  926  100 

13. 

Düsseldorf  .... 

1894 

397  000 

1 85  950 

582  950 

1895 

940  000 

412  350 

1  352  350 

1902 

1  515  924 

667  375 

2  183  299 

lyu/ 

i  yb/  oöy 

961  535 

2  928  894 

1910 

3  300  000 

1  220  200 

4  620  200 

14. 

Duisburg  .... 

1894 

89  798 

43  241 

133  039 

1895 

224  100 

141  200 

365  300 

1902 

468  098 

335  106 

803  204 

IvK)  1 

1  1 07  n 
i  10/  zw 

1  259  484 

2  461  324 

1910 

1  345  000 

1  323  300 

2  718  100 

15. 

Elberfeld  .... 

1894 

72  977 

58175 

131  152 

1895 

739  704 

506  173 

1  245  877 

1902 

1  323  304 

1       602  333 

1  925  637 

1907 

1  436  426 

895  566 

2  331  992 

1910 

1  513  200 

892  100 

2  440  300 

1)  Dazu  kommen  1894:  172550  V,  1895:  169550  M,  1902:  217334  M 
1910  ist  die  Mietssteuer  mit  .  "  ■  900  M  in  die  Sollbeträge  der  Ein- 
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Tabelle  IV. 


Einkommen- 
steuern 

Aufwand- 
steuern 

Verkehrs- 
steuern 

Verbrauchs- 
steuern 

Gesamt  der 
erhobenen  Ge- 
meindesteuern 

■± 

0 

7 

Q 

O 

2  006  100 

33  500 

— 

2  336  900 

1  398  400 

45  000 

40  000 

80  000 

2  438  800 

1  860  533 

48  865 

80  032 

81432 

3  079  479 

2  270  569 

112  575 

112  716 

92  449 

3  982  254 

1  non 

101  UUU 

1 00  ooo 

UUU 

ftK  oon 

OO  UUU 

4tuu  yuu 

1  305  000 

13  600 

57  006 

_ 

1  796  651 

1  185  000 

14  920 

70  000 

2  331  410 

1  718  852 

18  535 

178  560 

76  496 

3  399  719 

2  045  702 

28  634 

233  072 

73  131 

4  235  854 

O  IQQ  000 
•±00  UuU 

166  600 

205  200 

74  000 

4  978  700 

1  806  670 

21  400 

— 

— 

2  024  818 

1  383  613 

31  500 

90  000 

— 

2  132  714 

[3  194  308J 

64  348 

289  269 

— 

4  996  849 

[4  356  533] 

168  496 

557  704 

— 

7  058  838 

±  ftftO  ooo 

1  Qo  noo 

Lv^  UUU 

KiQ.  noo 

0  /  o  UUU 

ä  ?i7ß  1  on 

o  0  <  D  lUU 

2  296  700 

63  600 

— 

130  400 

3  073  650 

2  049  000 

69  000 

200  000 

133  050 

3  803  400 

3  890  981 

147  812 

446  910 

183  192 

6  852  194 

5  601  037 

424  378 

945  746 

183  082 

10  083  137 

<  OUU  UUU 

iyy  <uu 

i  iUU  UUU 

1  ß7  onn 
1D<  zuu 

1  ^       1  on 

lO  DO  /  lUU 

853  961 

15  500 

— 

24  704 

1  027  204 

639  200 

21  000 

10  000 

50  000 

1  115  500 

1  573  134 

34  959 

91915 

59  350 

2  562  562 

4  232  208 

138  820 

439  969 

133  128 

7  405  44  9 

4  617  000 

147  500 

478  200 

149  400 

8  110  200 

3  019  362 

29  300 

100  000 

3  279  814 

2  153  160 

32  100 

110  000 

3  541  137 

3  298  307 

123  532 

251  970 

138  176 

5  737  622 

4  101  475 

210  467 

223  438 

161  802 

7  029  174 

4  802  700 

210  000 

200  000 

150  000 

7  803  000 

1907:  226419  M  Mietssteuern. 

kommen-  und  der  Gewerbesteuer  eingerechnet. 
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-5 

Realsteuern 

Städte 

So 

0 

a 

M 

CJ 

Grund-  u.  Ge- 
bäudesteuern 

Gewerbe- u. Be- 
triebssteuern 

Sämtliche 
Realsteuern 

(U 

1 

2 

3 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

90  050 
325  600 
568  579 
781  674 
865  800 

400 
112  700 
221  334 
277  031 
322  400 

90  450 
438  300 
789  913 
1  008  705 
1  188  200 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

142  192 
395  800 
1  027  110 
1  365  756 
1  885  000 

120  100 
280  200 
693  105 
1  408  065 
1  613  200 

262  292 
676  000 

1  720  215 

2  773  821 

3  498  200 

18.  Frankfurt  a.  M.i)  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

1  850  000 

2  587  069 
4  086  781 
4  799  000 

8  800 
815  800 

1  110  281 

2  073  390 
2  811  600 

8  800 

2  665  800 

3  697  350 

6  160  171 

7  110  600 

19.  Frankfurt  a.  O.  .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

99  312 
221  520 
324  992 
361  548 
466  200 

63  100 
119  061 
141  303 
167  800 

99  312 
284  620 
444  053 
502  851 
649  000 

20.  M.-Gladbach  ... 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

74  859 
220  712 

395  517 
500  000 

81  572 
141  229 

354  577 
415  100 

156  431 
361  941 

758  409 
930  100 

21.  Görlitz  

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

51  959 
264  600 
414  972 
470  956 
580  500 

j  400 
101  850 
171  246 
207  835 
818  100 

52  359 
366  450 
586  218 
678  791 
910  600 

1)  Dazu  kommen  1894:  1600000  M,  1895:  320000  M,  1902:  843000 


Einkommen- 
steuera 

Aufwand- 
Steuern 

Verkehrs- 
steuern 

Verbrauchs- 
steuern 

Gesamt  der 
erhobenen  Ge- 
meindesteuern 

4  ~ 

5 

6 

7 

8 

920  000 

32  060 

88  000 

1  130  510 

570  000 

47  260 

90  000 

87  000 

1  232  560 

1  203  587 

59  050 

130  103 

84  183 

2  266  836 

1  588  458 

81  591 

189  447 

96  795 

2  964  996 

1  867  800 

94  000 

274  900 

97  300 

3  522  200 

1  404  100 

19  000 

- 

60  000 

1  745  392 

1  218  145 

55  000 

31  000 

60  000 

2  040  145 

3  655  082 

82  827 

164  306 

121  273 

5  743  703 

5  741  419 

155  119 

574  514 

172  901 

9  417  774 

6  050  000 

222  000 

600  000 

160  000 

10  530  200 

4  850  000 

200  000 

480  000 

7  138  800 

4  750  000 

205  000 

320  000 

8  260  800 

7  755  676 

274  041 

903  920 

47  878 

18  522  865 

10108  441 

340  433 

2  562  998 

61  615 

19  269  822 

14  688  000 

534  500 

1  574  000 

68  500 

23  975  600 

553  000 

8  193 

660  505 

525  980 

17  200 

— 

45  000 

872  806 

654  442 

25  013 

38  126 

29  636 

1  191  270 

848  722 

33  621 

73  075 

28  891 

1  487  160 

941  800 

36  900 

79  100 

29  100 

1  735  900 

780  569 

16  000 

20  000 

973  000 

577  159 

18  000 

15  000 

30  000 ' 

1  002  100 

1  313  528 

39  083 

45  979 

44  550 

2  201  549 

1  560  900 

52  000 

52  000 

40  000 

2  635  000 

483  508 

17  000 

552  867 

405  454 

26  000 

30  000 

50  000 

877  904 

734  765 

34  577 

56  786 

17  010 

1  429  356 

956  772 

41  401 

60  374 

16  330 

1  753  668 

.    1  258  300 

51  000 

90  000 

72  000 

2  382  000 

M,  1907:  36164  M  Mietssteuern. 
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ci 

'tn" 

Realsteuern 

Städte 

bfl 

a 

Grund-  u.  Ge- 

Gewerbe-u,Be- 

Sämtliche 

o 

bäudesteuern 

triebssteuern 

Realsteuern 

0) 

1 

2 

3 

22.  Halle  .... 

1894 

270  000 

525 

270  525 

1895 

436  047 

214  500 

650  547 

1902 

828  390 

445  993 

1  274  383 

1907 

1  012  150 

611  665 

1  b2o  815 

1910 

1  265  800 

738  900 

2  037  700 

23.  Hannover  .... 

1894 

531  000 

200 

531300 

1895 

1  012  000 

345  200 

1  357  200 

1902 

1  611  630 

596193 

2  207  823 

1907 

2  07o  2bD 

991  670 

ö  Obb  9ob 

1910 

2  5oO  000 

1  Oöb  OÜU 

o  b8b  ODO 

24.  Kiel  2)  

1894 

425  300 

200 

425  500 

1895 

678  589 

106  407 

784  996 

1902 

1  077  775 

295  696 

1  373  471 

1907 

1  654  010 

50b  dbU 

z  ibo  o/U 

1910 

2  581  200 

652  400 

CiCi^  OAA 

2  290  800 

25.  Königsberg  . 

1894 

238  000 

62  000 

300  000 

1895 

849  750 

305  250 

1  155  000 

1902 

1  343  839 

488  804 

1  832  643 

Ci  ~t  "t  A  orten: 

2  114  o05 

b4o  5/2 

2  /o/  bio 

1910 

2  657  500 

O  C  A  A  A  A 

850  000 

o  boz  ÖOU 

26.  Liegnitz  .... 

1894 

80 

80 

1895 

125  932 

41  703 

167  635 

1902 

234111 

91  755 

325  866 

1907 

294  452 

121  188 

415  590 

1910 

389  300 

148  100 

549  400 

27.  Magdeburg    .    .  . 

1894 

310  600 

1565 

312  165 

1895 

1  189  333 

535  520 

1  724  853 

1902 

1  656  408 

843  033 

2  499  441 

1907 

2  159  022 

1091181 

3  250  203 

1910 

2  436  300 

1  075  300 

3  511  600 

1)  Dazu  kommen  1894:  470930  M  Mietssteuern. 

2)  Dazu    kommen    1894:   158360  M,    1895;  131082  M,  besondere 
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Tabelle  IV 


Einkommen- 
steuern 

Aufwand- 
steuern 

Verkehrs- 
steuern 

Verbrauchs- 
steuern 

Gesamt  der 
erhobenen  Ge- 
meindesteuern 

4 

5 

6 

7 

8 

1  009  000 

48  500 

— 

— 

1  798  955 

1  049  220 

57  000 

— 

— 

1  756  767 

2311  336 

105  120 

139  619 

107  234 

3  937  692 

2  885  013 

165  158 

192  814 

99  635 

4  916  435 

3  352  500 

164  000 

260  000 

122  100 

5  936  300 

1  982  300 

34  000 

— 

170  000 

2  717  500 

1  753  435 

50  000 

300  000 

190  000 

3  650  635 

2  830  484 

61  989 

389  731 

221  721 

5  711  748 

4  026  924 

256  262 

357  397 

247  338 

7  954  857 

4  800  000 

238  000 

500  000 

255  000 

9  479  000 

930  000 

53  000 

52  500 

— 

1  619  360 

855  000 

58  000 

102  500 

— 

1  931  578 

1  559  534 

94  954 

252  762 

3  280  721 

2  650  711 

171  983 

919  519 

5  905  583 

4  005  400 

301  700 

596  500 

— 

8  199  400 

1  824  900 

20  200 

— 

112  000 

2  257  100 

1  674  000 

22  000 

100  000 

117  000 

3  068  000 

2  950  570 

28  314 

305  588 

141  861 

5  258  476 

3  583  462 

48  921 

781  342 

156  530 

7  357  873 

4  513  000 

210  000 

650  000 

150  000 

9  055  500 

364  900 

10  300 

375  280 

296  000 

17  000 

6  000 

— 

486  635 

399  833 

24  400 

51  758 

23  126 

824  983 

582  849 

31740 

118  181 

23  433 

1  171  793 

738  900 

40  300 

123  000 

32  000 

1  483  600 

8  040  500  , 

48  000 

_ 

180  000 

3  580  665 

2  303  600 

49  350 

190  000 

178  000 

4  445  803 

3  501  398 

187  614 

173  175 

190  213 

6  551  841 

4  429  964 

250115 

191  311 

193  968 

8  315  561 

5  690  400 

268  500 

214  200 

174  800 

9  859  500 

Grundbesitzsteuern. 
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Städte 

Ij 

Rechnungsjahr 

Realsteuern 

Grund-  u.  Ge- 
bäudesteuern 

Gewerbe-U.Be- 
triebs steuern 

Sämtliche 
Realsteuern 

1 

2 

3 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

3  900 
402  725 
794  993 
1  301  244 
1  67  J  800 

125  000 
■  230  710 
313  400 
400  000 

3  900 
527  725 
1  025  703 

1  614  644 

2  071  800 

29.  Potsdam  .... 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

131  357 
308  256 
342  247 
400  629 
520  000 

50 
60  550 
68  431 
142  851 
123  000 

131407 
368  806 
410  678 
543  480 
643  000 

30.  Spandau  .... 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

68  200 
192  300 
483  201 
521  907 
738  500 

35  000 
58  200 
100  189 
235  930 
371  700 

103  200 
250  500 
583  390 
757  837 
1  110  200 

31.  Stettin  .    .    .    .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

263  800 
857  000 

1  728  731 

2  274  696 
2  435  000 

66  100 
375  100 
676  740 
787  826 
800  100 

329  900 

1  232  100 

2  405  471 

3  062  522 
3  284  100 

32.  Wiesbaden  . 

J  o9i 

1895 
1902 
1907 
1910 

280  997 
418  140 
925  130 
1  278  620 
1  410  000 

88  038 
98  960 
201  982 
326  237 
339  100 

369  035 
517  100 
1  127  112 
1  611  942 
1  824  100 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

16  213  737 
52  788  528 
77  647  120 
106  266  799 
125  155  100 

Anmerkung.     Die  bei  Dortmund  1902  und  1907  eingeklammerten 
und  deshalb  eine  Gesamtzififer  darstellen,  durch  eine  sich  auf  das  entsprechende 
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Einkommen- 
steuern 

Aulwand- 
steuern 

Verkehrs- 
steuern 

Verbrauchs- 
steuern 

Gesamt  der 
erhobenen  Ge- 
meindesteuern 

4 

5 

6 

7 

8 

819139 

10  080 

290  040 

1  123  159 

570  255 

11  525 

291  930 

1  401  435 

1  286  162 

24170 

238  525 

527  969 

3  102  529 

1  817  539 

45  285 

300  399 

677  480 

4  455  347 

2  513  400 

126  000 

255  000 

55  000 

5  021  200 

665  000 

11256 

300  720 

1  108  383 

539  750 

14  300 

361  600 

1  284  456 

619  461 

33  808 

60  382 

431  727 

1  556  056 

860  544 

40  210 

60  846 

440  649 

1  945  729 

963  000 

55  000 

70  000 

53  000 

1  784  000 

514  800 

19  684 

50  000 

687  684 

338  700 

27  000 

50  000 

65  000 

731  200 

570  214 

28  814 

63  856 

50  287 

1  296  561 

760  624 

36  018 

178  785 

73  629 

1  806  893 

955  000 

53  000 

247  000 

75  000 

2  440  200 

1  750  000 

25  550 

2  105  450 

1  184  000 

34  300 

2  450  400 

2  514  990 

39  711 

381  926 

91  333 

5  433  431 

3  317  686 

44  265 

337  230 

76  047 

6  837  750 

4  227  000 

98  500 

324  000 

75  000 

8  008  600 

1  043  965 

31  000 

550  000 

1  994  000 

1  093  400 

40  000 

120  000 

572  500 

2  343  000 

1  685  822 

61  645 

416  624 

755  531 

4  046  734 

2  440  422 

86  190 

540  787 

818  349 

5  407  690 

2  590  000 

84  400 

480  000 

440  000 

5  418  500 

89  281  895 

1  704  483 

664  506 

5  775  o28 

113  640  149 

63  281  900 

1  835  871 

5  126  750 

6  402  753 

129  435  802 

104  058  106 

3  051  531 

10  304  706 

8  267  456 

203  328  919 

142  893  644 

5  142  979 

20  084  688 

9  382  935 

283  771  045 

174  281  100 

6  533  500 

19  769  500 

4  553  200 

330  292  400 

Zahlen  sind,  da  Real-  und  Einkommensteuern  nicht  getrennt  erhoben  werden 
Verhältnis  von  1895  stützende  Teilung  erzielt. 
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Tabelle  V, 


Städte 

Rechnungsjahr 

Von  dem  G-esamt  der  erhobenen  G-emeinde- 
steuern  entfallen  in  Prozenten  auf: 

Bemerkungen 

,  g 

0)  Ö 
pH  -2 

.sag 

g  1 

^  53  =2 
.S3  ^  S 

P  Cß  rQ 

cö  <» 

'S  53^ 

>  " 

.is 

1 

CD 

1.  Aachen 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

11,49 
29,30 
32,55 
32,88 
33,71 

61,34 
40,34 
45,03 
47,04 
56,31 

72,83 
69,64 
77,58 
79,92 
90,02 

1,34 
1,55 
1,43 
1,48 
1,62 

3,63 
1,91 
1,41 
2,42 

25,38 
25,18 
19,00 
17,19 
5,94 

100 
100 
100 
100 
100 

2.  Altona      .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

53,02 
62,78 
59,51 
57,50 
60,51 

42,28 
30,55 
35,11 
36,66 
31,79 

95,30 
93,33 
94,62 
94,16 
92,30 

2,35 
2,78 
2,18 
2,08 
1,73 

2,35 
3,89 
3,20 
3,76 
5,97 

100 
100 
100 
100 
100 

3.  Barmen     .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

6,27 
32,34 
35,77 
35,54 
31,72 

89,09 
60,77 
58,63 
58,65 
61,59 

95,36 
93,11 
94,40 
94,19 
93,31 

1,31 
1,34 
0,91 
1,05 
1,71 

2  68 
3,03 
2,80 
3,75 

3,33 
2  87 
1,66 
1,96 
1,23 

100 
100 
100 
100 
100 

4.  Berlin  .    .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

14,53 
47,16 
46,65 
45,49 
42,57 

82,92 
46,20 
47,45 
46,77 
49,28 

97,45 
93,36 
94,10 
92,26 
91,85 

1,11 
0.98 
1,04 
1,00 
0,93 

4,34 
3,62 
5,82 
6,55 

1,44 
1,32 
1,24 
0,92 
0,67 

100 
100 
100 
100 
100 

o.  Bochum  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

13,33 
32,55 
29,26 
28,23 
36,10 

84,75 
59,93 
62,54 
62,39 
54,49 

98,08 
92,48 
91,80 
90,62 
90,59 

1,92 
2,24 
2,89 
1,85 
1,78 

2,90 
5,21 
5,92 

5,88 
2,41 
2,32 
1,71 

100 
100 
100 
100 
100 

6.  Breslau     .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

15,99 
36,20 
31,91 
30,88 
37,25 

60,61 
38,67 
45,77 
45,93 
53,38 

76,60 
74,87 
77,68 
76,81 
90,63 

1,53 
1,43 
1,30 
1,47 
2,43 

2,28 
4,62 
6,87 
5,34 

21,87 
21,42 
16,40 
14,85 
1,60 

100 
100 
100 
100 
100 

7.  Cassel  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

13,76 
32,61 
30,71 
33,06 
36,64 

53,30 
38,24 
40,86 
44,00 
51,64 

67,06 
70,85 
71,57 
77,06 
88,28 

0,61 
0,91 
1,10 
1,10 
2,04 

1,73 
6,43 
4,30 
5,00 

32,33 
26,51 
20,90 
17,54 
4,88 

100 
100 
100 
100 
100 
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Von  dem  Gesamt  der 

erhol 

eneu  (rcmeinde- 

ci 
'UP 

steuern  en 

tfallen 

in  Pr 

o/.entei 

auf: 

Städte 

d 
d 

'  s 

.3  a  § 

•ekte 
uern 
•haupt  1 

t% 

%%% 

Bemerkungen 

o 

(U 

od 

^  -2 

CO 

O  Ol 

Q  oQ  -c 

<tj 

%^ 

8.  Charlotten- 

1894 

1  9  HA 

QK  Ad 

98,52 

1,48 

100 

burg  .  . 

1895 

o  /,yo 

89,87 

1,08 

9,05 

100 

1902 

32,47 

54,24 

86,71 

1,14 

12,15 

100 

1907 

30,62 

54,09 

84,71 

1,40 

13,89 

100 

1  Qi  n 

37,43 

51,93 

89,36 

1  07 

9,57 

100 

9.  Cöln  .  . 

1894 

14,77 

80,32 

95,09 

2,40 

— 

2,51 

100 

1895 

42,78 

43,98 

86,76 

2,22 

7,45 

3,57 

100 

1902 

o  r  ,oo 

86,66 

2,37 

7,69 

3,28 

100 

1907 

33,57 

50,08 

83,65 

3,55 

10,55 

2,25 

100 

1908 

35.46 

53,99 

89,45 

2,96 

5,86 

1,73 

100 

10.  Crefeld  . 

1894 

12,40 

86,20 

98,60 

1,40 

— 

— 

100 

1895 

35,89 

57,34 

93,23 

1,85 

1,64 

3,28 

100 

1902 

32,75 

60,42 

93,17 

1,59 

2,60 

2,64 

100 

1907 

35,00 

57,02 

92,02 

2,83 

1910 

35,94 

56,35 

92,29 

2,74 

1  00 

11.  Danzig 

1894 

13,83 

72  64 

86,47 

0,76 

0,1  / 

1  An 
lUvJ 

dazu9,600/o  Mietsst. 

1895 

38  26 

50  83 

89,09 

0,64 

c),OU 

— 

1  r\f\ 

100 

„   7,270/,  „ 

1902 

35,00 

50,55 

85,55 

0,55 

0,20 

2,2o 

1  {\C\ 

100 

1907 

38,46 

53,64 

92,10 

0,68 

o,ou 

1  (\(\ 

1910 

42,08 

48,97 

91,05 

3,34 

4,12 

1,49 

100 

12.  Dortmund 

1894 

9,72 

89,22 

98,94 

1,06 

— ' 

100 

1895 

29,43 

64,87 

94,30 

1,48 

4,22 

— 

100 

1902 

Icnrnm  pn^tpn  f*rn 

92,92 

1,29 

5,79 

100 

werden  nicht  ^"c ~ 

1907 

89,71 

2,39 

7,90 

100 

1910 

trennt  erhoben. 

3i,12 

56.90 

91,02 

2,24 

6  74 

100 

13.  Düsseldorf 

1894 

18,97 

74,72 

93,69 

2,07 

— 

4,24 

100 

1895 

35,56 

53,87 

89,43 

1,81 

5,26 

3,50 

100 

1902 

56  79 

88,65 

2,16 

6,52 

2,67 

100 

1907 

29,05 

55,55 

84,60 

4,21 

9,08 

1  Dl 

100 

1910 

33,76 

53,33 

87,09 

3,65 

8,04 

1,22 

100 

14.  Duisburg 

1894 

12,95 

83,13 

96,08 

1,51 

- 

2,41 

100 

1895 

32,75 

57,30 

90,05 

1,88 

3,59 

4,48 

100 

1902 

31,34 

61,39 

92,73 

1,36 

3,59 

2,32 

100 

1907 

33,23 

57,15 

90,38 

1,88 

5,94 

1,80 

100 

1910 

33,51 

56,93 

90,44 

1,82 

5,90 

1,84 

100 
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Städte 

1 

iRechnungsjahr 

Yon  dem  Gresamt  der  erhobenen  G-emeinde- 
steuern  autfaJlen  in  Prozenten  auf: 

Bemerkungen 

1 1  -i  1  § 

■+i  ^  ö 
M  (C  CÖ 
■§    ö  ^ 

H  «3 

ö  S  ^  S 

1  J3  ^ 

u  o  <o 

a 

<ä 

et 

15.  Elberfeld  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

4,00 
35,18 
33,56 
33,18 
31,28 

92,06 
60,80 
57,49 
58,35 
61,55 

96,06 
95,98 
91,05 
91,53 
92,83 

0,89 
0,91 
2,15 
2,99 
2,69 

4,39 
3,18 
2,56 

3,05 
3,11 
2,41 
2,30 
1,92 

100 
100 
100 
100 

100 

16.  Erfurt     .  . 

1 

1 
1 
1 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

8,00 
35,56 
34,85 
34,02 
33,73 

81,38 
46,25 
53,10 
53,57 
53,03 

89,38 
81,81 
87,95 
87,59 
86,76 

2,84 
3,83 
2,60 
2,67 
2,67 

7,30 
5.74 
6,39 
7,81 

7,78 
7,06 
3  71 
3,26 
2,76 

100 
100 
1  00 
100 
100 

17.  Essen. 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

15,03 
33,13 
29,95 
30,19 
33,22 

80,44 
59,71 
63,64 
60,32 
57,45 

95,47 
92,84 
93,59 
90,51 
90,67 

1,09 
2,70 
1,44 
1,63 
2,11 

1,52 
2,86 
6,04 
5,70 

3,44 
2,94 
2  11 
1,82 
1,52 

100 
100 
100 
100 
100 

18.  Frankfurt  a.  M, 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

0,13 
32,27 
27,34 
31,97 
29,66 

67,94 
57,51 
57,35 
52,64 
61,26 

68,07 
89,78 
84,69 
84,61 
90,92 

2,80 
2,48 
2,03 
1,77 
2,23 

6,72 
3,87 
6,69 
13,30 
6,56 

_ 

0,35 
0,32 
0,29 

100 
100 
100 
100 
100 

dazu22,4l0/ßMietsst. 
„     3,870/o  „ 
.     6,240/0  „ 

19.  Frankfurt  a.  0. 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

15,04 
32,61 
37  27 
33,81 
37,38 

83,72 
60,26 
54.94 
57,07 
54,25 

98,76 
92,87 
92,21 
90,88 
91,63 

1,24 
1,97 
2,10 
2,26 
2,12 

_ 

3,20 
4,92 
4,56 

5,16 
2  49 
1,94 
1,68 

100 
100 
100 
100 
100 

20.  M.-Gladbach 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

16,08 
36,12 

34,45 
35,30 

80,22 
57,59 

59,66 
59,24 

96,30 
93,71 

94,11 
94,54 

1,64 
1,80 

1,78 
1,97 

1,50 

2,09 
1,97 

2,16 
2,99 

2,02 
1,52 

100 
100 

100 
100 

21.  Görlitz    .  . 

1894 
1895 
1902 
1907 
1910 

9,47 
41,74 
41,01 
38,71 
38,22 

87,45 
46,18 
51,41 
54,56 
52,83 

96,92 
87,92 
92,42 
93,27 
91,05 

3,08 
2,96 
2,42 
2,36 
2,15 

3,42 
3,97 
3,44 
3,78 

5,70 
1,19 
0,93 
3,02 

100 
100 
100 
100 
100 
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Städte 


Von  dem  Gesamt  der  erhobenen  Gemeinde- 
steuern entfallen  in  Prozenten  auf 


I    0)  u 


3  S 


Bemerkungen 


22.  Halle. 


1894 
1895 
1902 
1907 
1910 


14,P>1 
35,14 
32,36 
33,03 
34,33 


53,37 
56,67 
58,70 
57,66 
56,47 


92,59 
91,81 
91,06 
90,69 
90,80 


2,57 
3,08 
2,67 
3,36 
2,67 


4,84 
5,11 
3,55 
3,92 
4,38 


2,72 
2,03 
2,06 


100  dazu2i,9l'VoMiet88t. 
100 

100 
100 
100 


23,  Hannover 


1894 
1895 
1902 
1907 
1910 


19,55 
37,18 
38,65 
38,64 
38,89 


72,94 
48,03 
49,56 
50,56 
50,64 


92,49  1,25 
85,21  Ii, 37 
'l,09 


88,21 
89,20 
89,53 


3,22 
2,51 


8,22 
6,82 
4,48 
5,27 


6,26 
5,20 
3,88 
3,10 
2,69 


100 
100 
100 
100 
100 


24.  Kiel  . 


1894 
1895 
1902 
1907 
1910 


36,06 
47,43 
41,86 

40,20 


57,43 
44,26 
47,54 

48,85 


93,49 
91,69 
89,40 
81,60 
89,05 


3,27 
3,00 
2,89 
2,90 
3,68 


3,24 
5,31 
7,71 
15,50 
7,27 


100 
100 
1100 
100 
100 


In  die  Kealateuern 
sind  1894:  9,78»/,,, 
1895:  6,78%  be- 
sondere Grandbe- 
sitzsteuern einge- 
recknet. 


25.  Königsberg 


1894 
1895 
1902 
1907 
1910 


13,30 
37,65 
34,86 
37,89 
39,01 


80,85 
54,56 
56,10 
48,70 
49,84 


94,15 
92,21 
90,96 
86,59 
88,85 


0,89 
0,72 
0,54 
0,66 
2,32 


3,26 
5,81 
10,62 
7,18 


4,96 
3,81 
2,69 
2,13 
1,65 


100 
100 
100 
100 
100 


26.  Liegnitz  . 


1894  0,02 

1895  34,45 


1902 
1907 
1910 


39,50 
35,45 
37,03 


97,24 
60,83 
48,47 
49,75 
49,80 


97,26 
95,28 
87,97 
85,20 
86,83 


2,74 
3,49 
2,96 
2,71 
2,72 


1,23 
6,27 
10,09 
8,29 


2,80 
2,00 
2,16 


100 
100 
100 
100 
100 


1894 
1895 
1902 
1907 
1910 


8,72 
38,80 
38,15 
39,09 
35,62 


84,91 
51,82 
53,44 
53,27 
57,7] 


93,63 
90,62 
91,59 
92,36 
93,33 


1,34 
1,11 
2,87 
3,01 
2,72 


4,27 
2,64 
2,30 
2,17 


5,03 
4,00 
2.90 


100 
100 
100 


2,33|100 
l,77ilOO 


28.  Posen  . 


1894 
1895 
1902 
1907 
1910 


0,35 
37,66 
33,06 
36,24 
41,26 


72,93 
40,69 
41,45 
40,80 
50,0 


73,28 
78,35 
74,51 
77,04 
91,31 


0,90 
0,82 

0,78,  7,69 

1,021  0,7-1 

2.511  5,08 


100 
100 


25,82 
20,83 
17,02il00 
15.20  ICO 
1.10  100 
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You  dem  Ges 

amt  der  erhobenen  Gemeinde- 

cä 
bß 

steucvD  ( 

Mitfalle 

1  in  Prozenten  auf 

Städte 

d 
a 

.  e 

TS  c 

I 

m  a 

fcl    O  <D 

1 

Bemerkungen 

O 

1  s 

s  a  s 

p  "S 

Dire 

Steu 
überh 

steU' 

Ve 
brau( 
steu« 

1 

29.  Potsdam  .  . 

1894 

11,85 

60,00 

71,85 

1,02 

— 

27,13 

100 

1895 

28,72 

42,02 

70,74 

1,11 

— 

28,15 

100 

1902 

26,39 

39,81 

66,20 

2,17 

3,88 

27,75 

100 

1907 

Id.  99 

72,15 

2,07 

3  1  S 

22,65 

100 

1910 

36,04 

53,98 

90,02 

3,08 

3,93 

2,97 

100 

30.  Spandau  . 

1894 

15,01 

74,86 

89,87 

a,8b 

— 

7,27 

100 

1895 

34,26 

46,32 

80,58 

3,69 

6,84 

8,89 

100 

1902 

45,00 

43,98 

88,98 

2,22 

4,92 

3,88 

100 

1907 

-L9  1  0 

84,04 

1,99 

Q  89 

4,08 

100 

1910 

45,50 

39,14 

84.64 

2,17 

10,12 

3,07 

100 

31.  Stettin     .  . 

1894 

15,67 

83,12 

98,79 

1,21 

— 

iOO 

1895 

50,28 

48,32 

98,60 

1,40 

— 

100 

1902 

44,27 

46,29 

90,56 

0,73 

7,03 

1,68 

100 

1907 

•-1:4,  /  U 

■±0,«Jii5 

93,31 

0,65 

4  93 

1,11 

100 

1910 

41,01 

52,78 

93,79 

1,23 

4,04 

0,94 

100 

32.  Wiesbaden  . 

1894 

18,51 

52,36 

±,00 

— 

1 00 

1895 

22,07 

46,67 

68,74 

1,71 

5,12 

24,43 

100 

1902 

27,85 

41,66 

69,51 

1,52 

10,30 

18,67 

100 

1907 

29,32 

44,39 

73,71 

1,57 

9,84 

14,88 

100 

1910 

33,66 

47,78 

81,44 

1,58 

8,86 

8,12 

100 

Durchschnitt  . 

1894 

14,27 

78,57 

92,79 

1,50 

0,58 

5,08 

100 

1895140,78 

48,89 

89,67 

1,42 

3,96 

4,95 

100 

1902  38,19 

51,17 

89,36 

1,50 

5,07 

4,07 

100 

1907  37,45 

50,35 

87,80 

1,81 

7,08 

3,31 

100 

191037,89 

52,77 

90,66 

1,98 

5,98 

1,38 

100 

C.  Schulze  &  Co.,  G.  ni.  b.  H.,  Grüfenhainichcn  (Bez.  Halln 


Lebenslauf. 

Als  Sohn  des  verstorbenen  Sparkassenrendanten  Rudolf 
Martini  und  seiner  Ehefrau  Marie  geb.  Müller  bin  ich, 
Paul  Martini,  am  1.  Februar  1888  in  Apolda,  Großherzogtum 
Sachsen- Weimar,  geboren,  bin  Protestant  und  Preuße.  Von 
Ostern  1898  bis  Ostern  1908  besuchte  ich  das  Gymnasium  zu 
Ostrowo,  welches  ich  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ. 
Von  da  an  bis  Sommersemester  1911  einschließlich  studierte 
ich  Nationalökonomie,  Staatsrecht  und  Philosophie  in  Berlin 
und  Breslau,  wo  ich  am  12,  Juli  1911  das  Rigorosum  cum 
laude  bestand. 


